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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  J ä n n e r  1 9 9 9 ,  H e f t 1

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Der gemeinsame „Rechtsberatungsmarkt“

werden. Um ihn zu bestehen, ist bestes
fachliches Wissen, Bereitschaft, sich mit
Neuem auseinanderzusetzen, und letzt-
lich geistige Beweglichkeit unabdingbare
Voraussetzung. Gerade der freiberuflich
tätige Rechtsanwalt, der die tägliche Her-
ausforderung der rechtlichen Auseinan-
dersetzung kennt und auf eine ausge-
zeichnete Ausbildung, vor allem aber auf
berufliche Erfahrung, zurückgreifen kann,
hat gegenüber anderen Berufen entschei-
dende Vorteile im Wettbewerb – er muß
sie allerdings zu nutzen bereit sein.
Für die Standesvertretung bedeutet die
Herausforderung des gemeinsamen Mark-
tes, mit noch mehr Einsatz als bisher im
Rat der Anwaltschaften der europäischen
Gemeinschaft (CCBE) tätig zu sein, die
notwendigen Kontakte zu anderen euro-
päischen Rechtsanwaltschaften zu vertie-
fen, vor allem aber die Rolle, die dem
Rechtsanwalt in der staatlichen Verwal-
tung und Gerichtsbarkeit zukommt, auch
gegenüber den Organen der Europäi-
schen Gemeinschaft einzunehmen und zu
erfüllen. Während die berufsrechtlichen
Vorschriften des Gemeinschaftsrechtes im
wesentlichen in innerstaatliches Recht um-
gesetzt sind – offen blieb für die Zeit
bis in den Beginn des Jahres 2000 die
Umsetzung der Niederlassungsrichtlinie,
insbesondere betreffend Partnerschaften
über die Grenze –, wird die Mitwirkung
auch an der Rechtsetzung der Euro-
päischen Gemeinschaft immer größeren
Raum einnehmen müssen, um den Rechts-
anwaltschaften jene Bedeutung zu erhal-
ten, die sie in den „Nationalstaaten“
jeweils haben.
In dieser so spannenden Zeit hat die
österreichische Anwaltschaft die Chance,

durch einen österreichischen Rechtsanwalt
an vorderster Front an den Entscheidun-
gen mitzuwirken. Herr Kollege Dr. Rupert
Wolff, Rechtsanwalt in Salzburg, wurde
einstimmig zum Vizepräsidenten des
CCBE gewählt. Er wird in den Jahren
1999 und 2000 als Vizepräsident und
2001 als Präsident des CCBE entschei-
denden Anteil an der Entwicklung der
Rechtsanwaltschaften in der Europäischen
Union haben. Damit er diese Aufgabe
bestehen kann, braucht er die Unterstüt-
zung der österreichischen Rechtsanwalt-
schaft und aller ihrer Funktionäre. Die
guten Beziehungen, die durch Jahre dank
der Europäischen Präsidentenkonferenz
und in den letzten Jahren durch die
aktive Teilnahme an einer großen Zahl
von Veranstaltungen der Anwaltschaften
in Europa geknüpft werden konnten, sind
eine gute Grundlage für diese Arbeit der
nächsten Jahre.

Um es noch einmal deutlich zu machen:
Die Tätigkeit innerhalb und für die An-
waltschaften Europas ist nicht Spielwiese
für einzelne Funktionäre, die sich persön-
liche Wünsche erfüllen, sondern unab-
dingbare Voraussetzung für die Gestal-
tung der Zukunft des österreichischen
Rechtsanwaltsstandes. Es ist schon mög-
lich, daß noch einige Jahre sozusagen
„nach dem alten Muster“ die Rechts-
anwaltschaft in Österreich ohne Beach-
tung der Möglichkeiten der Europäischen
Union erfolgreich ausgeübt werden kann;
diese Zeit ist nach meiner festen Überzeu-
gung allerdings begrenzt, was nur bedeu-
ten kann, daß sich jeder von uns der mit
der Verwirklichung der Währungsunion
eingeläuteten neuen Entwicklung stellen
muß.

Mit der Einführung des Euro wurde ein
weiterer Schritt in der Integration der
Europäischen Union getan. Der europäi-
sche Wirtschaftsraum wird Realität. Das
bedeutet für die österreichische Anwalt-
schaft, sich ihren Platz in Europa sichern
zu müssen und für jeden von uns, den bis-
herigen Tätigkeitsbereich zu erweitern
oder zumindest zu versuchen, die Mög-
lichkeiten, die das größere Europa bietet,
zu nutzen.
Für international tätige Gesellschaften
zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
und für jede Kollegin und jeden Kol-
legen, der über die österreichischen
Grenzen hinaus anwaltliche Leistungen
erbringt, werden die nächsten Jahre von
entscheidender Bedeutung für den beruf-
lichen Erfolg sein. Aber auch jene, die
den größten Teil ihrer Tätigkeit vor öster-
reichischen Gerichten oder für öster-
reichische Auftraggeber leisten, werden
– wollen sie mit der Entwicklung Schritt
halten – sich in dem europäischen Wirt-
schaftsraum orientieren müssen. Zuneh-
mend werden Regelungen des Gemein-
schaftsrechtes auch in die österreichische
Rechtsordnung Eingang finden und von
Gerichten und Verwaltungsbehörden an-
zuwenden sein.
So schön die Worte von Splendid Isola-
tion auch klingen mögen, die Realität
wird anders sein. Der Beratungsmarkt
wird insgesamt größer werden. Diese
Erweiterung der Nachfrage nach Rechts-
rat muß daher Herausforderung für die
österreichische Rechtsanwaltschaft sein.
Zuwachsraten sind vor allem in diesem
Markt zu erwarten. Gerade deshalb wird
der Wettbewerb um das Beratungsman-
dat immer intensiver und anspruchsvoller
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ÖRAK

An das
Bundesministerium für Justiz

Museumstraße 7
1010 Wien

GZ 13/01 98/4726

Betrifft: Entwurf eines Insolvenzverwalter-Entlohnungsgesetzes –
IVEG
GZ: 13.018/46-I.5/1998
Referent RA Dr. Stephan Riel, Wien

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag erstattet zum Ent-
wurf des Bundesgesetzes zum Insolvenzverwalter-Entlohnungsge-
setz nachfolgende

Stellungnahme:

I. Einleitung

Die geltenden Insolvenzgesetze enthalten keine nähere Bestim-
mung über die Ermittlung und Höhe der Ansprüche der Masse- und
Ausgleichsverwalter und der bevorrechteten Gläubigerschutzver-
bände. Der Gesetzgeber hat die Bemessung der diesen zuste-
henden „Belohnung“ dem Konkurs- bzw Ausgleichsgericht überlas-
sen1). In jahrzehntelanger Übung der Konkurs- und der Oberlan-
desgerichte hat sich eine gefestigte Praxis entwickelt, die zum Teil
sogar in sog „Richtlinien“2) niedergelegt ist. Freilich bestehen –
zumal gem § 125 Abs 2 KO, § 33 Abs 2 AO die Befassung des
OGH unzulässig ist – regionale Unterschiede3), die auf Außenste-
hende durchaus einen verwirrenden Eindruck machen können).4)
Das im Vordergrund stehende rechtspolitische Anliegen des MinE,
die Vereinheitlichung der Entlohnungspraxis, ist daher grundsätz-
lich zu begrüßen, wenn auch anzumerken ist, daß sich bereits aus
der geringen Zahl der vorliegenden zweitinstanzlichen Entschei-
dungen zu diesem Themenbereich ergibt, daß in der Praxis kein
Bedürfnis nach einer Neuordnung der Materie besteht.

II. Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes
A. Änderungen der KO

1. Zu § 82 KO
a) Regelentlohnung gem § 82 Abs 1 KO

Es ist grundsätzlich sachgerecht, bei der Bemessung der Entloh-
nung des Masseverwalters an den bei der Verwertung erzielten
Erlös anzuknüpfen. Denn einerseits kommt diesem eine gewisse
Aussagekraft über die Größe und Schwierigkeit des Verfahrens
und damit über den – wohl für die Entlohnungfrage letztlich ent-

scheidenden – Umfang der Mühewaltung und der damit verbunde-
nen Verantwortung zu. Andererseits betont diese Bemessungs-
grundlage den Charakter der Entlohnung des Masseverwalters als
Erfolgsprämie5).

Dem Vorschlag, von der Bemessungsgrundlage einen degressiven
Prozentsatz als Regelentlohnung festzusetzen, kann hingegen nicht
zugestimmt werden. Der Zweck eines degressiven Modells kann
nur darin liegen, bei ungewöhnlich hoher Bemessungsgrundlage
Ergebnisse zu verhindern, die „im Hinblick auf die konkursbe-
dingten Einbußen der Gläubiger als unangemessen empfunden
werden“6).

Hingegen kann eine Degression mit Angemessenheitsüberlegun-
gen nicht gerechtfertigt werden7). Denn – wie Eickmann8) treffend
ausführt – verlangt die Erwirtschaftung der jeweiligen Mehrbeträge
den selben Arbeits- und Unkostenaufwand, der für den vorherigen
Wertteil erforderlich war. Ein degressives Modell führt dazu,
daß trotzdem immer mehr Arbeit immer geringer bezahlt wird9).
Dies, obwohl der „bei der Verwertung erzielte Erlös“ keineswegs
eine fest vorgegebene oder vom Masseverwalter unbeeinflußbare
Größe darstellt (wie etwa der Streitwert im Zivilprozeß!), sondern
vielmehr durch die Tätigkeit und den Einsatz des Masseverwalters
erst geschaffen wird10). Obwohl auf der Hand liegt, daß diese bei
den „letzten“ S 100.000,– nicht geringer sind als bei den ersten
S 100.000,–, erfolgt im degressiven Modell eine völlig unter-
schiedliche Entlohnung, die – wie erwähnt – nur durch die Über-
legung, daß „exorbitante Entlohnungen“ verhindert werden sollen,
gerechtfertigt werden kann.

Kann es bei der Degression somit nur darum gehen, „exorbitante
Entlohnungen“ zu verhindern, stellt sich die Frage, ob ein degres-
sives Modell überhaupt geeignet ist, diesen Zweck sachgerecht zu
erreichen. Man muß nicht das berühmte Wort von Uhlenbruck,
daß ein guter Verwalter das Geld, das er kostet, wieder herein-

1) Vgl dazu (zum Masseverwalter) näher Hierzenberger/Riel in Konecny/
Schubert (Hg) Kommentar zu den Insolvenzgesetzen (1997ff) § 82 KO
Rz 1 mwN.

2) Zu diesen und deren normativem Gehalt vgl Fink, Belohnung der Insol-
venzverwalter, in Buchegger/Holzhammer (Hg) Beiträge zum Zivilpro-
zeßrecht III (1989) 73ff (97ff mwN).

3) Vgl etwa zur Frage, ob dem Masseverwalter eine Pauschalentlohnung
oder eine Belohnung nach Einzelleistungen zusteht, Hierzenberger/
Riel in Konecny/Schubert, KO § 82 Rz 3 mwN.

4) Siehe etwa aus der Tagespresse „Michalek rodet den Dschungel“ in
Der Standard vom 24./25. 1. 1998, 14.

5) Vgl Eickmann, Vergütungsverordnung2 (1997) § 1 Rz 1.
6) Vgl Eickmann, VergV2 § 3 Rz 1; ähnlich Haarmeyer/Wutzke/Förster,

Vergütungsverordnung (1997) § 3 Rz 1 und die aaO 441ff (443f)
abgedruckte Begründung zum Diskussionsentwurf einer InsVV, wo von
„exorbitant hohen Vergütungen“ die Rede ist.

7) Anders die Begründung zum MinE 20.
8) VergV2 § 3 Rz 1.
9) Eickmann, VergV2 § 3 Rz 1.

10) Zutr Eickmann, VergV2 § 3 Rz 6.
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bringt11), bemühen, um zu erkennen, daß jeder zusätzlich vom
Masseverwalter für die Masse erwirtschaftete Betrag primär den
Gläubigern zugute kommt. Dieser kann sich nun aus der Verwer-
tung eines oder einiger weniger schnell realisierbarer Vermögens-
werte oder in einem langjährig andauernden Verfahren aus der
Realisierung vieler einzelner Vermögenswerte ergeben. Nur im
ersteren Fall ist die durch das degressive Modell bedingte Minde-
rung der Entlohnung uU gerechtfertigt12). Im zweiten Fall führt die
Degression jedoch jedenfalls zu unangemessenen Ergebnissen,
die durch Zuschläge ausgeglichen werden müssen13).
Hohe Verwertungserlöse werden (leider) weit öfter durch aufwen-
dige und langwierige Verwertungsbemühungen als durch die Ver-
wertung eines oder einiger weniger schnell realisierbarer Ver-
mögenswerte erzielt. In diesen Fällen ist die degressiv berechnete
Entlohnung – wie erwähnt – nicht angemessen und muß durch Zu-
schläge angepaßt werden. Das degressive Modell führt also dazu,
daß im Regelfall eines Verfahrens mit hohem Verwertungserlös die
„Regelentlohnung“ nicht angemessen ist. Es werden also im Regel-
fall nicht „exorbitante Entlohnungen“ verhindert, sondern die Tätig-
keit des Masseverwalter unangemessen entlohnt. Das sollte im
Gesetzgebungsprozeß unbedingt vermieden werden, da das Ziel
einer Vereinheitlichung und Vereinfachung der Entlohnungspraxis
gefährdet würde.
Der mit der Degression verfolgte Zweck, „exorbitante Entlohnun-
gen“ zu verhindern, kann einfacher und sachgerechter dadurch er-
reicht werden, daß von einer nicht degressiv berechneten „Regel-
entlohnung“ im Einzelfall ein Abschlag vorgenommen wird.

Wenn man sich diesem Vorschlag nicht anschließt, wäre dem
vorgetragenen Gedanken dadurch Rechnung zu tragen, daß –
ähnlich wie in § 3 Abs 1 lit c dInsVV14) – ein (weiterer) Erhöhungs-
faktor aufgenommen wird, der dann zum Tragen kommt, wenn
die Regelentlohnung wegen der Degression keine angemessene
Gegenleistung dafür darstellt, daß der Verwalter mit erheblichem
Arbeitsaufwand die Masse vermehrt oder zusätzliche Masse fest-
gestellt hat.

b) Mindestentlohnung

Die vorgeschlagene Mindestentlohnung von S 28.000,– stellt –
entgegen der Annahme der Begründung zum MinE15) – keine
„angemessene Entlohnung“ in kleinen und kleinsten Konkursverfah-
ren dar. Insb ist festzustellen, daß seit dem IRÄG 1997 die Zahl
der Abweisungen mangels Masse zugunsten der Konkurseröffnun-
gen stark zurückgegangen ist16). Gerade in den Fällen, die vor
dem IRÄG 1997 mangels Masse nicht eröffnet worden wären, ist
ein – im Verhältnis zum vorhandenen Vermögen – übergroßer Auf-
wand festzustellen: In vielen Fällen stehen keine oder unzureichen-
de Buchhaltungs- und Lohnverrechnungsunterlagen zur Verfügung,
die (wenigen) vorhandenen Vermögenswerte sind (unanfechtbar)
gepfändet, die Dienstnehmeransprüche sind (oft mangels ord-
nungsgemäßer Lohnverrechnung und wegen „Schwarzzahlungen“)

strittig, und der Gemeinschuldner bzw der Geschäftsführer ist
entweder überhaupt „untergetaucht“ oder zu einer zielführenden
Informationserteilung nicht willig oder fähig.

Selbst bei effizienter Abwicklung und ohne die beschriebenen
erschwerenden Umstände erfordert die Abwicklung eines Konkurs-
verfahrens einen Minimalaufwand von rund 30 bis 50 Arbeitsstun-
den des Masseverwalters. Rechnerisch ergibt sich somit bei der
vorgeschlagenen Mindestentlohnung ein Stundensatz von deutlich
unter S 1.000,–. Dies stellt nicht nur im Vergleich zu den in
Deutschland als angemessen angenommenen Stundensätzen für
Insolvenzverwalter17), sondern auch im Vergleich zu den durch-
schnittlichen Stundensätzen von Professionisten keine angemessene
Entlohnung dar. Auch würde sich ergeben, daß ein bevorrechteter
Gläubigerschutzverband, der 38 Dienstnehmer im Konkursverfah-
ren vertritt, eine höhere Entlohnung erhalten würde als der Masse-
verwalter (§ 13c IESG idF MinE).

So erfreulich der Rückgang von Abweisungen mangels Masse ist,
kann nicht akzeptiert werden, daß nach dem MinE der mit der Ab-
wicklung von „Kleinstverfahren“ verbundene Aufwand auch dann
nicht angemessen entlohnt wird, wenn an sich ausreichende Mas-
semittel vorhanden wären (eine Regelentlohnung über S 28.000,–
steht erst ab Verwertungserlösen über S 187.000,– zu). Nur am
Rande sei erwähnt, daß der Hinweis der Begründung zum MinE
auf die Höhe des üblicherweise vorgeschriebenen Kostenvorschus-
ses (S 50.000,–), der nicht erhöht werden soll18), schon deshalb
ins Leere geht, da dieser Betrag nur die „Anlaufkosten“ decken soll
(so ausdrücklich § 72a Abs 1 KO idF IRÄG 1997). Es wird vorge-
schlagen, die Mindestentlohnung mit S 56.000,– (ECU 4.000,–)
festzusetzen.

Alternativ wird vorgeschlagen, analog zu § 2 Abs 1 dInsVV, wo-
nach von den ersten 50.000,– DM eine Regelvergütung von 40%
gebührt, eine (weitere) Wertgrenze mit einem deutlich über 15%
liegenden Prozentsatz in den Entwurf aufzunehmen.

c) Besondere Entlohnung für die Mitwirkung am Zwangsausgleich

Dem Vorschlag, auch im Falle eines Zwangsausgleiches die „kon-
kurstypischen“ Bemühungen gem § 82 Abs 1 KO idF MinE zu

11) Kuhn/Uhlenbruck, Kommentar zur Konkursordnung11 (1994) § 85
Rz 5a.

12) Vgl idS K. Schmidt, Insolvenzgesetze17 (1997) § 85 KO Anm 1c; krit
zur Minderung der „Regelvergütung“ bei hoher Bemessungsgrundlage,
wenn diese aus „schnell realisierbaren Vermögenswerten“ resultiert,
hingegen Eickmann, VergV2 § 3 Rz 9ff.

13) S bei FN 14.
14) Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung vom 19. 8. 1998, dBGBl I

S. 2205 (zit nach ZInsO 1998, 227ff).
15) MinE 25.
16) Vgl Zotter, Insolvenzstatistik 1. Halbjahr 1998, ZIK 1998, 121f.
17) DM 350 bis DM 750; vgl Haarmeyer/Wutzke/Förster, VergV Einf

Rz 65.
18) MinE 25f.
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entlohnen19), wird zugestimmt. Ebenso sachgerecht ist es, daß – in
Übereinstimmung mit der bisherigen Praxis – die besondere Ent-
lohnung für die Mitwirkung am Zwangsausgleich auf der Basis des
Erfordernisses berechnet wird.

Abgelehnt wird hingegen der Vorschlag des MinE, daß diese be-
sondere Entlohnung nur dann zusteht, wenn der Zwangsausgleich
rechtskräftig bestätigt wurde. Denn die vom Masseverwalter im
Zusammenhang mit dem Zwangsausgleich zu setzenden Bemühun-
gen (Erstellung eines Status zur Überprüfung der Erfüllbarkeit und
Angemessenheit des angebotenen Zwangsausgleiches und Erstat-
tung eines Berichtes, Verhandlungen mit Gläubigern über Rück-
stehungserklärungen etc, Teilnahme an der Zwangsausgleichstag-
satzung) werden auch dann im Interesse der Gläubiger gesetzt,
wenn es letztlich – aus welchen Gründen auch immer – nicht zur
rechtskräftigen Bestätigung des Zwangsausgleiches kommt. Der
Vorschlag des MinE macht demgegenüber aus der besonderen
Entlohnung gem § 82 Abs 2 KO eine reine Erfolgsprämie für den
Fall, daß der Zwangsausgleich rechtskräftig bestätigt wird, was
schon deshalb nicht sachgerecht ist, da der Masseverwalter ja
nicht in jedem Fall, sondern nur dann, wenn dies im Interesse der
Gläubiger gelegen ist, auf einen Zwangsausgleich dringen soll.
Führt die kritische Durchleuchtung des angebotenen Zwangsaus-
gleiches dazu, daß der Masseverwalter den Gläubigern dessen
Annahme nicht empfiehlt, da im Zuge einer konkursmäßigen
Abwicklung eine höhere Quote erzielt werden kann, und so einen
unangemessenen Zwangsausgleich „verhindert“, bleibt dies nach
dem MinE „unbelohnt“.

Es wird daher vorgeschlagen, die besondere Entlohnung gem § 82
Abs 2 KO (in Übereinstimmung mit § 33 AO idF MinE) nicht von der
rechtskräftigen Bestätigung des Zwangsausgleiches abhängig zu
machen. Ist der Aufwand des Masseverwalters im Zusammenhang
mit dem Zwangsausgleich gering (etwa weil sich bei der Prüfung
des Zwangsausgleiches durch den Masseverwalter sofort heraus-
stellt, daß der Zwangsausgleich gem § 141 KO unzulässig ist),
kann dem durch entsprechende Verminderung der besonderen
Entlohnung gem § 82b Z 1 KO idF MinE Rechnung getragen
werden.

Weiters wird angemerkt, daß die Ansicht der Begründung zum
MinE20), daß dann, wenn eine Verwertung im Zuge des Konkurs-
verfahren unterbleibt und ein Zwangsausgleich zustande kommt,
keine Entlohnung gem § 82 Abs 1 KO (insb keine Mindestentloh-
nung) zustehe, nicht nur im vorgeschlagenen Gesetzestext keine
Deckung findet, sondern auch nicht sachgerecht ist. Denn auch ein
solches Konkursverfahren erfordert die Inbesitznahme der Masse,
die Errichtung eines Inventars, die Überprüfung der Buchhaltung
und der Möglichkeit einer Unternehmensfortführung, die Entschei-
dung über die Auflösung bestehender Verträge, die Überprüfung
anfechtungsrechtlicher Sachverhalte, die Entscheidung über die
Fortsetzung anhängiger Rechtsstreite, die Prüfung der angemelde-
ten Forderungen, die Erstellung eines Anmeldungsverzeichnisses

und die Überprüfung der Aus- und Absonderungsrechte – also
neun von 11 der nach der zutr Auffassung des MinE21) zur Abwick-
lung eines „Normalverfahrens“ erforderlichen Tätigkeiten! Diese
Tätigkeiten werden nach der Vorstellung des MinE nicht entlohnt,
nur weil eine Verwertung unterbleibt. Damit scheint der MinE dem
unzulässigen (Trug-)Schluß zu unterliegen, daß nur deshalb, weil
der Verwertungserlös die Basis für die Bemessung der Regelentloh-
nung ist, bei Wegfall eines Verwertungserlöses eben keine Rege-
lentlohnung zusteht. Die Regelentlohnung honoriert aber geraden
nicht (nur) die Verwertungstätigkeit, sondern den beschriebenen
Arbeitsaufwand im Normalverfahren. Für die beschriebene Tätig-
keit muß in solchen Fällen daher jedenfalls die Mindestentlohnung
zustehen.

Dafür spricht auch, daß es sachgerecht ist, den vom Gesetzgeber
des IRÄG 1997 favorisierten Verfahrensablauf (schneller Zwangs-
ausgleich ohne Verwertung; s nur § 114a Abs 1, § 114b Abs 2
und § 114c KO idF IRÄG 1997) im Interesse der Verwirklichung
der Anliegen des IRÄG 1997 angemessen zu entlohnen.

d) Besondere Entlohnung für die Unternehmensfortführung

Dem Vorschlag, die Bemühungen des Masseverwalters im Zusam-
menhang mit der Unternehmensfortführung gesondert zu entloh-
nen, wird zugestimmt. Im übrigen wird auf die Stellungnahme zu
§ 125a KO verwiesen.

e) Barauslagen

Der MinE vertritt die Ansicht, daß es „nicht erforderlich (sei), einen
Ersatz von Barauslagen vorzusehen“; es solle dem Masseverwalter
nicht möglich sein, „etwaige Barauslagen, wie zB Porti oder Fahrt-
kosten, einzeln abzurechnen“22). Damit verkennt der MinE den
Charakter der gem § 82 KO idgF ersatzfähigen Barauslagen. Es
ist nämlich nach geltendem Recht keinesfalls möglich, die allge-
meinen Geschäftsunkosten des Masseverwalters, wie zB Porto etc,
als Barauslagen gem § 82 KO geltend zu machen23). Außer-
gewöhnliche Auslagen, die nach bisherigem Recht ersatzfähig
waren, durch eine Erhöhung der Entlohnung gem § 82a abzugel-
ten, wie der MinE vorschlägt24), erscheint weder sachgerecht, noch
dient dies der angestrebten „Transparenz“, da bei einer Einbe-
ziehung von Barauslagen in die Entlohnung erst recht nicht nach-
vollziehbar ist, wie sich der schlußendlich zugesprochen Betrag
zusammensetzt. Schließlich ist der in der Begründung zum MinE
unterstellte Widerspruch zwischen dem Konzept einer Pauschalent-

19) IdS zum geltenden Recht Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert, KO
§ 82 Rz 6; abw wohl OLG Wien 6 R 114–116/93 zit nach Mohr,
KO8 § 149 E 5.

20) MinE 27.
21) MinE 28.
22) MinE 26.
23) Vgl Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert, KO § 82 Rz 11.
24) MinE 26.
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lohnung und dem Ersatz von Barauslagen25) – wie auch der Ver-
gleich zum deutschen Recht (§ 5 VergV, § 4 InsVV) zeigt – nicht
nachvollziehbar. Der vorgeschlagene Entfall des Ersatzes von Bar-
auslagen wird daher abgelehnt.

f) Prozeßkosten

Abweichend von Vorentwürfen nimmt der MinE auf die Frage der
Entlohnung anwaltlicher Tätigkeit des Masseverwalters nicht mehr
ausdrücklich bezug. Es bleibt daher auch in Zukunft bei der bishe-
rigen Praxis, daß diese nicht mit der Pauschalentlohnung abgegol-
ten sind26). Dies ist sachgerecht, da solche Leistungen von einem
Masseverwalter, der nicht Rechtsanwalt ist, „zugekauft“ werden
müßten. Da diese Kosten – soweit nicht Kostenersatz von der
Gegenseite geleistet wurde – vom Konkursgericht zu bestimmen
sind, wäre eine entsprechende Klarstellung wünschenswert27).
Dazu sollte § 125 KO dahingehend ergänzt werden, daß der
Masseverwalter bei Beendigung seiner Tätigkeit (auch) seine Bar-
auslagen und die aufgelaufenen Prozeßkosten dem Konkursgericht
bekanntzugeben hat.

g) Umsatzsteuer

Aus dem MinE ergibt sich nicht ausdrücklich, daß die auf die
Entlohnung des Masseverwalters entfallende USt, die die Konkurs-
masse ihrerseits als Vorsteuer geltend machen kann und die daher
zu keiner Belastung der Masse führt, zusätzlich zu den Kosten des
Masseverwalters (und der Gläubigerschutzverbände) vom Kon-
kursgericht wie bisher zu bestimmen ist28). Eine entsprechende
Klarstellung in Übereinstimmung mit den bestehenden Tarifen, die
sämtliche Nettobeträge enthalten (RATG etc), wäre wünschenswert
(s etwa § 7 InsVV).

2. Zu § 82a KO

Der MinE geht davon aus, daß die Regelentlohnung gem § 82 KO
idF MinE „in etwa 80% der Fälle“ eine angemessene Entlohnung
darstellt und es daher nur „ausnahmsweise“ nötig sein wird, von
dieser abzuweichen29). Es sollen also die Probleme, die sich in
Deutschland ergeben haben, wo einhellig bereits im „Normalver-
fahren“ das Vierfache dessen zugesprochen wird, was sich aus
der „Regelvergütung“ des § 3 VergV ergibt30), vermieden werden.
Diesem Anliegen ist zuzustimmen.

Zutreffend führen die Erläuterungen zum MinE aus, daß die An-
wendung der §§ 82a und 82b KO idF MinE die Bildung eines
Vergleichsmaßstabes, also eines idealtypischen „Normalverfah-
rens“, voraussetzt31). Die dafür entwickelten qualitativen und quan-
titativen Kriterien erscheinen ebenfalls zutreffend. Insb die quali-
tativen Merkmale des „Normalverfahrens“ (Verfahrensdauer bis
zwei Jahre, weniger als 20 Dienstnehmer, eine Betriebsstätte, bis
zu 100 Forderungsanmeldungen, Verbindlichkeiten bis S 25 Mio,
bis zu 100 offene Forderungen) führen jedoch dazu, daß in größe-

ren Verfahren die degressive Regelentlohnung jeweils überschrit-
ten wird. Dazu wird auf den bereits oben ausgeführten Vorschlag,
von einer Degression abzusehen, verwiesen.

Im übrigen bestehen gegen den vorgeschlagenen § 82a KO keine
Bedenken.

3. Zu § 82b KO

Als verfehlt abgelehnt wird der vorgeschlagene § 82b Z 4 KO.
Diese Bestimmung unterstellt, daß es zum „Normalverfahren“ ge-
hört, daß der Masseverwalter nicht auf bestehende Strukturen
des gemeinschuldnerischen Unternehmens – etwa die im MinE
erwähnte „funktionierende Buchhaltung“32) – zurückgreifen kann.
Die vorgeschlagene Fassung des § 82a Z 4 KO scheint davon aus-
zugehen, daß die Aufarbeitung einer nicht oder nicht ordnungs-
gemäß geführten Buchhaltung zu den Aufgaben des Masseverwal-
ters im Normalverfahren gehört. Dies ist – erfreulicherweise – nicht
der Fall. Es ist daher nicht sachgerecht, in solchen Fällen eine Ver-
minderung der Entlohnung vorzusehen. Viel eher müßte das Fehlen
einer halbwegs „brauchbaren“ Buchhaltung als Erhöhungsfaktor
aufgenommen werden. Es wird daher vorgeschlagen, den § 82b
Z 4 KO ersatzlos aus dem Entwurf zu streichen.

Vergleichbare Bedenken bestehen gegen § 82b Z 3 KO idF MinE.
Die im MinE33) erwähnte „Erstellung einer Steuererklärung durch
einen Steuerberater“ gehört genauso zur Abwicklung eines „Nor-
malverfahrens“ wie die Fakturierung von erbrachten Leistungen
durch die Buchhaltung des gemeinschuldnerischen Unternehmens
oder (um ein Extrembeispiel zu bringen) die Reinigung der Büro-
räume, in denen das gemeinschuldnerische Unternehmen betrieben
wird, durch einen externen Reinigungsdienst. Es ist nicht erkennbar
(und auch aus dem vorgeschlagenen Gesetzestext letztlich nicht
ableitbar), warum die Auslagerung von Tätigkeiten, die nicht zu
den typischen Aufgaben des Masseverwalters gehören (im MinE
zutreffend als „qualitative Elemente“ der Abwicklung des „Normal-
verfahrens“ beschrieben), zu einer Verminderung der Entlohnung
des Masseverwalters führen sollten.

25) MinE 26.
26) Vgl Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert, KO § 82 Rz 9 mwN.
27) S auch § 5 Abs 1 dInsVV, der unter der Überschrift „Einsatz besonderer

Sachkunde“ bestimmt: „Ist der Insolvenzverwalter als Rechtsanwalt
zugelassen, so kann er für Tätigkeiten, die ein nicht als Rechtsanwalt
zugelassener Verwalter angemessenerweise einem Rechtsanwalt über-
tragen hätte nach Maßgabe der Bundesgebührenordnung für Rechts-
anwälte Gebühren und Auslagen gesondert aus der Insolvenzmasse
entnehmen.“

28) Vgl Petsch/Reckenzaun/Bertl/Isola, Praxishandbuch Konkursabwick-
lung (1997) 614f.

29) MinE 19, 37.
30) Vgl Eickmann, VergV2 § 3 Rz 16 mwN.
31) MinE 28f.
32) MinE 30.
33) MinE 30.
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Es wird daher vorgeschlagen, zu § 82b Z 3 KO klarzustellen, daß
nur die Auslagerung von Tätigkeiten, die zu den konkurstypischen
Aufgaben des Masseverwalters gehören, keinesfalls aber zB die
Beauftragung eines Steuerberaters, eine Verminderung der Entloh-
nung rechtfertigt.

4. Zu § 82c KO

Besonders erfreulich ist, daß die Frage der Sondermassekosten
ebenfalls einer Regelung zugeführt werden soll. Der Vorschlag des
MinE ermöglicht eine einheitliche Bestimmung der Sondermasse-
kosten durch die Exekutionsgerichte bei kridamäßiger Veräußerung
sowie durch die Konkursgerichte bei freihändiger Veräußerung
durch den Masseverwalter. Die vorgeschlagenen Prozentsätze be-
wegen sich im Rahmen der bisherigen Praxis, wobei auch dem
Vorschlag, die Regelentlohnung für die Verwaltung und Verwer-
tung einer Sondermasse bei einer gerichtlichen Veräußerung nied-
riger anzusetzen, zugestimmt wird.

Nicht ausdrücklich geregelt ist die Entlohnung des Massever-
walters, wenn nicht er, sondern ein Absonderungsgläubiger die
Verwertung betreibt. Auch hier hat sich der Masseverwalter (durch
einen Beitritt oder als verpflichtete Partei) am Exekutionsverfahren
zu beteiligen und muß für die Verwaltung der Sondermasse sor-
gen34). Eine Regelung auch dieser Frage ist wünschenswert.

Bedenken bestehen gegen den Vorschlag, daß die Sondermasse-
kosten von allen Absonderungsgläubigern im Verhältnis der ihnen
zukommenden Beträge anteilig zu tragen sind35). Für diese Neu-
regelung, die einem massiven Eingriff in die grundbücherliche
Sicherstellung des erstrangigen Pfandgläubigers bedeutet, findet
sich in den Erläuterungen zum MinE keine Begründung36). Es wird
angeregt, eine solche Änderung erneut zu überdenken, wobei dar-
auf verwiesen wird, daß jede Beeinträchtigung des Umfangs des
Absonderungsrechtes des hypothekarisch erstrangig besicherten
Gläubigers die Möglichkeit von Kreditaufnahmen für Unternehmer
beeinträchtigt und überdies einen (wohl nicht erwünschten) Anreiz
zur frühzeitigen exekutiven Verwertung von verpfändeten Liegen-
schaften schafft.

5. Zu § 114b KO

Der MinE will den erst durch das IRÄG 1997 eingefügten § 114b
KO dahingehend ergänzen, daß der Masseverwalter seinen Be-
richt in der Berichtstagsatzung „insbesondere durch Markt-, Unter-
nehmens- und Finanzanalysen zu begründen“ hat. Darunter ver-
steht die Begründung zum MinE37) Angaben zur „künftigen Wirt-
schaftsentwicklung in der Branche“ und zum „Stellenwert des Unter-
nehmens am Markt“ (Marktanalyse), zur „Betriebsorganisation“
und zu „Möglichkeiten der Effizienzsteigerung“ sowie zum „Zu-
stand des Anlagevermögens“ (Unternehmensanalyse) sowie dazu,
ob bei „Ausschöpfen sämtlicher Finanzierungspotentiale“ unter
Zugrundelegung eines „kurz- oder mittelfristigen Finanzplanes“ die

„Zahlungsfähigkeit des Unternehmens wiederhergestellt werden
kann“ (Finanzanalyse). Dazu merken die Erläuterungen zum MinE
weiters an, daß „in Anbetracht des begrenzten Zeitraums für die
Entscheidungsfindung umfangreiche betriebswirtschaftliche Analy-
sen (. . .) nur eingeschränkt möglich“ sind und „nur in Ausnahms-
fällen“ ein Sachverständiger beizuziehen ist38). Dieses Neurege-
lung soll es den Gläubigern ermöglichen, „die Vor- und Nachteile
der einzelnen Szenarien wirtschaftlich nachzuvollziehen“39).

Gegen diesen Vorschlag bestehen massive Bedenken: Erstens be-
steht für eine Novellierung des erst mit dem IRÄG 1997 eingeführ-
ten § 114b KO nach den bisherigen Erfahrungen kein Anlaß.

Zweitens sind es nicht die Gläubiger, sondern das Konkursgericht,
das in der Berichtstagsatzung über die Unternehmensfortührung
entscheidet40). Den Gläubigern kommt gem § 114b Abs 1 KO
nicht einmal ein Rekursrecht zu. Für das Konkursgericht ist der
Entscheidungsmaßstab in § 115 Abs 1 KO klar determiniert: Es
kommt darauf an, ob anders als durch eine Schließung eine Erhö-
hung des Ausfalls der Konkursgläubiger nicht vermeidbar ist. Wei-
ters ist zu prüfen, ob ein Zwangsausgleich möglich und angemes-
sen ist (§ 114b KO). Ob im Einzelfall für diese Entscheidung neben
den ohnehin anzustellenden Berechnungen41) „Markt-, Unterneh-
mens- und Finanzanalysen“ im Sinn der Begründung zum MinE
nötig sind, hat das Konkursgericht festzustellen (§ 173 Abs 5 KO)
und wird gegebenenfalls dem Masseverwalter entsprechende Auf-
träge erteilen. Solche in jedem Fall zu verlangen, widerspricht dem
Gebot der Wirtschaftlichkeit der Abwicklung des Konkursverfah-
rens.

Drittens bestehen gegen den vorgeschlagenen Gesetzestext, des-
sen normativer Gehalt ohne Kenntnis der Begründung nur schwer
feststellbar ist, Bedenken unter dem Gesichtspunkt der ausreichen-
den Bestimmtheit (Art 18 B-VG).

Die vorgeschlagene Änderung des § 114b KO wird daher abge-
lehnt; jedenfalls wird dringend empfohlen, die Erstellung von
„Markt-, Unternehmens- und Finanzanalysen“ von den Umständen
des Einzelfalls abhängig zu machen und nicht als zwingende Rege-
lung zu formulieren.

34) Zu Entlohnung de lege lata s zuletzt OGH ZIK 1996, 174.
35) De lege lata zu Recht abgelehnt zuletzt von OLG Innsbruck 20. 4.

1998, 1 R 57/98m.
36) Vgl MinE 30f; Vorbild war vielleicht der in Deutschland de lege

ferenda heftig umstrittene „Verfahrensbeitrag“ am Mobiliarvermögen
des Schuldners dinglich gesicherter Gläubiger (vgl dazu Gottwald, Die
Rechtsstellung dinglich gesicherter Gläubiger in der Insolvenzordnung,
in Kölner Schrift zur Insolvenzordnung [1997] 805ff [830ff mwN]).

37) MinE 35.
38) MinE 35.
39) MinE 35.
40) S nur Hierzenberger/Riel in Konecny/Schubert, KO § 91a Rz 2.
41) Vgl etwa Chalupsky/Ennöckl, Unternehmensfortführung im Konkurs

(1985) 39ff.
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6. Zu § 119 KO

Zum Vorschlag, im Falle einer exekutiven Verwertung der Sonder-
masse keinen Kostenersatz gem § 74 EO zu gewähren, wird ange-
merkt, daß dies dann, wenn die Verfahrenskosten wegen besonde-
rer Schwierigkeit (mehrere Rechtsmittel etc) im Vergleich zum Erlös
besonders hoch sind, die rechtsanwaltliche Tätigkeit daher deutlich
dominiert, zu unbilligen Ergebnissen führen kann. Es wird daher
vorgeschlagen, die tarifmäßigen Kosten auf die Sondermasse-
kosten gem § 82c KO idF des MinE anzurechnen und (nur) dann
zuzusprechen, wenn sie im Einzelfall jene übersteigen. In der über-
wiegenden Zahl der Fälle wird dies freilich zu keiner praktischen
Änderung führen.

Die Rücknahme der erst durch das IRÄG 1997 vorgenommenen
Einschränkung der Ausscheidung gem § 119 Abs 5 KO auf den
Konkurs natürlicher Personen wird begrüßt. Tatsächlich ergeben
sich aus der derzeitigen Regelung nicht unbeträchtliche praktische
Probleme. Insb wenn vom Gemeinschuldner Forderungen behaup-
tet werden, die nach Ansicht des Masseverwalters nicht zu Recht
bestehen, kann der Masseverwalter außerhalb des Anwendungs-
bereiches des § 119 Abs 5 KO nur entweder diese Forderungen
verjähren lassen (und einen Schadenersatzprozeß „riskieren“) oder
einen für die Konkursmasse letztlich nachteiligen Prozeß führen.
Dem Gebot der Wirtschaftlichkeit der Konkursabwicklung wird,
wie dieses Beispiel zeigt, die Neufassung des § 119 Abs 5 KO
durch das IRÄG 1997 nicht gerecht42).

7. Zu § 125 KO

Dem Vorschlag des MinE, die Entlohnung des Masseverwalters in
einem Pauschalbetrag festzusetzen, wird zugestimmt. Dies ent-
spricht den Vorstellungen des Gesetzgebers der KO aus 1914 und
ist einzig praktikabel und sachgerecht43). Eine Entlohnung nach
Einzelleistungen44) hätte es notwendig gemacht, diese jeweils im
Gesetz zu bewerten. Bei der Vielfalt der von einem Insolvenz-
verwalter wahrzunehmenden Aufgaben hätte dies einen enormen
legistischen und praktischen Aufwand verursacht, der – wegen der
im Vergleich zur Ermittlung eines Pauschalentgeltes letztlich nicht
größeren Transparenz – wohl insgesamt vergebens gewesen
wäre45).

Ebenso sachgerecht ist der Verweis auf § 273 ZPO, der von der
Rspr ua bei der Ermittlung der Höhe eines angemessenen Lohnes
oder eines Pauschalentgeltes herangezogen wird46). Das Konkurs-
gericht, das durch die laufenden Berichte des Masseverwalters
und die Überwachung des Verfahrensfortganges über die vom
Masseverwalter aufgewendete Mühewaltung detailliert informiert
ist, wird unter Berücksichtigung der in § 82a ff KO idF MinE
genannten Kriterien eine Ermessensentscheidung treffen. Dem Kon-
kursgericht, dem der Gesetzgeber die Entscheidung über die
schwerwiegendsten Fragen im Laufe eines Konkursverfahrens über-

läßt (zB über die Unternehmensfortführung oder -schließung oder
die Bestätigung eines Zwangsausgleiches etc), die, da sie kom-
plexe wirtschaftliche Sachverhalte betreffen, letztlich stets Ermes-
sensentscheidungen sind, kann durchaus zugemutet werden, auch
in dieser Frage eine angemessene Entscheidung zu treffen.

8. Zu § 125a KO

Der MinE klammert die Entlohnung für die Unternehmensfortfüh-
rung aus dem Konzept der Regelentlohnung aus und regelt diesen
Themenbereich gesondert in § 82 Abs 3, § 125a KO idF MinE.
Dabei wird einerseits (zutreffend) davon ausgegangen, daß die
Bemühungen des Masseverwalters im Zusammenhang mit der
Unternehmensfortführung auch dann gesondert zu entlohnen sind,
wenn die Unternehmensfortführung zu keiner (wesentlichen) Ver-
besserung für die Gläubiger geführt hat47). Andererseits ist die
Unternehmensfortführung kein Erhöhungsfaktor gem § 82a KO idF
MinE und gehört der Warenumsatz im Rahmen der Unternehmens-
fortführung nicht zur Bemessungsgrundlage für die Regelentloh-
nung48).

Damit fehlt eine Bezugsgröße für die Ermittlung einer angemesse-
nen Fortführungsentlohnung49). Diesem „Manko“ soll – vereinfa-
chend formuliert – durch einen „Kostenvoranschlag“50) des Masse-
verwalters in der Berichtstagsatzung abgeholfen werden, der der
Genehmigung des Konkursgerichtes bedarf. In diesem – offenbar
als besonders „heikel“ empfundenen – Punkt bleibt es somit de
facto weitgehend bei der bisherigen Praxis, was – im Hinblick auf
die einleitende Feststellung, daß in der Praxis ein Bedürfnis nach
einer Neuordnung der Materie ohnehin nicht besteht – begrüßt
wird.

Anzumerken ist, daß bei einer allfälligen Überarbeitung des
§ 125a KO idF MinE nicht aus dem Auge verloren werden darf,
daß gerade die Unternehmensfortführung im Konkurs zu den auf-
wendigsten und haftungsträchtigsten Aufgaben des Masseverwal-
ters gehört. Diese für den Masseverwalter unattraktiv zu machen,
würde die Intentionen des IRÄG 1982 und des IRÄG 1997, insol-
vente Unternehmen soweit möglich fortzuführen, unterlaufen.

42) Zutr fordern daher Reich-Rohrwig/Zehetner, Das neue Insolvenzrecht
(1997) 27f, de lege ferenda eine Rücknahme dieser Änderung.

43) Ausführlich Fink, BeitrZPR III 87 ff mwN.
44) So das Konzept des OLG Wien; vgl Hierzenberger/Riel in Konecny/

Schubert, KO § 82 Rz 3 mwN.
45) IdS bereits Kosch, Buchbesprechung, ZIK 1997, 219.
46) Vgl Rechberger in Rechberger, Kommentar zur ZPO (1994) § 273

Rz 4.
47) MinE 27.
48) MinE 25.
49) Der Fachsenat Insolvenzrecht des ÖRAK hatte im Zuge der Beratungen

in der Arbeitsgruppe des BMJ vorgeschlagen, die besondere Ent-
lohnung für die Unternehmensfortführung mit einem Prozentsatz des
Umsatzes festzulegen.

50) So ausdrücklich MinE 37.
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9. Zu § 149 Abs 1 KO

Der MinE übernimmt die Regelung des § 46 Abs 1 AO für den
Zwangsausgleich. Dies ist an sich zu begrüßen, doch sollte dann
auch eine Regelung analog zu § 66 Abs 1 AO über die vorläufige
Feststellung der Höhe des Ausfalls durch das Konkursgericht in die
KO übernommen werden. In diesem Zusammenhang wird nicht
verkannt, daß die Rspr § 66 Abs 1 AO hinsichtlich der vorläufigen
Feststellung bestrittener Forderungen analog im Zwangsausgleich
anwendet51), doch ist weder abzusehen, ob die Rspr diese Analo-
gie auch für die vorläufige Feststellung der Höhe des Ausfalls zie-
hen wird, noch sollte der Gesetzgeber eine von vornherein lücken-
hafte Regelung treffen.

10. Zu § 157b Abs 3 KO

Der Entwurf regelt die Entlohnung des Sachwalters bei Vermögens-
übergabe durch Verweis auf §§ 82ff KO idF MinE. Dies ist sach-
gerecht, da sich in diesem Fall die Tätigkeit des Sachwalters, insb
die Verwertungstätigkeit, praktisch nicht von einer Masseverwalter-
tätigkeit unterscheidet.

Da der MinE § 157 Abs 2 KO, der ua auf § 157b KO verweist,
unverändert läßt, gilt § 157b Abs 3 KO idF MinE auch für die
Überwachung. Die Entlohnung bei einer Sachwalterschaft ohne
Vermögensübergabe ist daher ebenfalls gem §§ 82ff KO idF MinE
zu ermitteln. In der Praxis war es bisher üblich, die Entlohnung des
Sachwalters in diesem Fall mit einem bestimmten Prozentsatz der
im Konkurs zugesprochenen Entlohnung festzusetzen (ebenso § 12
Abs 1 dInsVV: 60% der Vergütung des Insolvenzverwalters). Da
zweifelhaft sein könnte, ob eine solche Vorgangsweise durch die
§§ 82ff KO idF MinE gedeckt ist, wird vorgeschlagen, für die
Sachwalterschaft ohne Vermögensübergabe eine entsprechende
Regelentlohnung vorzusehen.

11. Zu § 166 KO

Mit der vorgeschlagenen „Neufassung“ des § 166 nimmt der MinE
eine weitere, erst durch das IRÄG 1997 eingeführte Neuerung
zurück. Die Begründung zum MinE verweist dazu auf § 12 KO52).
Größere praktische Bedeutung kommt der „Neufassung“ insofern
zu, als nunmehr (wieder) davon auszugehen ist, daß dann, wenn
keine Verteilung an die Konkursgläubiger vorgenommen wird,
auch keine Pauschalgebühr anfällt (TP 6 GGG idF Art VIII
IRÄG 1997).

12. Zu § 77a KO

Die vorgeschlagene Ergänzung des § 77a KO wird begrüßt.
Dazu wird angeregt, die Frist auf fünf Jahre zu verkürzen, da nach
Ablauf dieser Frist ein Informationsbedürfnis über ein Insolvenzver-
fahren nicht mehr besteht.

13. Entlohnung des Schuldnervertreters

Im Zusammenhang mit dem vom MinE vorgeschlagenen Regelungs-
konzept wird darauf hingewiesen, daß dem Vertreter des Gemein-
schuldners insb im Zusammenhang mit dem Zwangsausgleichsver-
fahren eine wichtige (und durch das IRÄG 1997 noch gesteigerte)
Bedeutung zukommt. Für eine angemessene Entlohnung der von
diesem im Interesse des Abschlusses eines Zwangsausgleiches
gesetzten Bemühungen fehlt jedoch eine eindeutige gesetzliche
Grundlage. Eine entsprechende ausdrückliche Regelung, wonach
die Kostenforderung des Vertreters des Gemeinschuldner im Zu-
sammenhang mit dem Zwangsausgleich (vgl § 5 Z 18 lit II.a. AHR)
eine Masseforderung darstellt, sollte im Zuge des IVEG getroffen
werden.

B. Änderungen der AO

1. Zu § 33 AO

Es wird auf die Ausführungen zu §§ 82 bis 82b KO idF MinE
verwiesen. Dies gilt insb für die Frage der degressiven Regelentloh-
nung, des Ersatzes von Barauslagen und der Mindestentlohnung.
Besonders erwähnt sei an dieser Stelle, daß die in § 82b Z 3 und
4 KO idF MinE, auf die § 33 Abs 2 AO idF MinE verweist, enthal-
tenen Minderungskriterien für den Ausgleichsverwalter in keiner
Weise sachgerecht sind, zumal dieser ja ein Überwachungsorgan
ist. Hingegen wäre die Unternehmensfortführung im Ausgleich hier
als Erhöhungskriterium gesondert aufzunehmen.

2. Zu § 33a AO

Es wird auf die Ausführungen zu § 125 KO idF MinE verwiesen.

3. Zu § 59 Abs 6 AO

Es wird auf die Ausführungen zu § 157b Abs 3 KO idF MinE ver-
wiesen.

C. Änderungen des Vollzugs- und Wegegebührengesetzes

Die vorgeschlagene Pauschalentlohnung der Gerichtsvollzieher für
deren Bemühungen im Zusammenhang mit einem Insolvenzverfah-
ren (S 56,–) stellt keine angemessene Entlohnung für die von die-
sen vorgenommenen Tätigkeiten (Einführung des Masseverwalters
im Auftrag des Konkursgerichtes, Vornahme der Zustellungen, Erhe-
bung wesentlicher Vermögenswerte, Mitwirkung an der Inventari-
sierung) dar. Die vorgeschlagene Änderung des Vollzugs- und
Wegegebührengesetzes wird daher abgelehnt.

Mit vorzüglicher Hochachtung
ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Wien, am 6. November 1998

51) S etwa OGH ÖBA 1993/391.
52) MinE 39.
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Wichtige

Informationen

ÖRAK – Neuer Generalsekretär

Mit 1. 1. 1999 wurde Mag.
Monika Peschke gem § 11
Abs 4 Geo-ÖRAK vom Präsiden-
tenrat zum neuen Generalsekre-
tär des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages bestellt.
Mag. Peschke folgt in dieser
Funktion auf den per 31. 12.
1998 aus dem Amt geschiede-
nen Generalsekretär RA Dr. Peter
Wrabetz.

Mag. Peschke, 36, leitete die Öffentlichkeitsarbeit des Handels im
Rahmen der Wirtschaftskammer Wien, war danach in einer der
führenden PR-Agenturen Österreichs beschäftigt und ist seit April
1996 im ÖRAK engagiert. Von Beginn an arbeitete sie eng mit
dem Generalsekretär zusammen und hatte bereits seit Dezember
1997 dessen Vertretung inne. Die akademisch geprüfte PR-Berate-
rin hat mit 1. 1. 1999 auch die Redaktion des Anwaltsblattes über-
nommen.

RA Dr. Peter Wrabetz war seit 1. 2. 1990 ÖRAK-Generalsekretär,
davor langjähriger Vizepräsident der Rechtsanwaltskammer Wien.
Er brachte in das Amt des Generalsekretärs seine langjährige
Erfahrung als ÖRAK-Delegierter, Organisator der Anwaltstage und
als Referent für wichtige Standesanliegen wie Pauschalvergütung
ein. Peter Wrabetz machte sich vor allem um die Europäische
Präsidentenkonferenz, die Modernisierung von Anwaltsblatt und
Anwaltsverzeichnis sowie um die Kontakte zur Justiz verdient.
Durch sein stets freundlich kollegiales Auftreten ist er nicht nur im
Kollegenkreis, sondern im Rahmen des gesamten Rechtslebens –
weit über die österreichischen Grenzen hinaus – geschätzt und
beliebt. Kollegen Dr. Peter Wrabetz, der sich neben seinen zahlrei-
chen Verpflichtungen wieder verstärkt dem Anwaltsberuf widmen
möchte, gebührt unser aller Dank!

OBDK – Neuwahl des Präsidenten und Ernennung
von richterlichen Mitgliedern

Der Sen.-Präs. des Obersten Gerichtshofes, Dr. Johann Rzeszut,
wurde mit Wirksamkeit ab 1. 1. 1999 zum neuen Präsidenten der
OBDK gewählt. Zu richterlichen Mitgliedern dieser Kommission
wurden für den Rest der Funktionsperiode bis zum 31. 12. 2002
anstelle des mit Ablauf des Jahres 1998 in den Ruhestand versetz-
ten Präsidenten des OGH, Dr. Herbert Steininger, und der Vizeprä-
sidenten des OGH, Dr. Kurt Hofmann und Dr. Edgar Reisenleitner,
die Hofräte des OGH Mag. Raimund Strieder, Dr. Karl Mayrhofer
und Dr. Ronald Rohrer ernannt.

OGH – neuer Präsident, neue Vizepräsidenten

Dr. Erwin Felzmann, vormals Präsident des OLG Wien, ist seit
Anfang dieses Jahres neuer Präsident des OGH. Felzmann war vor
seiner Ernennung zum OLG-Präsidenten bereits neun Jahre Hofrat
am OGH. Neue Vizepräsidenten wurden die bisherigen Senats-
präsidenten Dr. Horst Schlosser und Hon.-Prof. Dr. Konrad Brust-
bauer.

VfGH – neuer Vizepräsident

Mit Wirksamkeit ab Jahresbeginn wurde Univ.-Prof. Dr. Karl Kori-
nek zum Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes ernannt.

LGZ Wien – neuer Präsident

Seit 1. 1. 1999 ist Dr. Harald Krammer, der bisher Senatspräsident
am OLG Wien war, neuer Präsident des Landesgerichtes für Zivil-
rechtssachen Wien.

CCBE – 2. Vizepräsident aus Österreich

Das Präsidium des CCBE setzt sich seit 1. 1. 1999 wie folgt
zusammensetzen:

Präsident Sotiris Felios, Athen
1. Vizepräsident Dag Wersen, Stockholm
2. Vizepräsident RA Dr. Rupert Wolff, Salzburg

Der CCBE, der Rat der Anwaltschaften der Europäischen Union, ist
das gemeinschaftliche Vertretungsorgan aller europäischen Berufs-
und Standesvertretungen und setzt sich aus nationalen Delega-
tionen der 15 EU-Mitgliedstaaten und der 3 EFTA-Staaten zusam-
men.

Als Beobachterländer nehmen Zypern, Ungarn, Polen, die slowaki-
sche Republik, die tschechische Republik, Slowenien, Schweiz und
Türkei teil.

UIA – neuer Vizepräsident für Österreich

Anläßlich des letzten Jahreskongresses der UIA in Nizza wurde
Dr. Günther Frosch zum nationalen Vizepräsidenten für Österreich
gewählt. Er löst in dieser Funktion Herrn Kollegen Dr. Hans Pritz
ab, der durch mehrere Jahre erfolgreich und mit großem persönli-
chen Einsatz dieses Mandat ausgeübt hat, wofür ihm das Präsidium
der UIA seinen herzlichen Dank ausgesprochen hat.

Dr. Günther Frosch, Eschenbachgasse 11, 1010 Wien, Tel (01)
586 21 80, Fax (01) 586 22 35, steht Ihnen für alle Auskünfte und
Informationen über die Veranstaltungen der UIA zur Verfügung.

Bereits jetzt sei auf den nächsten Jahreskongreß der UIA hingewie-
sen, der von 3. bis 7. 11. 1999 in New Delhi stattfindet.
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Termine

Inland
9. Feb. Wien

ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

9. Feb. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die österreichische
Pensionsversicherung zwischen Unfinanzierbarkeitund
Treu und Glauben – Univ.-Prof. Dr. Gustav Wachter

10. Feb. Die Berechnung des Richtwertmietzinses – StBR
Dipl.-Ing. Werner Böhm, SR Dr. Peter Heindl

11. bis
13. Feb.

Wien
AIJA-Seminar: Die bekannte Marke und andere
Rechtsfragen im Kennzeichenrecht in Deutschland,
Österreich und in der Schweiz

18. bis
20. Feb.

Wien
MANZ-Seminar: Peter-Erich Czák, Rhetorik 3-Tage
Basistraining

22. Feb. Wien
MANZ-Seminar: Dr. med.univ. Karl Edelbauer, Emo-
tionale Intelligenz – Einführungsseminar

22. Feb. Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil I

22. Feb. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H.P. Wachter, ADir Johann
Dworak, Exekution I

24. Feb. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wohnungseigentums-
begründung im Alt- und Neubau – Dr. Wolfgang
Dirnbacher, Ing. Mag. Walter Stingl

25. Feb. Linz
Universität Linz: Finanzstrafrechtliche Tagung – Univ.-
Prof. Dr. Gerhard Dannecker, MR Dr. Otto Plückhahn,
Dr. Roman Leitner

25. Feb. Wien
Verlag Österreich – Seminare: EVÜ – Das europäi-
sche Schuldvertragsübereinkommen von Rom – RA
Dr. Alexander Klauser

1. März Wien
MANZ-Seminar: Mag. Alexander Hohnjec, Control-
ling für Rechtsanwälte

2. März Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Speed Reading – Zeit
sparen, schneller lesen, mehr verstehen, besser be-
halten

3. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das aktuelle Chemika-
lienrecht im EU-Vergleich – Dr. Erwin Tomschik,
Mag. Hermann Götsch

3. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Steuern und Abgaben
1999 – ADir RR Franz Jirecek

9. März Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Stand der Reform
des Gewährleistungsrechtes – LStA Dr. Georg Kathrein

10. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wohnbauförderung
und Wohnhaussanierung in Wien – Burghart Bartl, SR
Dr. Peter Heindl, Arch. Dipl.-Ing. Michaela Trojan

11. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Mietverhältnisse effi-
zient und erfolgreich aufkündigen – Dr. Peter Kovanyi,
Dr. Franz Terp

11. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Umweltmanagement-
systeme – Rechtsvorschriften für ein erfolgreiches
Umweltmanagement – Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Kanzian,
Dipl.-Ing. N. Kerbl, Mag. Dr. Wolfgang List

15. März Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil II

15. März Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H. P. Wachter, Ri Mag. J.
Wanke, Exekution II

17. März Wien
MANZ-Seminar: Peter-Erik Czák, Rhetorik-Crash

19. März Graz
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

9. April Innsbruck
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher
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Termine

Ausland

12. April Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

20. April Wien
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher

12. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

14. bis
16. März

Eilath
AIJA-Seminar: Gewerblicher Rechtsschutz an der Jahr-
tausendwende

14. bis
20. März

Kanada
Skilex Kongreß

12. bis
16. April

Paris
Intensivseminar: Introduction au système juridique
français

6. bis
9. Mai

Estoril
AIJA-Seminar: Outsourcing: Gesetzliche und rechts-
geschäftliche Aspekte

26. bis
28. Mai

London
Fraud 4 – The 4th International Financial Fraud Con-
vention

24. bis
27. Juni

Capri
AIJA-Seminar: Fremdenverkehrsrecht

19. bis
23. Juli

London
Intensivseminar: Introduction to the English Legal
System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

3. bis
7. Nov.

New Delhi
VIA: Jahreskongreß
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Schon gelesen?

Auch Angestellte, die einem Dritten durch einen Arbeitskräfteüber-
lassungsvertrag überlassen worden sind, können im Sinne der
Unvereinbarkeitsbestimmung des § 30 Abs 1 GmbHG nicht Mit-
glieder des Aufsichtsrates der überlassenden GmbH sein. OGH
25. 9. 1997, 6 Ob 174/97z, GesRZ 1998, 94.

■

Verkauft der Liquidator schuldhaft unter Eigentumsvorbehalt ste-
hende Waren und ist die Forderung des Vorbehaltsverkäufers bei
der GmbH uneinbringlich, so haftet diesem der Liquidator im Um-
fang des erzielbaren Erlöses. OGH 9. 10. 1997, 2 Ob 184/97s,
GesRZ 1998, 97.

■

Mißbrauch des Bucheinsichtsrechts durch einen die GmbH konkur-
renzierenden Gesellschafter. OGH 24. 7. 1997, 6 Ob 215/97d,
GesRZ 1998, 100.

■

Sicherheiten, die Gläubigern einer GmbH durch deren Gesell-
schafter eingeräumt wurden, hindern nicht die Geltendmachung
der gesamten Forderung gegen den Gemeinschuldner; dh keine
Anwendung der Grundsätze zum Eigenkapitalersatz auf kreditie-
rende Nichtgesellschafter. OGH 12. 3. 1998, 8 Ob 336/97p,
wbl 1998, 316.

■

Einem erst mit künftiger Wirksamkeit bestellten GmbH-Geschäfts-
führer kommt im Firmenbuchverfahren keine Antragslegitimation
zu. OGH 26. 2. 1998, 6 Ob 34/98p, wbl 1998, 318.

■

§ 9 JGG: Vorläufige Einstellung eines Jugendstrafverfahrens
Die vorläufige Verfahrenseinstellung nach § 9 JGG ist für eine Pro-
bezeit von einem bis zu zwei Jahren (Abs 1 Z 1) oder unter Bestim-
mung einer oder mehrerer Auflagen (Abs 1 Z 2) zulässig. Die
kumulative Androhung beider Maßnahmen ist nicht statthaft. Bei
einer Auflagenerteilung iSd § 9 Abs 1 Z 2 JGG ist zur Erfüllung der
Auflage eine angemessene Frist zu setzen und die Auswahl einer
bestimmten – unentgeltlich zu erbringenden – gemeinnützigen Lei-
stung vom Gericht selbst vorzunehmen und nicht der Bewährungs-
hilfe zu überlassen. OGH 27. 6. 1996, 12 Os 62/96.

§§ 15, 12 2. Fall und § 308 Abs 1 StGB: Strafbarkeit der Bestim-
mung zu verbotener Intervention
Aus dem Fehlen einer speziellen Norm über die Strafbarkeit der
Bestimmung zur verbotenen Intervention durch Anbieten, Verspre-
chen oder Gewähren von Vermögensvorteilen kann die Straflosig-
keit einer solchen Bestimmung nicht abgeleitet werden; es kommt
vielmehr die allgemeine Regelung des § 12 2. Fall StGB zum Tra-
gen. OGH 14. 1. 1997, 14 Os 170/96.

■

Insichgeschäfte des Geschäftsführers mit der GmbH sind zulässig,
soweit keine Interessenkollision droht und der Abschlußwille vom
Vertretenen so geäußert wird, daß die Erklärung unzweifelhaft fest-
steht und von ihm nicht unkontrollierbar zurückgenommen werden
kann. (Zum Selbstkontrahieren bei der Einmann-GmbH vgl § 18
Abs 5 GmbHG.) OGH 23. 2. 1998, 3 Ob 2106/96v, ecolex
1998, 548 (mit Anm von G. Wilhelm).

■

Das Kontrollrecht des Kommanditisten erstreckt sich auch auf die
Jahresabschlüsse von Tochtergesellschaften der KG, nicht jedoch
auf solche Gesellschaften, an denen die KG nur indirekt beteiligt
ist (Enkelgesellschaften). OLG Wien 31. 5. 1996, 28 R 26/96s,
NZ 1998, 246.

■

Die Haftung des GmbH-Geschäftsführers für einen Gründungs-
schwindel entfällt, wenn ihn die Gesellschafter in Kenntnis aller
maßgeblichen Tatumstände entlasten (Beweislast beim Geschäfts-
führer). Die Gesellschaft hat gegebenenfalls zu beweisen, daß
der erlassene Betrag zur Befriedigung der Gesellschaftsgläubiger
erforderlich wäre. OGH 14. 1. 1998, 3 Ob 323/97i, ecolex
1998, 562.

■

§ 5 Abs 2 (iVm § 99 Abs 1 lit b), § 99 Abs 6 lit c StVO; §§ 88, 89
(§ 81 Z 1) StGB: Doppelbestrafung, Alkoholdelikt
Hinsichtlich der gerichtlichen Bestrafung wegen § 88 Abs 1 und 3,
§ 89 (§ 81 Z 2) StGB einerseits und der verwaltungsbehördlichen
Bestrafung nach § 99 Abs 1 lit b iVm § 5 Abs 2 StVO (wegen
Verweigerung der Untersuchung der Atemluft auf Alkoholgehalt)
andererseits gelangt das Doppelbestrafungsverbot im Sinne des
Erkenntnisses VfGH des Friedrich Klein vom 5. 12. 1996 Slg
14.6.9.6 nicht zur Anwendung. VwGH 14. 11. 1997, 97/02/
0328 (UVS Wien 22. 5. 1997, Zl UVS-03/V/07/00290/96).
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Schon gelesen?

§ 48 Z 1 (§ 113 Abs 4, § 114 Abs 1) StPO: Beschwerde gegen die
Einleitung der Voruntersuchung
Gegen die Einleitung der vom Privatbeteiligten beantragten Vor-
untersuchung durch die Ratskammer steht dem Beschuldigten kein
Beschwerderecht zu. OGH 29. 1. 1998, 12 Os 146/97 (OLG
Wien 22 Bs 175/96).

■

Grundlose, willkürliche Ausschließung eines (Berufs-)Spielers aus
einem Casino ist unzulässig („Card-Counter“). OGH 3 Ob 2490/
96m, RdW 1998, 592.
(Die Entscheidung ist auch im Zusammenhang mit der Frage des
„Hausrechtes“ etwa eines Gastronomen, ohne Angabe von Grün-
den Lokalverbote zu verhängen, von Bedeutung; hier etwa schon
1 Ob 554/86. Bisanz.)

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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Abhandlungen

RA Dr. Josef Lachmann, M. Phil., Wien

Parteienrechte und die Rolle des Jugendwohlfahrtsträgers
in Pflegschaftsverfahren
Mit gewisser Selbstverständlichkeit werden Parteien des Außer-
streitverfahrens prozessuale Rechte nicht eingeräumt, die in ande-
ren Verfahrensarten selbstverständlich sind. In Pflegschaftsverfah-
ren stellt sich als zusätzliches Problem die Rolle des Jugendwohl-
fahrtsträgers und die Auslagerung gerichtlicher Kompetenzen an
diesen. Diese Situation wurde bisher auch in der Diskussion zur
Neukodifizierung des Außerstreitrechtes nicht grundsätzlich hinter-
fragt.

I. Einige Fälle aus der anwaltlichen Praxis

a) Beantragt wird einstweiliger Kindesunterhalt, und zwar neben
den regelmäßigen monatlichen Beiträgen auch ein Kostenvor-
schuß zur Begleichung der (Anwalts-)Kosten im Unterhaltsverfah-
ren. Letzterer Antrag wird im Verfahren 2. Instanz unter Hinweis
auf die amtswegige Wahrheitsfindung im Pflegschaftsverfahren
abgewiesen, sowie damit, daß Minderjährige ohnehin unter dem
Schutz der Gesetze stehen. Damit wäre anwaltliche Vertretung
Minderjähriger in aller Regel überflüssig.1)

b) Über zufälligen Anruf erfährt der Rechtsvertreter des Kindes-
vaters in einem Obsorgeverfahren, daß einige Tage zuvor beim
zuständigen Jugendwohlfahrtsträger (im folgenden kurz jeweils:
„JWT“) eine sogenannte „Schlußbesprechung“ stattgefunden hat.
Darauf angesprochen, daß der Rechtsanwalt im Gerichtsakt ausge-
wiesen ist und dennoch vom Termin nicht verständigt wurde, wird
er vom zuständigen Sozialarbeiter wörtlich darüber belehrt, daß
die „Beiziehung von Rechtsanwälten nicht vorgesehen“ sei.

c) Im selben Verfahren beziehen sich mehrere ausführliche Berich-
te des JWT auf im Akt nicht enthaltene (psychologische) Begutach-
tungen. Diese Berichte erachtet der Kindesvater zudem als nicht
unbefangen, teilweise schlicht falsch und die Basis aufgestellter
Behauptungen zumindest zweifelhaft. Der Rechtsvertreter des Kin-
desvaters stellt den schriftlichen Antrag, die zuständigen Beamten
des JWT mögen (in seiner Anwesenheit) vom Pflegschaftsrichter
befragt werden und legt einen Katalog von Fragen vor, die Gegen-
stand dieser Vernehmung sein sollen. Die Befragung der Beamten
des JWT als Zeugen wird vom Pflegschaftsgericht abgelehnt. Statt
dessen wird der Antrag dem JWT zur schriftlichen Stellungnahme
übermittelt. Die dort tätigen Sozialarbeiter – deren Unparteilich-
keit gerade in Zweifel gezogen wird! – schreiten weiterhin als
Ermittlungsorgan ein, führen insbesondere weitere Vernehmungen
durch.

d) In einem JWT-Bericht findet sich wörtlich die Formulierung: „Die
Besuchskontakte wurden (vom JWT d Verf) unterbunden, bis der
Vater deutliche Veränderungen in seinem Verhalten nachweisen

kann.“ (Eine Verständigung des Pflegschaftsgerichtes gem § 215
Abs 1 ABGB erfolgt nicht.)
Daß sich der Kindesvater an dieses angebliche „Verbot“ nicht hält,
wird ihm anschließend im selben Bericht vorgeworfen.2)
e) In einem Verfahren um die Erweiterung eines Besuchsrechtes
erschöpft sich die psychologische Stellungnahme des JWT auf die
Bemerkung, daß die beantragte Erweiterung „aus psychologischer
Sicht nicht zu verantworten“ sei. Ausschließlich und nur mit dieser
Bemerkung wird der darauf folgende (abweisliche) Beschluß des
Pflegschaftsgerichtes begründet.3)
f) In einem weiteren Pflegschaftsverfahren beschränkt der JWT
(gestützt auf § 215 Abs 1 ABGB) die Kontakte eines Kindesvaters
zu seiner minderjährigen Tochter und wird in diesem Zusammen-
hang weiter tätig. Als sich der Rechtsvertreter des Kindesvaters bei
der zuständigen Sozialarbeiterin nach dem Verfahrensstand erkun-
digen will, erhält er – wörtlich – die Antwort: „Wir Sozialarbeiter
dürfen grundsätzlich nicht mit Rechtsvertretern sprechen, das ent-
spricht nicht unserem Amtsverständnis“.4)

II. Rechtslage und Praxis

1. Geltende Rechtslage und Behördenpraxis

Nach dem Außerstreitgesetz in seiner noch geltenden Fassung
werden den Parteien des Außerstreitverfahrens bestimmte prozes-
suale Rechte nicht zuerkannt, die in anderen Verfahrensarten –
insbesondere im streitigen Zivilverfahren – selbstverständlich sind.
Dazu gehört – bloß beispielsweise – daß kein Recht auf eine münd-
liche Verhandlung besteht und (damit) auch kein Recht, Zeugen,
andere Parteien oder Sachverständige mündlich zu befragen. Aus-
drücklich wird vertreten, daß sich Fragerechte der Beteiligten erüb-
rigen würden, da der Richter die maßgeblichen Umstände ohnehin
von Amts wegen aufzuklären habe.5)
Auch findet in aller Regel kein Kostenersatz zugunsten der in der
Sache obsiegenden Partei statt, die also mit gutem Recht gezwun-
gen war, die Hilfe der Gerichte in Anspruch zu nehmen.

1) LG für ZRS Wien, 43 R 389/94, 26. 5. 1994; Verf am Verfahren
beteiligt; in Abänderung dieses Beschlusses hat der OGH einem ao
Revisionsrekurs Folge gegeben und den beantragten Prozeßkostenvor-
schuß (wenn auch nur teilweise) zuerkannt.

2) Zu Absätzen b), c) und d): BG Floridsdorf, 3 P 3115/95w; Verf am
Verfahren beteiligt.

3) BG Fünfhaus, 3 P 573/95p; Beschluß vom 5. 2. 1997; Verf am Ver-
fahren beteiligt; genannter Beschluß nach Rekurs aufgehoben.

4) JGH Wien, 7 P 10/98g.
5) Stolnar, Außerstreitverfahrensrecht, Allgemeiner Teil, 81 mit weiteren

Nachweisen.
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Zu diesen Absonderlichkeiten kommt gerade in Pflegschaftssachen
die richterliche Praxis hinzu, Erhebungen über weite Strecken dem
JWT zu überlassen, darüber hinaus auch hoheitliche Entscheidun-
gen oder einvernehmliche Bereinigungen. Das eigentlich zustän-
dige Gericht fällt seine eigenen Beschlüsse dann nach gar keinen
oder nur teilweise eigenen Ermittlungen.
Dabei ist maßgebliche Rechtsgrundlage der Einschaltung des JWT
durch das Gericht nur § 215 ABGB. Nach § 215 Abs 2 ABGB ist
„erforderlichenfalls der Jugendwohlfahrtsträger vor Verfügungen,
die die Pflege und Erziehung eines Minderjährigen betreffen, zu
hören, es sei denn, daß durch den damit verbundenen Aufschub
der Verfügung das Wohl des Kindes gefährdet wäre. Auf Ersuchen
des Gerichtes hat der Jugendwohlfahrtsträger bei der Befragung
eines Kindes mitzuwirken oder eine solche selbst vorzunehmen.“
Nach diesem Gesetzeswortlaut also kommt dem JWT damit in der
Regel ein bloßes Anhörungsrecht zu. Darüber hinaus ist gesetzlich
bloß die Vernehmung eines Kindes (bzw die Mitwirkung daran)
durch den JWT vorgesehen. Daß die richterliche Praxis darüber
weiter hinausgeht, kann als allgemein bekannt vorausgesetzt wer-
den. Die Jugendämter führen von sich aus eigene Ermittlungen
durch, laden und vernehmen beteiligte Personen und Zeugen,
holen Gutachten ein bzw erstellen solche selbst. Anschließend
ergehen Berichte an das Gericht, das seine Entscheidung in aller
Regel auf dieser Grundlage fällt, dh den Empfehlungen des JWT
folgt.
Gemäß § 215 Abs 1 kann der JWT auch „bei Gefahr in Verzug
die erforderlichen Maßnahmen der Pflege und Erziehung als Sach-
walter vorläufig mit Wirksamkeit bis zur gerichtlichen Entschei-
dung selbst treffen, wenn er unverzüglich, jedenfalls aber inner-
halb von acht Tagen, die erforderlichen gerichtlichen Verfügungen
beantragt“.
In der Praxis kann eine solche „vorläufige Verfügung“ den gesam-
ten Ausgang eines Pflegschaftsverfahrens bereits präjudizieren.
Dem Verfasser sind Fälle bekannt, wo ein JWT „vorläufig“ ein Kind
abgenommen hat und sich daran ein mehrjähriges gerichtliches
Verfahren um die Rückgabe angeschlossen hat. Während der
gesamten Verfahrensdauer war die angeblich bloß „vorläufige“
Abnahme wirksam. Die Zeit arbeitete damit für die einmal gesche-
hene Abnahme, die damit geschaffene Situation wurde zementiert.
In einer bloß forensisch orientierten Diskussion leicht übersehen
werden die weitreichenden Befugnisse des JWT nach dem Jugend-
wohlfahrtsgesetz (JWG).6)
§§ 26ff JWG sehen neben der freiwilligen Erziehungshilfe auch
die „Erziehungshilfe gegen den Willen des Erziehungsberechtig-
ten“ vor. Diese zwangsweise Erziehungshilfe wird vom Jugend-
wohlfahrtsträger „gewährt“ (§ 26 JWG). „Stimmen die Erziehungs-
berechtigten einer notwendigen Erziehungshilfe nicht zu, hat der
Jugendwohlfahrtsträger das zur Wahrung des Wohles des Minder-
jährigen Erforderliche zu veranlassen“ (§ 30 JWT). Die im Rahmen
der Erziehungshilfe des JWT zulässigen Maßnahmen reichen bis

zur Überweisung eines Minderjährigen an eine Pflegefamilie, ein
Heim oder eine sonstige Einrichtung (zB Kinderdorf oder Wohn-
gemeinschaft – § 28 Abs 1 JWG).

2. Vorgesehene Neukodifizierung des
Außerstreitrechtes

Das BMJ hat den Diskussionsentwurf für einen Allgemeinen Teil des
Außerstreitgesetzes vorgelegt. Darüber und zum – erst zu erstellen-
den – Entw eines besonderen Teils – „Abschnitt Pflegschaftsverfah-
ren“ – wurde breit diskutiert.7)
Im Entw des Allgemeinen Teiles (im folgenden: „AT“) wird den
Parteien das Recht auf rechtliches Gehör ausdrücklich eingeräumt
(§ 7 AT); ebenso das Recht „den anderen Parteien oder deren Ver-
treter Fragen durch das Gericht stellen zu lassen oder mit dessen
Zustimmung unmittelbar selbst zu stellen“ (§ 17 Abs 1 AT).
Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung unter Beizeihung
aller Parteien sieht der AT weiterhin nicht zwingend vor. Vielmehr

6) Dabei handelt es sich im entscheidenden Teil §§ 1–35 JWG um ein
Grundsatzgesetz des Bundes; etwa das Wiener Ausführungsgesetz
dazu stimmt jedoch fast wörtlich mit dem Bundesgesetz überein.

7) Vgl dazu insbesondere Kohlegger, „Überlegungen zu einem Abschnitt
‚Pflegschaftsverfahren‘ im Besonderen Teil eines neuen Außerstreit-
gesetzes“, ÖJZ 1998, 121ff; „Das neue Außerstreitverfahren – Texte
und Strukturen“, Vorträge gehalten in der Richterwoche 1997, Schrif-
tenreihe des Bundesministeriums für Justiz, Band 88.



18 AnwBl 1999/1

Abhandlungen

soll es im Ermessen des Gerichtes liegen, eine Tagsatzung zur
mündlichen Verhandlung anzuberaumen, sofern nicht (im beson-
deren Teil) eine mündliche Verhandlung zwingend vorgeschrieben
wird (§ 26 AT).
Die Aufnahme von Beweisen außerhalb einer mündlichen Verhand-
lung, insbesondere auch die Einvernahme einer Partei, werden
ausdrücklich vorgesehen (§§ 9 und 28 Abs 1 AT).
„Soweit nichts anderes angeordnet ist“ sollen die Bestimmungen
der Zivilprozeßordnung „über die einzelnen Beweismittel“ grund-
sätzlich auch im Außerstreitverfahren gelten (§ 12 Abs 2 AT).
All das zum Ermittlungsverfahren Gesagte bezieht sich wohl-
gemerkt nur auf das gerichtliche Verfahren.
Wie bei Ermittlungen durch den Jugendwohlfahrtsträger vorzu-
gehen sein soll, läßt sich Entwurf und Diskussionsbeiträgen nichts
entnehmen. Dieses Ermittlungsverfahren kommt darin einfach nicht
vor.
3. Vorgesehen ist also eine gewisse Stärkung der Rechtsposition
im gerichtlichen Ermittlungsverfahren, die jedoch für die Rechte
gegenüber dem JWT nichts hergibt.
Das wird der Praxis in keinster Weise gerecht, wonach neben oder
gar anstelle des gerichtlichen Ermittlungsverfahrens ein selbständig
eigenes und außergerichtliches durch den JWT tritt. Dazu keine
Regelungen zu treffen, heißt, die Augen vor der Praxis zu ver-
schließen.
Jede Regelung der Rechte vor Gericht wird zwecklos und inhalts-
leer, wenn sich das für den Prozeßausgang entscheidende Ge-
schehen dort gar nicht abspielt.
Derzeit etwa ist das Ermittlungsverfahren beim JWT gesetzlich des-
wegen nicht geregelt, weil es (nach dem oben zitierten Wortlaut
des § 215 Abs 2 ABGB) ja gar nicht vorgesehen ist.
Die demgegenüber real gegebene Situation weist deutliche Paral-
lelen zum Einschreiten der Sicherheitsbehörden im Dienste der
Strafjustiz auf. Auch nach der StPO schließlich ist ein gerichtliches
(Vor-)Verfahren vorgesehen, während in der Realität ein Gutteil
der Ermittlungen bei den Sicherheitsbehörden stattfindet. Diese
sicherheitsbehördlichen Ermittlungen in ihrem tatsächlich gegebe-
nen Ausmaß sind in der StPO nicht vorgesehen; daher sind sie
auch nicht geregelt, daher bezieht sich auch der strafprozessuale
Rechtsschutz darauf nicht. Die damit verbundenen Probleme sind
im Strafrechtsbereich zumindest allgemein bewußt und bewirken
daher gesetzliche Reformvorhaben (auch wenn deren Abschluß
noch in diesem Jahrtausend überraschen würde).
Im Gegensatz dazu fehlt es im Pflegschaftsbereich schon an
entsprechendem Problembewußtsein. Daß die Jugendämter prak-
tisch eigentliches Ermittlungsorgan und häufig genug eigentliche
Entscheidungsträger (auch bei formaler Beschlußfassung letztlich
durch das Gericht) sind, wird als selbstverständlich hingenommen.
Entsprechend halten Klienten als juristische Laien regelmäßig das
Jugendamt – und nicht das Gericht – für die zuständige Behörde.
Diese Ansicht ist häufig eine durchaus realistische.

III. „Fürsorge“ als Soziale Kontrolle

1. Eingangs wurden einige Beispiele aus der Praxis angeführt.
Zuletzt wurde darauf verwiesen, daß die fehlende rechtliche
Durchdringung der Arbeit der Jugendwohlfahrtsträger nicht einmal
als Problem gesehen wird.

Gemeinsame Wurzel all dessen ist der Irrglaube, daß weniger an
rechtsstaatlicher Kontrolle nötig ist, wenn und weil sämtliche betei-
ligten Behörden und Gerichte ohnehin im Interesse eines Schutz-
befohlenen einschreiten. Eine solche Auffassung kann in dieser all-
gemeinen Form nicht gelten. Sie muß auch als historisch überholt
angesehen werden.

2. Bemerkenswert ist etwa der Vergleich des Pflegschaftsver-
fahrens gegenüber dem Sachwalterrecht. Auch dort schließlich
handelt das Pflegschaftsgericht von Amts wegen und im Interesse
eines besonders schutzwürdigen Betroffenen. Dennoch wurden zur
Wahrnehmung seiner Interessen ausführliche prozessuale Normen
(§§ 236ff AußStrG) eingeführt. Ungeachtet amtswegiger Wahr-
heitsfindung ist etwa zwingend für einen Rechtsbeistand des Betrof-
fenen im Verfahren zu sorgen, auch eine mündliche Verhandlung
ist zwingend vorgesehen (vgl § 238 Abs 1, § 239 AußStrG).

3. Ganz grundsätzlich ist zu verstehen, daß sozialarbeiterisches
Handeln gerade im hier interessierenden Bereich der Sozialen
Kontrolle zuzurechnen ist (wobei dieser Begriff hier wertneutral
verwendet wird).

Es ist etwas wesentlich anderes, ob jemand freiwillig die Dienste
therapeutischer oder beratender Institutionen bzw Personen in An-
spruch nimmt, oder im Zusammenhang mit einem Pflegschaftsver-
fahren. Hier nämlich handelt die „Fürsorge“ vor dem Hintergrund
möglichen staatlichen Zwanges durch hoheitliche Entscheidungen
(zB Obsorge- bzw Besuchsrechtsbeschlüsse). Diese Hoheitsakte
kann der JWT maßgeblich beeinflussen; sie stehen bei „fehlender
Kooperationsbereitschaft“ als Drohung im Hintergrund. Besonders
deutlich wird dies, weil der JWT selbst staatlichen Zwang mit weit-
reichenden Konsequenzen setzen oder androhen kann, etwa vor-
läufige Maßnahmen iSd § 215 Abs 1 ABGB. Gerade in solchen
Fällen werden JWT und seine Mitarbeiter vollends zur mit Zwangs-
gewalt ausgestatteten Behörde, welcher eine den Entscheidungen
unterworfene Person gegenübersteht.

Am Verständnis dafür scheint es Sozialarbeitern zur Gänze zu
fehlen, wenn etwa – wie in einem oben angeführten Beispiel – ver-
kündet wird, es entspreche nicht dem Amtsverständnis, mit Rechts-
anwälten zu sprechen. Das nämlich mag berechtigt sein, wenn
eine rein therapeutsche oder auch nur begutachtende Tätigkeit
entfaltet wird. Spätestens aber in dem Moment, als zwangsweise
durchsetzbare behördliche Maßnahmen ergriffen werden, müssen
dieselben Maßstäbe angelegt werden, wie sie im Verkehr zwi-
schen Behörden und Bürgern eines Rechtsstaates üblich sind.

Zudem gewinnt man den Eindruck, daß manche Beamte der JWT
die Einschaltung eines Rechtsanwaltes als Kriegserklärung auffas-
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sen. Wer einen Rechtsanwalt einschaltet, und damit „rechtlich
kommt“, habe also an Einvernehmen kein Interesse mehr.

Dabei handelt es sich aber um ein grundsätzlich falsches Anwalts-
bild. Der Rechtsanwalt kann und soll auch seinen Beitrag zu
vernünftigen gemeinsamen Lösungen leisten, nicht als um jeden
Preis den Konflikt suchen. Dabei kann er gerade als persönlich
nicht betroffener Außenstehender seinen Beitrag leisten.

4. Daran ändert nichts, daß das Einschreiten der Behörde nicht
strafrechtlich oder beispielsweise mit Interessen der öffentlichen
Sicherheit begründet, sondern mit sozialarbeiterischer Fürsorge
legitimiert wird.

Zur Klarstellung, worum es hier geht, kann ein Verweis auf die
amerikanische Jugendgerichtspflege nützlich sein. Dort wurden ge-
gen Ende des 19. Jahrhunderts die „Juvenile Courts“ eingerichtet.
Diese waren berufen, auf alle Arten sozial „abweichenden“ Ver-
haltens Jugendlicher zu reagieren, gleichwohl, ob dieses Verhalten
unter einen strafgerichtlichen Tatbestand fiel oder nicht.

Unabhängig davon sollten die im Einzelfall jeweils erforderlichen
„erzieherischen“ Maßnahmen ergriffen werden – die allerdings
bis zu langjährigem Freiheitsentzug in „Heimen“ führen konnte.
Da aber formal nicht gestraft, sondern immer nur geholfen wurde,
wurden im Erwachsenenstrafrecht gegebene prozessuale Stan-
dards für entbehrlich gehalten. Ein Umdenken erfolgte ab den spä-
ten 60iger Jahren. Es wurde erkannt, daß für den notwendigen
Rechtsschutz die mögliche Intensität des staatlichen Eingriffes ent-
scheidend ist, nicht also die Etikettierung des staatlichen Eingrif-
fes – nämlich als Maßnahme der Fürsorge oder als Strafe. Folge
dieser Überlegungen war eine stärkere prozessuale Annäherung
des Jugendstrafrechtes an das Erwachsenenstrafrecht.

5. Auch nach ihren Zielen und in ihrer Begründung „sozialarbeite-
rische“ staatliche Maßnahmen oder Entscheidungen machen Kon-
trolle nicht entbehrlich.

Dabei geht es gar nicht darum, den guten Willen der beteiligten
Pflegschaftsrichter und Sozialarbeiter in Frage zu stellen. Nur geht
die schon gehörte richterliche Reaktion auf Kritik am JWT, die dor-
tige Beamtin „meine es nur gut“ und sei „besonders engagiert“,
ganz am Thema vorbei. Entscheidend ist – wie eben ausgeführt –
daß sich auch deren Tätigkeit einer Kontrolle unterziehen lassen
muß; außerdem, daß auch noch so guter Wille vor Fehlern, fal-
schen Entscheidungen, Befangenheit und Entscheidung auf unrich-
tiger Tatsachengrundlage nicht schützt.

6. Besonders wichtig wird externe Kontrolle deswegen, weil dem
JWT ein besonders praktisches Instrumentarium zur Verfügung
steht, um sich gegen unliebsame Kritik zu wappnen.

Kritik am Jugendamt kann sofort als „fehlende Einsicht oder Koope-
rationsbereitschaft“ von eben demselben Jugendamt, welches kriti-
siert wird, psychologisch umgedeutet werden. Damit wird das
Jugendamt gleichzeitig kritisierte und die Kritik (negativ) beurteilen-
de Instanz. Damit wird aus der – möglicherweise ja berechtigten –

Kritik am Jugendamt ein Symptom für persönliche Schwächen der
Partei – dies mit allen möglichen negativen Konsequenzen für den
Ausgang des Pflegschaftsverfahrens. Polemischer ausgedrückt:
Wer das Jugendamt kritisiert, beweist damit nur, daß er als Erzie-
hungsberechtigter wenig geeignet ist.

Kritisierter und faktischer Entscheidungsträger sind dabei ident –
ganz anders als in sonstigen Verfahren, wo kritisierte Zeugen oder
Sachverständige einerseits, entscheidende Richter andererseits,
verschieden sind.

IV. Gesetzliche Konsequenzen

1. Konsequenz des bislang Gesagten muß eine größere Verrecht-
lichung auch der Tätigkeit der JWT sein.

Dabei liegt die besondere Schwierigkeit in diesem Rechtsbereich
darin, daß „informelles“ Handeln der JWT außerhalb eines starren
prozeßrechtlichen Korsetts seine unbestreitbaren Vorteile haben
kann und auch ein unbestreitbares Bedürfnis danach besteht. Infor-
melle Mediation wird zunehmend als überlegener Mechanismus
gegenüber klassischen Gerichtsverfahren erkannt. Auch ist das
Recht der Stellungnahme von seiten des Jugendamtes nicht grund-
sätzlich in Frage zu stellen, und nur auf der Grundlage eigener
Erhebungen (Gespräche mit den Betroffenen etc) sinnvoll. Über-
haupt soll außergerichtlichen Einigungen – eben auch mit pro-
fessioneller Hilfe des Jugendamtes – grundsätzlich der Vorrang
gegenüber hoheitlichem Gerichtsbeschluß zukommen, sodaß letz-
terer nur ultima ratio ist.

Maßgeblich ist aber die Wahrung der Parteienrechte, eben wenn
eine solche Einigung nicht zustande kommt. Für diese Fälle ist der
Rechtsschutz zu verbessern und sind die Rechte gegenüber dem
JWT danach zu differenzieren, in welcher Eigenschaft dieses auf-
tritt.

2. Zur Vorsorge ausreichenden Rechtsschutzes ist de lege ferenda
nachstehendes vorzusehen.

a) Die jeweilige prozessuale Stellung des JWT bzw seiner Mit-
arbeiter im gerichtlichen Pflegschaftsverfahren ist eindeutig zu
definieren und zu differenzieren. Derzeit herrschen dazu völlige
Unklarheit und Vermischung verschiedenster möglicher Funktio-
nen. Nach der Rechtsprechung soll dem JWT keine Parteienstel-
lung zukommen.8)

Demgegenüber bezeichnet Kohlegger den JWT in Ausübung seiner
Kompetenzen nach § 215 ABGB ausdrücklich als „Amtspartei“.9)

Gemäß § 2 Abs 1 Z 4 AT soll Partei des Außerstreitverfahrens ua
sein, „jede Person oder Stelle, die aufgrund gesetzlicher Vorschrif-
ten in das Verfahren einzubeziehen ist“ – was ebenfalls für eine
Parteistellung des JWT spricht.

8) RZ 1981/64 = EFSlg 39.605; EvBl 1986/81 = EFSlg 49.742.
9) ÖJZ, aaO 125.
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Jedenfalls in der Praxis vermengen sich die Funktionen der JWT
und ihrer Mitarbeiter in rechtstaatlich unerträglicher Weise: Diese
treten gleichzeitig auf als behördliches Ermittlungsorgan, Entschei-
dungsträger gem § 215 Abs 1 ABGB und nach dem JWT, Sach-
verständiger, Zeuge, Partei, Vermittler und Therapeut in einem.
Nach Kohlegger soll im künftigen Pflegschaftsrecht auch vorgese-
hen sein, daß unmündige Minderjährige durch den JWT im Verfah-
ren vertreten werden können.10)
In diesen Fällen würde der JWT wenigstens eindeutig Partei – was
aber im selben Verfahren alle anderen Funktionen schlicht und ein-
fach ausschließt.
Zukünftig muß jedenfalls differenziert werden:
Hat der JWT selbst Anträge gestellt, vertritt er einen Minderjähri-
gen oder hat er bereits Entscheidungen gem § 215 Abs 1 ABGB
oder nach dem JWG getroffen, so muß er folgerichtig als Partei
des gerichtlichen Pflegschaftsverfahrens behandelt werden.
Die jeweils tätigen Mitarbeiter des JWT sind als (wenngleich
sachverständige) Zeugen einzustufen. Das gilt nicht nur in den
eben erwähnten Fällen, sondern auch für jeden Autor eines Berich-
tes des Jugendamtes.
b) Damit muß ein Bericht des JWT über Antrag auch in einer
mündlichen Gerichtsverhandlung erörtert werden. Es muß den Par-
teien das Recht zugestanden werden, in einer solchen mündlichen
Verhandlung dem einschreitenden Beamten des JWT Fragen etwa
zu den Grundlagen seiner Aussagen zu stellen.
Wie gesagt sieht der AT ausdrücklich nur vor, daß Fragen an
andere Parteien oder deren Vertreter möglich sind (§ 17 Abs 2
AT). Daneben wird allgemein bestimmt, daß die Bestimmungen
der ZPO über die einzelnen Beweismittel auch im Außerstreitver-
fahren anzuwenden sind (§ 12 Abs 4 AT).
Das Fragerecht ist ausdrücklich auch auf Zeugen auszudehnen.
Ansonsten könnte eine Auslegung dahin entstehen, daß mit aus-
drücklicher Einräumung des Rechtes der Befragung (nur) anderer
Parteien und deren Vertreter das Fragerecht der ZPO hinsichtlich
Zeugen ausgeschlossen wäre.
c) Jedenfalls für die Vernehmung einer Partei selbst beim JWT und
dort abgeführte Verhandlungen ist ein Teilnahmerecht des Rechts-
vertreters der jeweiligen Partei ausdrücklich vorzusehen (auch
wenn es an sich selbstverständlich sein sollte).
Das Recht, auf die Befragung des zuständigen Beamten des JWT
vor Gericht zu bestehen, ist vor allem dann ein notwendiges Kor-
rektiv, wenn eine Teilnahme des Rechtsvertreters an der Befragung
anderer Personen (als der Partei selbst) nicht vorgesehen wird.
Außerdem kommt den Berichten des JWT in der Praxis eine über-
ragende und häufig schon prozeßentscheidende Bedeutung zu –
vielfach folgen die Pflegschaftsgerichte diesen Berichten, solange
diese nicht geradezu widerlegt sind.
Der bloße Umstand, daß eine solche andere Person (Zeuge) be-
reits vom JWT vernommen wurde, kann auch kein Grund sein, von
dessen gerichtlicher Vernehmung abzusehen.

d) Nicht aktenkundige Schriftstücke haben in Entscheidungen des
Pflegschaftsgerichtes und des JWT unberücksichtigt zu bleiben.
Es geht etwa nicht an, daß sich ein JWT wiederholt auf ein Gut-
achten stützt und dieses gegen eine Partei verwendet, gleichzeitig
dieses Gutachten aber niemals vorlegt, und zwar unter Berufung
auf gesetzliche Verschwiegenheitspflichten. Es ist untragbar, den
Inhalt eines solchen geheimen Gutachtens gegen eine Partei zu
verwenden, es aber nicht vorzulegen und damit keiner Überprü-
fung zugänglich zu machen, und dies absurderweise noch dazu
unter Berufung auf gesetzliche Verschwiegenheitspflichten, die
zum Schutz des Angegriffenen bestehen.11)
e) Das Tätigwerden eines Beamten des JWT als Vermittler ist mit
der Funktion eines „Berichterstatters“ unvereinbar, umsoweniger
mit der Funktion eines Antragstellers im gerichtlichen Verfahren.
f) Das Recht des JWT, in dringenden Fällen im Interesse eines
Minderjährigen die nötigen vorläufigen Verfügungen zu treffen
(§ 215 Abs 1 ABGB) ist beibehalten, jedoch zu modifizieren.
Nach herrschender Rechtslage bleibt die Verfügung des JWT
aufrecht, wenn er nur innerhalb von acht Tagen die erforderlichen
gerichtlichen Verfügungen beantragt. Hält er diese Frist ein, so
bleibt seine Verfügung aufrecht, solange nicht das Gericht einen Be-
schluß zur selben Angelegenheit fällt. Bis dahin bleibt in der Praxis
der JWT (als besonderer Sachwalter) auch „Herr des Verfahrens“.
Der Verfasser hat in einem Verfahren den Kindesvater vertreten,12)
nachdem der JWT die Einweisung der minderjährigen Tochter in
ein Spital verfügt hatte. Bis zur Entscheidung des zuständigen Pfleg-
schaftsgerichtes darüber wurde selbstverständlich davon ausgegan-
gen, daß der JWT auch für Verfügungen innerhalb der von ihm
geschaffenen Situation zuständig ist (hier: Gestaltung und Ausmaß
von Besuchen des Kindesvaters bei der Minderjährigen im Spital).
Künftig ist ausdrücklich vorzusehen,

• daß mit Benachrichtigung des Gerichtes durch den JWT sämt-
liche Kompetenzen und Verfügungsrechte an das Gericht über-
gehen;

• vor allem daß das Gericht selbst mit einstweiliger Verfügung
innerhalb bestimmter Frist über den Antrag des JWT zu entschei-
den hat, und daß die vorläufige Maßnahme des JWT außer
Kraft tritt, wenn das Gericht nicht entsprechend binnen bestimm-
ter Frist entscheidet.

g) Maßnahmen des JWT der nicht freiwilligen Erziehungshilfe sind
vorläufigen Maßnahmen gem § 215 Abs 1 JWG gleichzuhalten,
müssen daher gleichermaßen gerichtlicher Kontrolle unterstehen
(so, f)).
Es ist nicht einzusehen, weshalb sich das Pflegschaftsgericht mit –
relativ gesehen – Kleinigkeiten wie der geringfügigen Änderung
eines Besuchsrechtes auseinanderzusetzen hat, nicht aber mit so

10) ÖJZ, aaO 127.
11) Vgl Verfahren zu FN 2.
12) Vgl FN 4.
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weitreichenden Maßnahmen, wie etwa der Verbringung eines
Minderjährigen in ein Heim. Gerade hier ist an das oben (III.3.)
Gesagte zu erinnern. Nur weil – nach dem Gesetzeswortlaut – der
JWT bloß Erziehungshilfe „gewährt“, ändert dies nichts daran,
daß es sich um Zwangsmaßnahmen mit weitreichenden Konse-
quenzen für Erziehungsberechtigte und Kinder handelt.
Die alleinige Verfügungsmacht einer Verwaltungsbehörde er-
scheint auch verfassungsrechtlich unter Berücksichtigung von Art 5
EMRK bedenklich.
3. Zu überdenken sind auch die im AT vorgesehenen Bestimmun-
gen zur Kostentragung.
Demnach soll gem § 81 AT grundsätzlich kein Anspruch auf
Kostenersatz bestehen.
Nach ausdrücklicher Vorschrift soll wohl ein Anspruch auf Kosten-
ersatz im Verfahren über Unterhaltsansprüche volljähriger Kinder
bestehen, aber gerade nicht, wenn es um den Unterhalt minder-
jähriger Kinder geht (§ 81 Abs 2 Z 4 AT).
Weshalb gerade das minderjährige Kind keinen Kostenersatz
genießen soll, bleibt dabei ein Rätsel. Ein Minderjähriger steht

schließlich unter dem besonderen Schutz der Gesetze. Bestimmun-
gen über den Kostenersatz sind durchaus solche, die den Rechts-
schutz betreffen. Jeder Rechtsanwalt kennt die Situation, daß bei
Entscheidung darüber, ob ein außerstreitiges Verfahren einzuleiten
ist, die Kosten ein zentrales Kriterium werden. Im Ergebnis führt
dies allzu häufig dazu, daß keine Anträge eingebracht werden,
oder nicht mit anwaltlicher Vertretung. Gesetzliche Kostenbestim-
mungen werden damit entscheidend dafür, ob jemand die Hilfe
der Gerichte zur Durchsetzung seiner Rechte in Anspruch nimmt.
Fehlender Kostenersatz schafft demnach eine Barriere zum freien
Zugang zum Recht.
Will etwa der Gesetzgeber verhindern, daß – nach allgemeinen
Kostentragungsregeln – ein Minderjähriger ersatzpflichtig wird, so
hindert ihn niemand daran, diese Frage dem Ermessen des Gerich-
tes zu überlassen. Sollte – wenn auch aus unerfindlichen Gründen –
weiterhin gerade im Pflegschaftsverfahren für Minderjährige kein
Kostenersatz vorgesehen sein, so wäre zumindest aufzunehmen,
daß damit ein Kostenvorschuß als besonderer Fall einstweiligen
Unterhalts nicht ausgeschlossen ist.

StB Mag. Alexander Hofer, Graz

Pensionsversicherungsmonate für Konzipienten

Die neue Rechtslage durch das ASRÄG 1997 ermöglicht den Kon-
zipienten ab 1. 1. 1998 eine günstige Möglichkeit zum Erwerb
von Pensionsversicherungsmonaten.

I. Das Problem

Gemäß § 5 Abs 1 Z 8 ASVG sind Rechtsanwaltsanwärter von der
Vollversicherung nach § 4 ASVG – unbeschadet einer nach § 7
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen. Sie
sind hinsichtlich ihres Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 7 Z 1
lit e ASVG nur in der Kranken- und Unfallversicherung teilversi-
chert. Eine Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung besteht
nicht. Diese Situation ist für viele Rechtsanwaltsanwärter unbefrie-
digend, insbesondere als im Zeitpunkt der Ausbildung vielfach
nicht feststeht, ob der freie Beruf des Anwalts tatsächlich jemals
ausgeübt wird.
Es ist auch denkbar, daß Rechtsanwaltsanwärter schon aus ande-
ren Tätigkeiten (zB berufliche Tätigkeit neben dem Studium) Pensi-
onsversicherungszeiten erworben haben und daher eine „Auffül-
lung“ auf zumindest 180 Beitragsmonate, die für den Anspruch
auf eine Alterspensionsleistung erforderlich sind, sinnvoll ist.
Aus den angeführten Gründen kann es daher für Konzipienten zu
fehlenden Pensionsversicherungszeiten kommen.

II. Die neue Rechtslage

Von der Vollversicherung nach § 4 ASVG sind weiters ausgenom-
men Dienstnehmer und ihnen gemäß § 4 Abs 4 gleichgestellte
Personen, ferner Heimarbeiter und ihnen gleichgestellte Personen
sowie die im § 4 Abs 1 Z 6 und 11 genannten Personen, wenn das
ihnen aus einem oder mehreren Beschäftigungsverhältnissen im
Kalendermonat gebührende Entgelt den Betrag gemäß Abs 2 nicht
übersteigt (geringfügig beschäftigte Personen) – vgl § 5 Abs 1 Z 2
ASVG idF ASRÄG 1997.
Durch das ASRÄG 1997 entsteht somit eine Art personenbezo-
gene Vollversicherungspflicht, die dann eintritt, wenn einer Person
aus einem oder mehreren Beschäftigungsverhältnissen ein Entgelt
von mehr als S 3.830,– (1998) gebührt.
Rechtsanwaltsanwärter beziehen idR ein lohnsteuerpflichtiges Ge-
halt, das Entgelt iS des ASVG darstellt und nur durch die eingangs
angeführten gesetzlichen Bestimmungen von der Vollversiche-
rungspflicht ausgenommen ist. Begründet ein Rechtsanwaltsanwär-
ter neben seiner Konzipiententätigkeit auch nur ein – für sich be-
trachtet – geringfügiges Beschäftigungsverhältnis, so beträgt seine
personenbezogene Beitragsgrundlage als Summe der Konzipien-
tentätigkeit und der Zusatztätigkeit jedenfalls mehr als die Gering-
fügigkeitsgrenze.
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Durch § 5 Abs 1 Z 2 ASVG tritt die Rechtsfolge ein, daß der Zu-
satzverdienst der Vollversicherung unterliegt. Nach § 44 Abs 2
ASVG ist Beitragszeitraum das Kalenderjahr. Die Dienstnehmer-
beiträge werden dem Dienstnehmer vom Krankenversicherungsträ-
ger einmal jährlich zum Jahresende vorgeschrieben. Die Beitrags-
sätze liegen bei 13,5% als freier Dienstnehmer, 13,65% als Ange-
stellter und 14,2% als Arbeiter. Die Vollversicherung für das
zusätzliche Dienstverhältnis umfaßt Pensions-, Kranken- und Unfall-
versicherung. Die Beitragsgrundlage ist ausschließlich das Entgelt
aus der Zusatztätigkeit. Das Entgelt aus der Rechtsanwaltsanwär-
tertätigkeit ist weiterhin nur teilversichert.

Die Nebentätigkeit für Konzipienten kann zB in Lektoratstätigkeiten
für einen schriftstellerisch tätigen Rechtsanwalt, in einer Konsulen-
tenfunktion für ein beliebiges Unternehmen, in Bürotätigkeiten,
EDV-organisatorischen oder sonstigen beliebigen Tätigkeiten für
andere Dienstgeber bestehen. Das Beschäftigungsverhältnis kann
ein freies oder echtes Dienstverhältnis sein. Das Entgelt aus der
Tätigkeit kann bei Vorliegen eines freien Dienstvertrages frei ver-
einbart werden, beim echten Dienstvertrag wäre uU auf die Gültig-
keit arbeits- und kollektivvertraglicher Bestimmungen Rücksicht zu
nehmen.

Beispiel: Eine Rechtsanwaltsanwärterin, beschäftigt bei der Kanzlei X, ist im
elterlichen Betrieb (unabhängig von der Kanzlei X) für die EDV-Organisation
zuständig. Es wird ein freies Dienstverhältnis nach § 4 Abs 4 ASVG begrün-
det. Als Entgelt werden S 1000,– monatlich, 12mal jährlich, vereinbart.

Mit S 1000,– Beitragsgrundlage unterliegt die Tätigkeit als EDV-Organisator
der Vollversicherung. Beitragsgrundlage sind S 12.000,–, daher werden
am Jahresende S 1620,– (13,5% von S 12.000,–) an SV-Beiträgen vorge-
schrieben, mit denen 12 vollwertige Pensionsversicherungsmonate erwor-
ben werden!

III. Steuerliche Würdigung

Konzipienten stehen mit ihrer Rechtsanwaltsanwärtertätigkeit steu-
erlich in einem Dienstverhältnis gemäß § 47 Abs 2 EStG und be-
ziehen Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gemäß § 25 EStG.
Wie sind die Nebeneinkünfte steuerlich zu behandeln?

§ 41 Abs 1 EStG regelt die Veranlagung lohnsteuerpflichtiger Ein-
künfte: „Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige Einkünfte enthal-
ten, so ist der Steuerpflichtige zu veranlagen, wenn 1. er andere
Einkünfte bezogen hat, deren Gesamtbetrag S 10.000,– über-
steigt, . . .“.

Gemäß § 41 Abs 3 EStG ist von den anderen Einkünften ein
Veranlagungsfreibetrag bis zu S 10.000,– abzuziehen. Der Frei-
betrag vermindert sich um jenen Betrag, um den die anderen Ein-
künfte S 10.000,– übersteigen.

Unter anderen Einkünften sind andere als lohnsteuerpflichtige
Einkünfte zu verstehen, also Einkünfte aus selbständiger Arbeit
oder Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wie sie unter anderem aus
der Tätigkeit aus einem freien Dienstvertrag (vgl Beispiel) bezogen
werden.

Neben den nichtselbständigen Einkünften dürfen daher andere
Einkünfte aus einer Nebentätigkeit von bis zu S 10.000,– steuer-
frei erzielt werden, wobei darauf hinzuweisen ist, daß es sich bei
der 10.000-S-Grenze um den Gewinn aus der Nebentätigkeit han-
delt, also Betriebseinnahmen abzüglich Betriebsausgaben zu rech-
nen sind. Die Regelung in § 41 Abs 3 EStG bewirkt eine Mäßi-
gung der Steuerbelastung, sobald die Einkünfte S 10.000,– über-
steigen, wobei ab der Grenze von S 20.000,– die Steuerbela-
stung auf die vollen S 20.000,– eintritt.

Wird die Nebentätigkeit in einem echten Dienstverhältnis aus-
geübt, so ist gemäß § 41 Abs 1 Z 2 jedenfalls eine Pflichtveranla-
gung durchzuführen, es besteht keine Freigrenze.

IV. Optimale Gestaltung

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich folgende optimale
Gestaltungsvariante:

Rechtsanwaltsanwärter üben eine Nebentätigkeit im freien Dienst-
vertrag gemäß § 4 Abs 4 ASVG aus und beziehen daraus Ein-
künfte aus selbständiger Arbeit oder Gewerbebetrieb. Die entspre-
chenden Einkünfte (Gewinn) überschreiten nicht den Betrag von
S 10.000,–, sodaß keine Steuerbelastung eintritt.

Fortsetzung Beispiel: Die Rechtsanwaltsanwärterin bezieht mit ihrer Neben-
tätigkeit Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wobei die Betriebseinnahmen
S 12.000,– (12 x S 1000,–) betragen. Sie kann S 2300,– Betriebsaus-
gaben nachweisen (zB EDV-Zubehör, Fahrtkosten, Büromaterial, Fortbildung
etc), erzielt so einen Gewinn von S 9700,–, der unter den oben angeführten
Voraussetzungen steuerfrei bleibt.

Nachbemerkung der Redaktion:

Wie bei jeder etwas ungewöhnlichen Gestaltung eines Dauer-
schuldverhältnisses mit ipso iure eintretenden Steuer- und Sozial-
versicherungsfolgen muß damit gerechnet werden, daß die Abga-
bebehörde oder der Sozialversicherungsträger die Umstände des
Einzelfalls „sehr genau prüfen“ wird, besonders wenn sich dadurch
spätere Leistungspflichten ergeben können.

Für einen RAA ist noch bedeutsam, daß eine während seiner
Konzipientenzeit ausgeübte Tätigkeit, soll diese nach seiner Inten-
tion von der RAK als praktische Verwendung für die spätere Eintra-
gung in die Liste der RAe, vorher schon für die Bestätigung der
RAA-Praxis als Kriterium für die Zulassung zur RA-Prüfung ange-
rechnet werden, eine „hauptberufliche“ sein muß. Daraus ergibt
sich e contrario, daß die hier vom Autor empfohlene zusätzliche
Tätigkeit als Dienstnehmer (echter oder freier Dienstvertrag) oder
aus Gewerbebetrieb oder aus anderen Dauerschuldverhältnissen
eine höchstens nebenberufliche sein darf, die Studien die „haupt-
berufliche“ Konzipienten-Tätigkeit nicht „beeinträchtigen“ darf.
Warum das so ist? Wie der Konzipient und Leser weiß: weil ihm
sonst die Konzipientenpraxis beim noch so berühmten Ausbil-
dungsanwalt und Dienstgeber nicht angerechnet wird (§ 2 Abs 1
letzter Satz RAO).
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EuGH-Rechtsprechung
Sechste Mehrwertsteuer-Richtlinie – Reisebüros und
Reiseveranstalter – Pauschales Leistungsangebot

Sechste Richtlinie 77/388/EWG zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern –
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage

1. Art 26 der RL 77/388/EWG findet auf einen
Hotelier Anwendung, der an einen Kunden
gegen Zahlung eines Pauschalpreises neben
der Unterkunft regelmäßig auch die Beförde-
rung von bestimmten weit entfernten Abhol-
stellen zum Hotel und zurück sowie während
des Aufenthalts (für die Zeit) eine Busreise
bietet, wobei die Transportdienstleistungen
von Dritten bezogen werden.

2. In Fällen, in denen ein Wirtschaftsteilneh-
mer, auf den Art 26 anwendbar ist, gegen
Zahlung eines Pauschalpreises Umsätze tätigt,
die aus Dienstleistungen bestehen, welche zum
Teil von ihm selbst und zum Teil von anderen
Steuerpflichtigen erbracht werden, unterlie-
gen nur die von den letzteren erbrachten
Dienstleistungen der Mehrwertsteuerregelung
dieses Artikels. Von einem Wirtschaftsteilneh-
mer kann nicht verlangt werden, daß er den
Teil des Pauschalpreises, der der Eigenleistung
entspricht, nach dem Grundsatz der tatsäch-
lichen Kosten errechnet, wenn es möglich ist,
diesen Teil (des Pauschalpreises) nach dem
Marktpreis der Leistungen zu errechnen, die
den im pauschalen Leistungspaket enthaltenen
entsprechen.

EuGH, Rs C-308/96 und C-94/97, Commissioners of Customs &
Excise/T.P. Madgett und R.M. Baldwin, Urteil vom 22. 10. 1998

Fraglich ist die Anwendbarkeit des Art 26 der Sechsten Mehrwert-
steuer-Richtlinie auf Anbieter von Pauschalreisen im Rahmen ihres
Hotelbetriebs. Dieser Artikel sieht eine Ausnahme von der all-
gemeinen Regelung der Besteuerungsgrundlage für bestimmte Um-
sätze von Reisebüros und Reiseveranstaltern vor. Eine Umsetzung
in die nationalen Vorschriften ist erfolgt; in einem entsprechenden
Merkblatt wird zudem angeführt, daß der vom Reiseveranstalter
eingenommene Gesamtbetrag nach bei Dritten bezogenen und
nach eigenen Leistungen aufzuteilen ist. Die Kl des Ausgangs-
verfahrens betreiben ein Hotel. Im Rahmen eines pauschalen Lei-
stungspaketes sind auch Beförderungsdienstleistungen, die bei

Dritten bezogen werden, inkludiert. Von seiten der Hotelbetreiber
wird die Auffassung vertreten, daß Art 26 auf sie nicht anwendbar
sei, weil sie Hoteliers und keine Reiseveranstalter seien. Die bekl
Seite hingegen vertritt die Ansicht, daß die Regelung auch auf
Hoteliers Anwendung findet, die Kunden derartige Pauschalreisen
anböten.

Nach Dafürhalten der Kl bezeichnen die Begriffe „Reisebüro“ bzw
„Reiseveranstalter“ Steuerpflichtige, deren Tätigkeit darin bestehe,
die Erbringung von Unterbringungs- und Beförderungsleistungen
etc für Reisende bereitzustellen, indem sie die Leistungen anderer
Personen in Anspruch nähmen, die unmittelbar für den Reisenden
erworben würden. Weiters seien die Leistungen von Reisebüros
und Reiseveranstaltern dadurch gekennzeichnet, daß sie sich regel-
mäßig aus mehreren Leistungen, insbesondere Beförderungs- und
Unterbringungsleistungen zusammensetzen, die teils im Ausland,
teils in jenem Land erbracht werden, in dem das Reisebüro Sitz
oder Niederlassung hat. Die Sonderregelung für Reisebüros und
Reiseveranstalter gälten daher auch für den Fall, daß der Wirt-
schaftsteilnehmer kein Reisebüro im eigentlichen Sinne ist, sondern
gleichartige Umsätze im Rahmen einer anderen Tätigkeit erwirt-
schaftet. Eine andere Auslegung hätte zur Folge, daß gleiche
Leistungen je nach formaler Eigenschaft des Wirtschaftsteilnehmers
verschiedenen Betimmungen unterliegen würden. Erfüllen aller-
dings die von Dritten bezogenen Leistungen für die Kundschaft des
Hoteliers keinen eigenen Zweck, sondern sind bloß ein Mittel, um
die Hauptdienstleistung unter optimalen Bedingungen in Anspruch
nehmen zu können, bleiben diese bei Dritten bezogenen Leistun-
gen gegenüber den Eigenleistungen reine Nebenleistungen und
unterliegen nicht der Besteuerung nach Art 26. Anderes gilt, wenn
ein Hotelier seinen Kunden neben der Unterbringung regelmäßig
auch Leistungen anbietet, die über die traditionellen Aufgaben der
Hoteliers hinausgehen und deren Erbringung nicht ohne spürbare
Auswirkung auf den Pauschalpreis bleiben kann.

Fraglich ist weiters, ob Art 26 für den Fall, daß pauschale Lei-
stungspakete aus gemischten Leistungen bestehen, nur auf die von
Dritten bezogenen Leistungen oder aber auf sämtliche Leistungen
anwendbar ist. Art 26 selbst enthält keinen Hinweis auf Eigen-
leistungen und da diese Bestimmung eine Ausnahme darstellt, darf
sie nur angewendet werden, soweit dies zur Erreichung des Ziels
der Richtlinie erforderlich ist. Die Sonderregelung dient daher nur
für die von Dritten bezogenen Leistungen.

Im Falle des Pauschalpreises, der sich sowohl auf von Dritten bezo-
gene (von Art 26 erfaßte) Leistungen als auch auf (von Art 26 nicht
erfaßte) Eigenleistungen bezieht, kann die „Gegenleistung“ nicht
als Besteuerungsgrundlage (für die im Rahmen des pauschalen Lei-
stungspakets erbrachten Eigenleistungen) herangezogen werden.
In so einem Fall spricht für eine Methode der Heranziehung des
Marktwertes der Eigenleistungen, daß sie einfach ist, da einzelne
Bestandteile des Wertes der Eigenleistung nicht ermittelt zu werden
brauchen.
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Streithilfe vor den
europäischen Gerichten
Generell können Mitgliedstaaten, Organe der Gemeinschaft (nach
Maßgabe Nicht-EU-Mitgliedstaaten, die Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens sind und die EFTA-Überwachungsbehörde) und alle
natürlichen und juristischen Personen, die ein berechtigtes Interesse
am Ausgang eines anhängigen Rechtsstreits glaubhaft machen,
einem anhängigen Rechtsstreit vor EuGH (Art 93 und 123 VfoGH
und Art 37 Abs 2 der EG-Satzung des Gerichtshofs) oder EuGeI
(Art 115 und 116 VfoGeI) beitreten.

Eine Streithilfe ist nur in kontradiktorischen Verfahren möglich, dies
gilt unabhängig von allfälligen Streithelfern im Rahmen des Aus-
gangsverfahrens eines Vorabentscheidungsersuchens.

Natürliche und juristische Personen können sich nicht an solchen
anhängigen Rechtsstreitigkeiten beteiligen, die zwischen Mitglied-
staaten, zwischen Organen der Gemeinschaft oder zwischen Mit-
gliedstaaten und Organen der Gemeinschaft ausgetragen werden.
Sie können sich daher beispielsweise bei Vertragsverletzungsver-
fahren nie beteiligen, wohl aber bei Nichtigkeitsklagen, Untätig-
keitsklagen, Schadenersatzklagen (insofern als die Möglichkeit
von Individualklagen gegen Gemeinschaftsorgane besteht) und
Verfahren betreffend den einstweiligen Rechtsschutz.

Der Antrag auf Zulassung als Streithelfer hat innerhalb einer Frist
von drei Monaten nach Veröffentlichung einer Mitteilung über die
Rechtssache im Amtsblatt zu erfolgen. Im Zusammenhang mit der
Zulassung einer Streithilfe prüft der Gerichtshof, ob die Streithelfer
durch die angefochtene Entscheidung unmittelbar betroffen sind
und ihr Interesse am Ausgang des Rechtsstreits erwiesen ist, außer-
dem muß ein unmittelbares und gegenwärtiges Interesse an den
Anträgen selbst und nicht an den geltend gemachten Angriffs- und
Verteidigungsmitteln bestehen. Das erforderliche Interesse darf
nicht auf die Entscheidung abstrakter juristischer Streitfragen be-
schränkt sein, sondern muß in bezug auf die Anträge einer Partei
bestehen (Beschluß vom 10. 6. 1965, Grundig/Kommission, Rs
58/64, Slg 1966, 450), allerdings ist etwa zwischen Antragstel-
lern, die unmittelbares Interesse speziell an der Entscheidung über
die Handlung besitzen, deren Nichtigerklärung beantragt wird,
und solchen Antragstellern zu unterscheiden, die nur wegen der
Ähnlichkeit ihrer Situation mit der Situation einer der Parteien ein
mittelbares Interesse Ausgang des Rechtsstreits besitzen (Beschluß
vom 8. 12. 1993, Kruidvat/Kommission, Rs T-87/92, Slg 1993,
II-1375).

Die Regelungen betreffend Prozeßvertretung bzw anwaltliche Ver-
tretung kommen zur Anwendung.

Der Gerichtshof hat auch bei solchen Organisationen eine Streit-
hilfefähigkeit anerkannt, denen innerhalb der Gemeinschaft eine
wichtige Funktion zukommt, auch wenn ihnen nach der entspre-
chenden nationalen Rechtsordnung zwar keine Rechtspersönlich-

keit zuerkannt wurde, sie aber ähnlich juristischen Personen über
organschaftliche Strukturen verfügen. Er hat daher auch Wirt-
schafts-, Berufs- und Interessenverbände als Streithelfer zugelassen,
wenn es um die von ihnen satzungsmäßig zu vertretenden Mitglie-
derinteressen geht. Der Gerichtshof läßt eine Streithilfe insbeson-
dere durch Vereinigungen zu, deren Ziel der Schutz ihrer Mitglie-
der in Rechtssachen ist, die Grundsatzfragen aufwerfen, die sich
auf diese Mitglieder auswirken können. Eine Vereinigung ohne
Erwerbszweck, in der die nationalen Vereinigungen der entspre-
chenden Industrie- bzw Herstellerbetriebe zusammengeschlossen
sind und deren satzungsmäßiges Ziel die „Wahrnehmung der
gemeinsamen Interessen“ der betreffenden europäischen Industrie
gegenüber europäischen und internationalen Behörden ist, ent-
spricht diesen Voraussetzungen (Beschluß vom 28. 9. 1998, Pharis
SA/Kommission, Rs C-151/98 P: im Anlaßfall waren die Antwor-
ten auf die behandelten Fragen auch für die Mitglieder der betrof-
fenen Vereinigung von unmittelbarem Interesse). Auch die Mitglie-
der der – im Anlaßfall Klägerin – UEAPME, nämlich nationale Or-
ganisationen, die in verschiedenen Mitgliedstaaten Interessen der
kleinen und mittleren Unternehmen vertreten, konnten ein berech-
tigtes Interesse glaubhaft machen, das sich von dem der Klägerin
abhob (Beschluß vom 16. 3. 1997, UEAPME/Rat, Rs T-135/96,
Slg 1997, II-373: Nichtigerklärung der Richtlinie 96/34/EG vom
3. 6. 1996 zu der von der UNICE, CEEP und EGB geschlossenen
Rahmenvereinbarung über den Elternurlaub).
Allerdings kann die Praxis, nach der Vereinigungen als Streithelfer
zugelassen werden, wenn ihr Ziel der Schutz der Mitglieder in
solchen Rechtssachen ist, die Grundsatzfragen aufwerfen, welche
sich auf diese Mitglieder auswirken können, nicht zur Stützung
eines individuellen Streithilfeantrags herangezogen werden; eine
weite Auslegung des Beitrittsrechts in bezug auf Vereinigungen soll
es nämlich ermöglichen, den Rahmen der Rechtssachen besser zu
beurteilen und zugleich eine Vielzahl individueller Beitritte, die
die Wirksamkeit und den ordnungsgemäßen Ablauf des Ver-
fahrens beeinträchtigen könnten, zu vermeiden (Beschluß vom
17. 6. 1997, National Power plc ua, verb Rs C-151/1997 P [I]
und C 157/97 P [I], Slg 1997, I-3491).
Im übrigen ist es natürlichen und juristischen Personen auch nicht
möglich, eine Drittwiderspruchsklage gegen ein Urteil des Gerichts-
hofs zu erheben, das in einem Vertragsverletzungsverfahren ergan-
gen ist (an dem sie sich aufgrund der Voraussetzungen nicht haben
beteiligen können) und auf diese Art das in diesem Rechtsstreit
ergangene Urteil wieder in Frage zu stellen (Beschluß vom 6. 12.
1989, Berufsverband Panhellinios Syndesmos Idioktiton Technikon
Epangelmatikon ke Naftikon Scholikon Monadon Psiitensm/Grie-
chenland und Kommission, Rs 147/86, Slg 1989, 4119).
Im Zusammenhang mit den Besonderheiten des Streitverfahrens
auf dem Gebiet des geistigen Eigentums waren spezielle Bestim-
mungen erforderlich (Art 134 VfoGeI).

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare
Februar

5. 2. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 990205/6 INNSBRUCK

5./6. 2. Kartellrecht – das Recht gegen
Wettbewerbsbeschränkungen
Seminar-Nr: 990205/8 WIEN

12./13. 2. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 990212/8 WIEN

16. 2. und 2. 3. Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 990216/8 WIEN

19. 2. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990219/7 DORNBIRN

19./20. 2. Grundrechte
Seminar-Nr: 990219/8 WIEN

26./27. 2. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 990226/5 GRAZ

26./27. 2. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990226/8 WIEN

März

April

26. 2. oder
alternativ 27. 2.

Gut befragt ist halb gewonnen – Frage-
und Vernehmungstechniken vor Gericht
Seminar-Nr: 990226A/8 oder
990227/8 WIEN

5./6. 3. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990305/8 WIEN

5./6. 3. Vertriebsverträge
Seminar-Nr: 990305A/8 WIEN

5./6. 3. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990305/5 GRAZ

12. 3. Die Rechtsentwicklung im Zivilprozeß-
recht (Erkenntnisverfahren), Zwangs-
vollstreckung, Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990312/8 WIEN

12./13. 3. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990312/3 ST. GEORGEN

12./13. 3. Bilanz- und Unternehmensrecht in der
Praxis des Wirtschaftsanwalts
Seminar-Nr: 990312A/8 WIEN

16. 3. Seminarreihe Steuerrecht:
Internationales Steuerrecht
Seminar-Nr: 990316/8 WIEN

19. 3. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 990319/7 DORNBIRN

19./20. 3. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990319/3 ST. GEORGEN

19./20. 3. Bauvertrag und Bauverfahren
Seminar-Nr: 990319/8 WIEN

25./26./27. 3. Die französische Rechtssprache
Seminar-Nr: 990325/8 WIEN

26./27. 3. Mietrecht und Prozeßrecht
Seminar-Nr: 990326/6 INNSBRUCK

26./27. 3. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 990326/8 WIEN

6. 4. Seminarreihe Steuerrecht
Gebühren
Seminar-Nr: 990406/8 WIEN

9./10. 4. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990409/5 GRAZ

9./10. 4. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 990409/3 ST. GEORGEN

9./10. 4. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 990409/8 WIEN
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Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminarpro-
gramm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-Mail office@awak.at.

Grundzüge der Bilanzanalyse und
Unternehmensbewertung

awak.special

Die Beratung von Unternehmen erfordert nicht nur profunde Rechts-
kenntnisse, sondern setzt auch in hohem Maße Verständnis für
wirtschaftliche Vorgänge und Zusammenhänge voraus. Insbeson-
dere bei der Abfassung von Gesellschaftsverträgen, der Gestal-
tung von Unternehmens- und Anteilskäufen und Umgründungen ist
der Wirtschaftsanwalt mit Fragen der Bilanzanalyse und Unterneh-
mensbewertung konfrontiert.

Termin: Freitag, 5. 2. 1999 = 2 Halbtage

Planung und Referent: Dr. Franz Pegger, RA in Innsbruck

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 990205/6

AVG, VStG, UVS

awak.basic

Dieses Seminar bietet einen systematischen Überblick über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsverfahrens anhand von
Sachverhalten und Beispielen bis zur entsprechenden Verfahrens-
erledigung in Theorie und Praxis. Ein wesentlicher Teil des Semi-
nars widmet sich dem Aufbereiten der wesentlichen Schwerpunkte
im Verwaltungsstrafverfahren mit den dort notwendigen Veranlas-
sungen, dem Verfahrensgang und der Verfahrenserledigung.

Termin: Freitag, 26. 2. 1999 bis Samstag, 27. 2. 1999 = 3 Halb-
tage

Planung und Referenten: Univ.-Prof. Hofrat Dr. Gerhart Wielinger,
Landesamtsdirektor
Hofrat Dr. Peter Frank, Steiermärkische Landesregierung

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 992605/5

16./17. 4. Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 990416A/3 LINZ

16./17. 4. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990416/3 ST. GEORGEN

16./17. 4. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 990416/8 WIEN

23./24. 4. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 990423/3 ST. GEORGEN

23./24. 4. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 990423/8 WIEN

Die Rechtsentwicklung im Zivilprozeßrecht (Erkennt-
nisverfahren), Zwangsvollstreckung, Insolvenzrecht

awak.special

Gegenstand des Seminars sind die Rechtsentwicklung (also alle
Gesetzesänderungen und neuen Gesetze) und Rechtsprechung ins-
besondere des OGH in den Bereichen Zivilprozeßrecht – Erkennt-
nisverfahren, mit einem Exkurs zum Internationalen Zuständigkeits-
recht (Lugano-Übereinkommen), ferner im Bereich Exekutionsrecht
(auch international) und Insolvenzrecht; dies alles aus der Zeit ab
Anfang 1998 bis vor dem Seminar. Dieses Seminar will diejenigen
Kollegen unterstützen, die in bestimmten Fachbereichen durch füh-
rende Referenten und in Diskussion mit Kollegen am laufenden blei-
ben wollen.

Termin: Freitag, 12. 3. 1999 = 2 Halbtage

Planung: Dr. Rudolf Zitta, RA in Salzburg
Referenten: Dr. Kurt Hofmann, VP d OGH in Wien
Dr. Wolfgang Jelinek, Univ.-Prof. in Graz

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 990312/8
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Änderung der Telefaxnummer

Dr. KÖLLY Johann, Oberpullendorf,
Telefax 02612/42 71 05

e-Mail-Adresse

Dr. SCHREINER Thomas, Eisenstadt,
e-Mail: ra.schreiner@aon.at
schreiner@rechtsanwaelte.co.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. HUBER Barbara
per 11. 11. 1998
bei Dr. Rudolf Tobler jun.,
Neusiedl am See

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Änderung der Telefonnummer

Dr. MAIDITSCH Ernst, Klagenfurt,
Tel. 0463/551 62

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. MESSNARZ Peter, Villach,
Telefax 04242/28 30 62-76

Dr. TAUTSCHNIG Wolfgang, Klagenfurt,
Telefax 0463/51 52 84-20

e-Mail-Adressen

Dr. FLASCHBERGER Josef,
Mag. LEVOVNIK Robert, Klagenfurt,
e-Mail: ra.flaschberger-
levovnik@vip.rdb.at

Dr. HERZOG Gerald, Dr. ANGERER
Manfred, Dr. TODOR-KOSTIC
Alexander, Klagenfurt,
e-Mail: ra-hat@aon.at

Dr. SAFRON Karl, Dr. WAGNER Leopold,
Dr. GROßMANN Franz, Klagenfurt,
e-Mail: rae.sgw@happynet.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. HUNDEGGER Bernhard
per 1. 10. 1998
bei Dr. Hans Gradischnig, Villach

RAA Dr. LÖSCHER Stefan
per 1. 11. 1998
bei Dr. Alexander Klaus, Klagenfurt

RAA Mag. KIßLINGER Susanne
per 16. 11. 1998
bei Dr. Michael Schwingl, Klagenfurt

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Mag. BUCHRIESER Margarete
per 1. 11. 1998 bis 31. 3. 1999
bei Dr. Norbert Moser, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

e-Mail-Adressen

Dr. KRÖMER Peter,
Dr. NUSTERER Friedrich, St. Pölten,
e-Mail: ra-kanzlei@vip.rdb.at

Mag. REDTENSTEINER Ludwig,
Waidhofen/Ybbs,
e-Mail: mag.redt@aon.at

Dr. HAIN Gernot, Dr. WAGNER Joachim,
Mag. RIGLER Gerhard,
Wiener Neustadt,
e-Mail: hain.advocat@netway.at

Dr. WURST Stefan, Baden,
e-Mail: office@attorneys-at.com

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. SCHMIDSBERGER Gerald,
4600 Wels, Bauernstraße 9/WDZ III,
Tel. 07242/652 90,
Telefax 07242/652 90-333,
per 1. 11. 1998, in Regiegemein-
schaft mit der Kanzlei Dr. Chalupsky/
Dres. Gumpoldsberger/Dr. Anderle

Kanzleisitzverlegung

Mag. Dr. WINKLER Johannes,
Linz, Landstraße 14,
Taubenmarkt/Eggerpassage,
1. Stock,
Tel. 0732/78 17 53,
Telefax 0732/78 17 53-4

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. PRAMER Ludwig, Dr. LINDINGERPeter,
Linz,
Telefax 0732/77 42 18 -33,
Tel. (77 42 19) entfällt!

Dr. STROBL Johann, Mag. LICHTEN-
WAGNER Wolfgang, Rohrbach,
Telefax 07289/88 03-38
Tel. (88 04) entfällt!

Dr. FRISCHENSCHLAGER Aldo,
Dr. GALLISTL Dieter, Dr. FRISCHEN-
SCHLAGER Elfgund, Linz,
Telefax 0732/77 72 38-11

e-Mail-Adressen

Mag. Dr. WINKLER Johannes, Linz,
e-Mail: Dr.Winkler@dr-winkler.at

Dr. KRÜCKL Kurt, Dr. LICHTL Kurt, Linz,
e-Mail: krueckl.lichtl.anwaelte@
netway.at

Dr. WIESAUER Peter, Dr. HACKL Helmuth,
Mag. MÜHLLECHNER Johannes, Linz,
e-Mail: lawfirm-whm@vip.rdb.at

Dr. HEIGENHAUSER Peter, Bad Ischl,
e-Mail: Dr.Peter.Heigenhauser@aon.at

Mag. KEINTZEL Ulrike, Schwanenstadt,
e-Mail: gugerbauer@telecom.at

Dr. PITZL Eckhard, Dr. HUBER
Gerhard W., Linz,
e-Mail: pitzl.huber@medizinrecht.at

Mag. BERGTHALER Wilhelm, Dr. HAS-
LINGER Klaus, Mag. KURZ Thomas,
Dr. NAGELE Norbert, Dr. SZEP
Christoph, Dr. LUX Dietmar, Linz,
e-Mail: office@haslinger-nagele.com
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Dr. WEIXELBAUM Josef, Dr. MAIRHOFER
Sebastian, Mag. GRADL Martha,
Dr. TRENKWALDER Helmut,
Dr. ZAMPONI, Linz,
e-Mail: zawei@telecom.at

Dr. RABL Rudolf, Dr. AIGNER Wolfgang,
Ried/Innkreis,
e-Mail: RABL-AIGNER@
RECHTSANWAELTE.CO.AT

Dr. ZIMMERBAUER Marcus, Linz,
e-Mail: zimmerbauer@vip.rdb.at

Dr. WALDHÖR Kurt, Bad Ischl,
e-Mail: ra-waldhoer@magnet.at,
DR.KURT.WALDHOER@
RECHTSANWAELTE.CO.AT

Dr. WELZL Emmerich, Dr. WELZL Oskar,
Dr. PÖTZL Christian, Linz,
e-Mail: ra-welzl-poetzl@tbxa.telecom.at
Dr. WELZL Oskar, Linz,
e-Mail: ra-welzl@aon.at

Dr. WATZENBÖCK Thomas,Dr. WATZEN-
BÖCK Christa, Kremsmünster,
e-Mail: ra.watzenboeck@vip.rdb.at

Dr. ESTERMANN Hans, Dr. WAGNER
Thomas, Dr. POSTLMAYR Johann,
Mattighofen,
e-Mail: dr.estermann-partner@aon.at

Mag. Dr. POFERL Alfred, Linz,
e-Mail: poferl@linznet.at

Dr. AFLENZER Robert, Linz,
e-Mail: aflenzer@linznet.at

Saxinger, Baumann & Partner, Linz,
e-Mail: anwaelte@saxinger-
baumann.com

Verzicht

Mag. SCHWEIGHOFER Christian, Linz,
per 30. 9. 1998,
mStv Mag. Dr. Johannes Winkler, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Eintragung

Dr. PRANKL Hellmut, jun., 5020 Salzburg,
Erzabt-Klotz-Straße 12/II,
Tel. 0662/842 30 70
Telefax 0662/84 37 55-22
per 1. 11. 1998,
in GesbR mit Dr. Hellmut Prankl

Löschung einer GesbR

Dr. ENGELE Michael, Dr. LEBITSCH
Gerhard, Salzburg, Rudolfskai 48

e-Mail-Adressen

Dr. LANGHOFER Michael, Neumarkt,
e-Mail: dr.langhofer@aon.at

Dr. VAVROVSKY Karl Ludwig, Salzburg,
e-Mail: vavrovsky@salzburg.co.at

Dr. STROBL Karl Friedrich,
Mag. STROBL Gernot, Salzburg,
e-Mail: kanzlei@dr-strobl.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Eintritte

RAA Mag. SCHLOSSER Thomas E.
per 1. 9. 1998
bei Dr. Johann Buchner, Salzburg

RAA Mag. PONERT-FENNINGER Ulrike
per 2. 11. 1998
bei Dr. Rudolf Zitta, Salzburg

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HAWRANEK Helmut, 8010 Graz,
Friedrichgasse 6/5/24,
Tel. 0316/83 32 04,
Telefax 0316/83 32 04-14,
Fremdsprachen: Englisch und
Serbokratisch
per 2. 11. 1998

Dr. WUTSCHER Herwig, 8010 Graz,
Wielandgasse 2/II,
Tel. 0316/83 38 40,
Telefax 0316/83 38 40-5,
per 2. 11. 1998

Kanzleisitzverlegung

Dr. SCHAEFER Peter,
8054 Graz, Schwarzer Weg 82,
Tel. 0316/24 34 24,
Telefax 0316/24 34 24-4,
per 1. 12. 1998

Gründung einer OEG

Rechtsanwaltspartnerschaft Klimburg &
Ochsenhofer OEG, 8230 Hartberg,
Steingasse 1,
per 23. 10. 1998

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. GORSCHEG Dieter,
Gleisdorf, Bürgergasse 40,
Tel. 03112/24 39, 28 51,
Telefax 03112/24 39-30

Dr. SCHLOSSAR Arne R., Feldbach,
Telefax 03152/27 17-7

Dr. SCHNURER Manfred, Graz,
Tel. 0316/82 65 55,
Telefax 0316/82 65 55-15

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. SCHIESSENDOPPLER-LUCHNER
Felizitas, 6020 Innsbruck,
Schusterbergweg 34c,
Tel. 0512/20 55 98
per 28. 10. 1998

Dr. PARTL Herbert,
6020 Innsbruck, Sterzinger Straße 8a,
Tel. 0512/58 69 96,
Telefax 0512/58 69 96,
e-mail: law4u@aon.at,
per 13. 11. 1998

Kanzleisitzverlegungen

Dr. WUELZ Martin, Innsbruck,
Maria-Theresien-Straße 6,
Tel. 0512/58 13 75,
Telefax 0512/58 13 75-4,
per 1. 11. 1998, in Regiegemein-
schaft mit Dr. Klaus Schärmer

Dr. DALLAGO Manfred, Kufstein,
Oberer Stadtplatz 5a,
Tel. 05372/618 13,
Telefax 05372/618 13-4,
per 1. 12. 1998,
in GesbR mit Mag. Birgit Hermann,
Dr. Thomas Kraft

Dr. SCHIESSENDOPPLER-LUCHNER
Felizitas, 6020 Innsbruck,
Salurner Straße 18/2,
Tel. 0512/57 67 77,
Telefax 0512/57 67 77-4,
per 13. 11. 1998
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Dr. KURZ Christian, Innsbruck,
Kaiser-Josef-Straße 13,
Tel. 0512/58 40 80,
Telefax 0512/58 40 80-40

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. DIERIEGL Anton, Rum,
Tel. 0512/26 09 09,
Telefax 0512/20 44 89

Ableben

Dr. TOBLER Rudolf, Neusiedl am See,
verstorben am 5. 11. 1998,
mStv Dr. Karl Götz, Neusiedl am See

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Neueintragungen

RAA Mag. KALCHSCHMID Ferdinand
per 3. 11. 1998
bei Dr. Christian Fuchs, Innsbruck

RAA Mag. KANTNER Manfred
per 11. 11. 1998
bei Dr. Hubert Tramposch, Innsbruck

RAA Mag. LOIDL Paul
per 2. 11. 1998
bei Dr. Mario Mandl, Innsbruck

RAA Mag. MARKL Anneliese
per 5. 11. 1998
bei Dr. Rainer Strickner, Innsbruck

RAA Mag. SCHÖPF Robert
per 2. 11. 1998
bei Dr. Günther Harasser, Kitzbühel

RAA Mag. LODE Christine Johanna
per 1. 11. 1998
bei Dr. Kurt Zangerl, Innsbruck

RAA Dr. POMAROLLI Nicolaus
per 1. 11. 1998
bei Dr. Alois Schiessling, Rattenberg

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. ESS Bernhard,
6800 Feldkirch, Schloßgraben 15/2,
Tel. 05522/790 90,
Telefax 05522/790 90-7,
in GesbR mit Mag. Daniela Weiss

Mag. WEISS Daniela,
6800 Feldkirch, Schloßgraben 15/2,
Tel. 05522/790 90,
Telefax 05522/790 90-7,
in GesbR mit Dr. Bernhard Ess

MMag. Dr. SCHNETZER Manfred,
6850 Dornbirn, Eisengasse 25,
Tel. 05572/518 00,
Telefax 05572/518 00-8,
per 1. 11. 1998, in GesbR mit
Dr. Paul Sutterlüty, Dr. Wilhelm
Klagian und Dr. Claus Brändle

Dr. JEHLE Alexander,
6830 Rankweil, Brisera 12a,
Tel. 05522/484 80,
Telefax 05522/484 80-4,
per 1. 11. 1998,
in GesbR mit Dr. Jürgen Amann

e-Mail-Adresse

Dr. KLOCKER Heinz, Dornbirn,
e-Mail: klockerh.anwalt@vol.at

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HUMMER Otfried Laurenz,
1010 Wien, Weihburggasse 9,
Tel. 01/512 84 45,
Telefax 01/513 46 72,
per 9. 12. 1998

Mag. LECHNER Thomas, 1080 Wien,
Lerchenfelder Straße 16/1/7–8,
Telefon- und Telefaxnummer werden
noch bekanntgegeben,
per 21. 12. 1998

MMag. LICHTENBERGER Ewald,
1010 Wien, Kohlmarkt 14,
Tel. 01/533 19 39,
Telefax 01/533 19 39-39,
korrespondiert in englischer, franzö-
sischer und italienischer Sprache,
per 9. 12. 1998

Mag. MAYER Klemens,
1190 Wien, Sickenberggasse 10,
Tel. 01/37 12 93,
Telefax 01/37 57 36,

korrespondiert in englischer Sprache,
per 21. 10. 1998

Dr. PERTL Susanne,
1010 Wien, Stock im Eisen-Platz 3,
Tel. 01/513 94 78,
Telefax 01/513 94 78-90,
korrespondiert in englischer
und spanischer Sprache,
per 21. 12. 1998

Dr. WABNEGG Herbert,
1010 Wien, Eschenbachgasse 11,
Tel. 01/586 21 80,
Telefax 01/586 22 35,
korrespondiert in englischer,
italienischer und spanischer Sprache,
per 30. 10. 1998

Dr. WALTER Andreas,
1010 Wien, Stadiongasse 6–8,
Tel. 01/401 84-0,
Telefax 01/408 64 85,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 30. 10. 1998

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HÜBNER Martin, Dr. PUTZ
Wolfgang, Dr. RISCHKA Andreas,
1030 Wien, Reisnerstraße 12,
Tel. 01/710 82 80,
Telefax 01/710 82 80-27,
per 23. 11. 1998

Dr. BLUM Heidelinde, 1090 Wien,
Widerhofergasse 8/1/5,
Tel. 01/310 97 08,
Telefax 01/310 04 79

Dr. PUSCHNER Heimo,
Mag. SPERNBAUER Martin,
Mag. ROSENAUER Nikolaus,
1010 Wien, Schubertring 6–8,
Tel. 01/513 80 81,
Telefax 01/513 86 66

Mag. KRAEMMER Herwig,
1030 Wien, Ungargasse 59–61,
per 1. 12. 1998

Dr. FRIEDRICH Walter,
1010 Wien, Rudolfsplatz 12/18,
Tel. 01/535 61 15,
Telefax 01/533 58 63-24,
per 23. 11. 1998
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Änderungen der Telefonnummern

Dr. GEHART Raimund,
Tel. 01/586 83 77-0

Dr. BIRNBAUM Brigitte,
Dr. TOPERCZER Rainer,
Tel. 01/713 13 57,
(2. Tel.-Nr. 713 63 25 entfällt!)

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. SIMLINGER-HAAS Martina,
1030 Wien, Reisnerstraße 31,
Tel. 01/713 99 46,
Telefax 01/713 99 46-22

Dr. WEISS Werner, Wien,
Telefax 01/523 36 56-19

Dr. UNTERKIRCHER Ferdinand, Wien,
Telefax 01/513 05 31

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. KRAUSE Bernhard, Wien,
Tel. 01/317 20 30,
Telefax 01/317 20 30-40

e-Mail-Adressen

Dr. PALLAS Rainer, Wien,
e-Mail: ra-rainerpallas@tbxa.telecom.at

Dr. HEUFLER Wolfgang, Wien,
e-Mail: heufler@xpoint.at

MMag. Dr. REIDLINGER Axel, Wien,
e-Mail: a.reidlinger@bruckhaus.at

Dr. FIALKA Georg, Wien,
e-Mail: georg.fialka@lawfia.co.at

Saxinger, Baumann & Partner,
Mag. HUEMER Dietmar, Wien,
e-Mail: wien@saxinger-baumann.com

Dr. POCHIESER Herbert, Wien,
e-Mail: herbert.pochieser@telecom.at

Dr. GRAF Ferdinand, Dr. PITKOWITZ
Nikolaus, Dr. MAXL Martin, Wien,
e-Mail: office@gmp.at

Dr. PITKOWITZ Nikolaus, Wien,
e-Mail: pitkowitz@gmp.at
Dr. MAXL Martin, Wien,
e-Mail: maxl@gmp.at
Dr. GRAF Ferdinand, Wien,
e-Mail: graf@gmp.at

Dr. KOSESNIK-WEHRLE Heinz,
Dr. LANGER Stefan, Wien,
e-Mail: kw_l@online.edvg.co.at

Dr. FROMHOLD Josef, Wien,
e-Mail: ra-fromhold@online.edvg.co.at
ra-fromhold@tbxa.telecom.at

Dr. DORDA Christian, Dr. JORDIS
Theresia, Dr. BRUGGER Walter,
Dr. KREMSLEHNER Florian,
Mag. ANGERMAIR Thomas,
Dr. BRODEY Martin, Dr. ZAHRADNIK
Andreas, Dr. MERAN Phillip,
Dr. SCHWARZ Winfried,
Mag. SCHUSTER Barbara, Wien,
e-Mail: djb@aon.at

Dr. DORDA Christian, Wien,
e-Mail: dorda@aon.at
Dr. KREMSLEHNER Florian, Wien,
e-Mail: florian.kremslehner@aon.at
Dr. BRODEY Martin, Wien,
e-Mail: martin-brodey@aon.at

Mag. MOSER-MARZ Elisabeth, Wien,
e-Mail: RA.MAG.MOSER-
MARZI@AON.AT

Dr. ENGIN-DENIZ Gerhard, Dr. REIMITZ
Christian, Wien,
e-Mail: engin-deniz.reimitz@vip.rdb.at

Dr. REINOLD Wolfgang, Wien,
e-Mail: reinold@aon.at

Mag. PETZELBAUER Günther,
Mag. KLEINHAPPEL Wolfgang, Wien,
e-Mail: petzelbauer.kleinhappel@
vienna.at

MMag. LICHTENBERGER Ewald, Wien,
e-Mail: ewald.lichtenberger@lp-law.at

Dr. SCHWANK Friedrich, Wien,
e-Mail: offices@schwank.com

Mag. Dr. KIECHL Wolfgang G., Wien,
e-Mail: wolfgang.kiechl@aon.at

Dr. KOZAK Lukas, Wien,
e-Mail: kozak@via.at

Mag. STENDER Markus, Mag. Dr. SOM-
MERER Peter, Mag. Dr. DEURETS-
BACHER Martin, Wien,
e-Mail: stesomdeu@online.edvg.co.at
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Dr. LESSKY Peter, Dr. VETTER Georg, Wien,
e-Mail: vetter.lessky@vienna.at

Mag. Dr. DRAHOS Franz, Wien,
e-Mail: drahos@aon.at

Dr. PRESLMAYER Karl, Wien,
e-Mail: karl@preslmayer.co.at
Dr. GEHMACHER Florian, Wien,
e-Mail: gehmacher@preslmayer.co.at
Dr. HERZIG Rainer, Wien,
e-Mail: herzig@preslmayer.co.at
Mag. HAUCK Dieter, Wien,
e-Mail: hauck@preslmayer.co.at
Dr. PRESLMAYER Martin, Wien,
e-Mail: martin@preslmayer.co.at
Dr. FELLNER Markus, Wien,
e-Mail: fellner@preslmayer.co.at
Dr. SCHMIDT Matthias, Wien,
e-Mail: schmidt@preslmayer.co.at
Mag. WRATZFELD Kurt, Wien,
e-Mail: wratzfeld@preslmayer.co.at

Dr. BARKI Eva Maria, Wien,
e-Mail: barki@lawvie.at
barki@rechtsanwaelte.co.at

Dr. FIEBINGER Rudolph K., Dr. POLAK
Peter M., Dr. MAURER-KOLLENZ
Manuela, Mag. ORTNER Bert, Wien,
e-Mail: f-p-vienna@lex.co.at

Dr. PRANTL Georg, Dr. MITSCHE Ralph,
Mag. Dr. GRASSL Andreas,
Dr. JUNGNICKEL Oliver,
Dr. MAJER Daniela, Wien,
e-Mail: mpgjm@aon.at

Dr. BRANDSTETTER Ulrich,
Dr. PRITZ Hans, Wien,
e-Mail: brandstetter-pritz-ra@online.
edvg.co.at

Dr. SALZBRUNN Helmut, Wien,
e-Mail: salzbrunnanwalt@aon.at

Dr. HARTUNG Gerd, Wien,
e-Mail: lawfirm-hartung@magnet.at

Mag. Dr. SINGER Markus, Wien,
e-Mail: lawoffice@singer.at

Dr. RUSTLER Helfried, Dr. RUSTLER Peter,
Dr. WIENINGER Brigitte,
Dr. GAGERN-SPANNER Edith, Wien,
e-Mail: rustler@rechtsanwaelte.co.at

Dr. RÖHSNER Georg, Wien,
e-Mail: g.roehsner@lambert-law.at
Dr. GROHMANN Alexander,
Dr. LAMBERT Peter, Mag. STOLITZA
Alexander, Dr. RÖHSNER Georg,
Mag. ROBERTS Steven G., Wien,
e-Mail: austria-law@lambert-law.at

Dr. HOFMANN Alexander,
Dr. ULM Wolfgang,
DDr. CIRESA Meinhard, Wien,
e-Mail: HUC-LAW@AON.AT

Dr. BLASBICHLER Rainer, Wien,
e-Mail: dr.blasbichler@aon.at

Dr. LADSTÄTTER Andre, Wien,
e-Mail: a.ladstaetter@lawyer.co.at

Dr. SCHAFFER Anton Paul, Wien,
e-Mail: kanzlei@raschaffer.at

Dr. WIEDNER Wolfgang, Wien,
e-Mail: ra-dr.wiedner@netway.at

Dr. UNTERWEGER Josef, Mag. BITSCHE
Robert, Dr. BRUGGER Sepp, Wien,
e-Mail: office@unterweger.co.at

Dr. LOIBL Werner, MMag. SCHMIDT-
MAYR Hartmut, Wien,
e-Mail: office@law.co.at

Dr. PFERSMANN Hans, Wien,
e-Mail: hans.pfersmann@magnet.at

Dr. EISELSBERG Maximilian,
Dr. NATLACEN Dieter,
Dr. WALDERDORFF Georg,
Dr. CANCOLA Raimund, Wien,
e-Mail: Wien@ENWC.com

Dr. KOHLHOFER Reinhard, Wien,
e-Mail:114017.154@compuserve.com

Dr. SCHALLABÖCK Hans H., Wien,
e-Mail: schallaboeck@aon.at

Mag. PRAMMER Wolfgang, Wien,
e-Mail: ra.prammer@aon.at

Dr. HAAS Christian, Wien,
e-Mail: ra.haas@aon.at

Dr. ROLAND Eva,
Dr. ROLAND Manfred, Wien,
e-Mail: lawyer@aon.at

Dr. DIETRICH Otto, Wien,
e-Mail: radietrich@aon.at

Dr. WACHTER Heinz-Peter, Wien,
e-Mail: wachter@aon.at

Dr. PRETTENHOFER Peter H.,
Dr. JANDL Peter,
Dr. KRONBERGER Jürgen, Wien,
e-Mail: prettenhofer.jandl@telecom.at

Dr. TRUNTSCHNIG Angelika, Wien,
e-Mail: atgpdhsd@ibmmail.com

Dr. STROHAL Theodor, Dr. KRETSCHMER
Wolfgang G., Wien,
e-Mail: advocates@strohal-
kretschmer.com

Dr. ROESSLER-THALER Birgit,
Dr. ROESSLER Dietrich, Wien,
e-Mail: ra-roessler@aon.at

Dr. GEHART Raimund, Wien,
e-Mail: RA-GEHART@tbxa.telecom.at

Dr. LEINSCHITZ Saskia, Wien,
e-Mail: dr.leinschitz@vip.rdb.at

Dr. SPITZY Wolfgang,
Dr. LENZINGER Esther, Wien,
e-Mail: spitzylaw@aon.at

Dr. NEPRAUNIK Axel, Wien,
e-Mail: ra.nepraunik@aon.at

Dr. HÖHNE Thomas,
Mag. IN DER MAUR Thomas, Wien,
e-Mail: hoehne@indermaur.at

Dr. PUSCHNER Haimo,
Mag. SPERNBAUER Martin,
Mag. ROSENAUER Nikolaus, Wien,
e-Mail: psr.vienna@aon.at

Dr. REIF-BREITWIESER Friedrich J., Wien,
e-Mail: f.j.reifbreitwieser@online.
edvg.co.at

Dr. KERRES Christoph,
Dr. DIWOK Georg, Wien,
e-Mail: OFFICE@KERRES-
DIWOK.COM

Univ.-Prof. DDr. BARFUß Walter,
Dr. SCHÖNHERR Hans,
Hon.-Prof. DDr. TORGGLER Hellwig,
& Partner, Wien,
e-Mail: schoenherr@schoenherr.at

Dr. DRAXLER H. Peter, Dr. STOCK Peter,
Dr. CWITKOVITS Andreas, Wien,
e-Mail: draxler@xpoint.at
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Dr. FOGLAR-DEINHARDSTEIN Andreas,
Dr. BRANDSTÄTTER Jürgen,
Dr. GOTTESMANN Christoph,
Mag. ABERHAM Beate,
Mag. HOFFMANN Paul, Wien,
e-Mail: office@fdblawyers.com

Dr. BRAUNEIS Arno, Dr. KLAUSER
Alexander, Dr. PRÄNDL Felix, Wien,
e-Mail: viennalaw@bkp.at

Dr. GÜNTHER Michael, Wien,
e-Mail: guenthermichael@aon.at

Dr. SATTLER Egon,
Dr. SCHANDA Reinhard, Wien,
e-Mail: office@sattler.co.at

Dr. HAUSER Christian, Wien,
e-Mail: hauser.ra@aon.at

Dr. MAYRHOFER Michael,
Dr. RAINER Herbert, Wien,
e-Mail: h.rainer@magnet.at

Dr. ZACH Karl, Wien,
e-Mail: ra.zach@ra-zach.at

Dr. KRIEGLER Alfred, Wien,
e-Mail: krieglerlaw@vip.rdb.at

Dr. SCHIMMER Diethard, Wien,
e-Mail: ra.schimmer@aon.at

Dr. FEITZINGER Theo, Wien,
e-Mail: RA.Dr.Feitzinger@aon.at

Dr. ALLMAYER-BECK Max Josef,
Mag. Dr. STOCKERT Johannes,
Dr. SCHEUBA Elisabeth, Wien,
e-Mail: office@allmayer.at

Mag. KAMPAS Georg, Wien,
e-Mail: RA-KAMPAS@TBXA.
TELECOM.AT

Dr. AUTERIED Georg Ch., Wien,
e-Mail: auteried.advokat@netway.at

Dr. BÖHMDORFER Dieter,
Mag. GEHNEFF-FÜRST Huberta,Wien,
e-Mail: boehmdorfer@law-in-austria.at

Dr. NEUWIRTH Tassilo, Dr. NEUWIRTH
Martin, Dr. NEURAUTER Alexander,
Dr. WAGNER Wolfgang, Wien,
e-Mail: office@ra-nwn.at

Dr. BRAUNEGG Klaus, Dr. HOFFMANN
Klaus, Dr. AUER Horst, Dr. UTUDJIAN
Armenak, Dr. BAUER Andreas,

Dr. HÜTTLER Bernhard, Wien,
e-Mail: office@lawfirmbhp.at

Verzicht

Dr. HABERHAUER Alfred, 1020 Wien,
per 31. 10. 1998,
mStv Dr. Ernst Blasl,
1020 Wien

Dr. DUSCHEK Gerhard, 1010 Wien,
per 4. 11. 1998,
mStv Dr. Wolfgang Heufler,
1010 Wien

Beschluß

Herr Dr. MILAVEC Alexander, RA,
1010 Wien, Kärntner Straße 11, wird
neuerlich zum mStv nach dem verstor-
benen RA Dr. Herwig Rainer Hanslik,
1010 Wien, Wildpretmarkt 1/21, bestellt.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte per 20. 10. bzw 3. 11. 1998

RAA Dr. ANDERL Walter H.
bei Dr. Benedikt Spiegelfeld

RAA Mag. CERHA Matthias
bei Dr. Peter Knirsch

RAA Mag. DILLERSBERGER Christian
bei Dr. Dieter Böhmdorfer

RAA Mag. ESSL Marcus
bei Mag. Dr. Johannes Schramm

RAA Dr. FREUND Wolfgang
bei Mag. Dr. Stefan Eder

RAA Mag. HAVRANEK Hannes
bei Dr. Stefan Prochaska

RAA Mag. HERBERSTEIN Maria Anna
bei Dr. Michel Walter

RAA Mag. HOFMANN Claus
bei Dr. Stephan Frotz

RAA Dr. KANONIER Eugen
bei Dr. Heinrich Vana

RAA Dr. KHOL Florian
bei Dr. Michael Kutschera

RAA Mag. KIRCHDORFER Susanne
bei Dr. Stefan Weber

RAA Mag. KLAFSKY Alexander
bei Dr. Lothar Wachter

RAA Mag. KNOGLER Nicole
bei Dr. Harald Ofner

RAA Mag. KONRAD Georg
bei Dr. Wieland Schmid-Schmids-
felden

RAA Mag. KOSSUTH Kornel
bei Mag. Peter Solt

RAA Mag. KYONG Choon Lee
bei Dr. Andreas Theiss

RAA Mag. MAURER-MÜHLLEITNER
Thomas
bei Dr. Gerd Hartung

RAA Mag. MENDEL Michael
bei Dr. Karl-Christian Onz

RAA Mag. MILISITS Tanja
bei Dr. Lothar Hofmann

RAA Mag. MORGENSTERN Judith
bei Dr. Andreas Grundei

RAA Mag. Dr. NIRK Thomas
bei Dr. Gottfried Thiery

RAA Mag. OBERLÄNDER Alexandra
bei Dr. Herbert Gartner

RAA Mag. PETSCHE Alexander
bei Dr. Willibald Plesser

RAA Mag. PIUK Markus
bei Dr. Christoph Lindinger

RAA Mag. PREITSCHOPF Christoph
bei Mag. Martin Paar

RAA Mag. RAZKA Alexander
bei Dr. Hans Wagner

RAA Mag. SPRING Philipp Oliver
bei Dr. Georg Walderdorff

RAA Mag. STOJANOVIC Miroslav
bei Dr. Georg Kresbach

RAA Dr. UNTERRIEDER Matthias
bei Dr. Willibald Plesser

RAA Mag. ZINOBER Andrea
bei Mag. Ivo Deskovic

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. HOCKL Doris
bei Dr. Karl Schirl

RiAA Mag. KAST Alexandra
bei Dr. Wilhelm Noverka

RiAA Mag. LUGHOFER Karl
bei Dr. Erich Proksch
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Salzburg
Die Salzburger Rechtsanwaltskammer hat in ihrer Vollversammlung
vom 23. November 1998 beschlossen:

Beitragsordnung 1999
a) Der Kammerbeitrag samt Zuschlägen (= Kammerbeitrag) beträgt

für 1999 (gleichbleibend wie 1998) wie folgt:

Grundbeitrag S 10.000,–

Zusatzbeitrag für den 1. RAA S 10.000,–

Zusatzbeitrag für den 2. RAA S 20.000,–

Zusatzbeitrag für den 3. RAA S 30.000,–

Zusatzbeitrag für den 4. RAA S 40.000,–

für eine(n) Angestellte(n) mit Beglaubigungsur-
kunde S 1.800,–

Zuschlag für lokale Kammerwerbung entfällt für 1999

Zuschlag für den Notfallfonds bisher S 9.000,– S 6.000,–

(Beschluß über die Gründung eines Notfall-
fonds gem Vollversammlung vom 6. 11. 1995)

Zuschlag für die Prämie der Zweitrisikoversi-
cherung

bei einer Versicherungssumme von
S 5,000.000,– S 15.000,–

bei einer Versicherungssumme von
S 8,000.000,– S 16.650,–

Inkrafttreten ab 1. 1. 1999 für all jene, die sich für
die Erhöhung der Versicherungssumme entschieden
haben.

(Dieser Zuschlag ist von allen jenen Kammermitglie-
dern zu bezahlen, die nicht ausdrücklich oder konklu-
dent erklärt haben, dem von der Salzburger Rechtsan-
waltskammer abgeschlossenen Versicherungsvertrag
mit der Interunfall-Versicherungs AG vom 1. 1. 1995
nicht angehören zu wollen. Er ist am 1. 1. eines jeden
Jahres zahlbar.

Der Zuschlag zur Kammerwerbung und zum Notfall-
fonds sind vierteljährlich zur Zahlung fällig.

Die übrigen Beiträge sind in zwei gleich hohen Teil-
beträgen am 1. 1. und 1. 7. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig.

Die Verzugszinsen für Kammerbeiträge betragen 4%
über dem Diskontsatz der Oesterreichischen National-
bank.

b) die Eintragungsgebühr beträgt:

für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte
(bisher S 1.000,–) im Hinblick auf die Beteili-
gung am bereits aufgefüllten Notfallsfonds S 3.000,–

für die Eintragung in die Liste der Rechts-
anwaltsgesellschaften (einschließlich GmbHs
nach deren Zulässigkeitserklärung) S 3.000,–

Umlagen- und Leistungsordnung 1999

Umlagen und Leistungsordnung der Salzburger Rechtsanwalts-
kammer gemäß § 49ff RAO: Gemeinsame Bestimmungen für den
Kammerbeitrag und die Umlagenordnung: Rechtsanwälte, die
während des Kalenderjahres in die Liste der Rechtsanwälte einge-
tragen werden oder sonst Anträge stellen, die einen Zusatzbeitrag
auslösen, schulden erstmals jene Teilbeträge, die zuletzt fällig
waren. Bei Austritt oder Verzicht auf eine Eintragung, die einen
Zusatzbeitrag auslöst, werden nur mehr jene Teilbeträge geschul-
det, die fällig waren.

a) Umlagenordnung 1999:

gemäß Satzung – Teil A

für Kammermitglieder unter 65 Jahren S 46.000,–

für Kammermitglieder, die am 1. Jänner des Bei-
tragsjahres das 65. Lebensjahr vollendet haben
und deren Wartezeit gemäß § 50 Abs 1 lit a und b
RAO zu diesem Zeitpunkt vollendet war S 23.000,–

Sterbegeld (§ 19 der Satzung), fällig binnen
14 Tagen ab Datum der Vorschreibung S 800,–

gemäß Satzung – Teil B

Zusatzpension neu S 41.600,–

b) Leistungsordnung 1999:

Erhöhung der Alters- und Invaliditätsrente von mtl
brutto S 22.500,– auf S 22.900,–

an die/den hinterbliebene/n Witwe/r/Ehegatten
von mtl brutto S 15.785,– auf S 16.020,–

an die Vollwaisen von mtl brutto S 15.785,– auf S 16.020,–

(bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt
eine anteilige Kürzung, sodaß der Gesamtauszah-
lungsbetrag nie mehr als brutto S 22.900,– be-
trägt. Sämtliche Zahlungen erfolgen 14x jährlich.)

Steiermark

Beitragsordnung 1999 der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Die Beitragsordnung für den Kammerbeitrag, Werbebeitrag und
Notfallsfonds der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer für das
Jahr 1999:

Kammerbeitrag

Der Kammerbeitrag beträgt monatlich S 750,– bzw S 9000,– jähr-
lich für jeden Rechtsanwalt. Der Zuschlag für jeden beschäftigten
Rechtsanwaltsanwärter beträgt monatlich S 1000,–.
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Werbebeitrag

Der Beitrag für Werbemaßnahmen beträgt S 4000,– jährlich. Die-
ser Beitrag von S 4000,– ermäßigt sich um jenen Nettobetrag, mit
dem der jeweilige Anwalt mit Zustimmung der Rechtsanwaltskam-
mer an Dritte Rechnungen für Werbemaßnahmen für den Rechts-
anwaltsstand bezahlt hat.

Dieses Wahlrecht der Zahlung an Dritte kann jedoch nicht mehr
ausgeübt werden, wenn für den entsprechenden Zeitraum ein
Rückstandsausweis für den offenen Werbebeitrag ergangen ist.

Notfallsfonds

Der Beitrag beträgt beginnend ab 1. 1. 1999 S 6000,– jährlich.

Im übrigen gelten hinsichtlich der Zahlungsbedingungen alle Rege-
lungen der Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung analog.

Die Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung der Steiermärki-
schen Rechtsanwaltskammer in der Fassung des Beschlusses der
Vollversammmlung vom 24. November 1998:

Im Teil A der Beitragsordnung heißt es

im Punkt 1.a) statt S 6450,– S 6708,–

im Punkt 1.b) statt S 1500,– S 1560,–

Im Teil B der Beitragsordnung heißt es

im Punkt 1.a) statt S 40.000,– S 41.600,–

im Punkt 2. statt S 16.000,– S 16.640,–

Im übrigen gelten die Bestimmungen der Beitragsordnung zur Ver-
sorgungseinrichtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung vom 19. No-
vember 1997, Teil A, B und C auch für die Zeit ab dem 1. 1.
1999 vollinhaltlich weiter.

Die Leistungsordnung der Versorgungseinrichtung der Steiermär-
kischen Rechtsanwaltskammer in der Fassung des Beschlusses der
ordentlichen Vollversammlung vom 24. November 1998:

Die Leistungssummen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
Bestimmungen der §§ 47 bis 54 RAO und nach Maßgabe der
jeweils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung werden ab 1. Jänner 1999 wie folgt
festgesetzt:

Teil A

1. die Alters- und Berufsunfähigkeitspension monatlich brutto
S 25.500,–

2. die Pension für den hinterbliebenen Ehegatten monatlich brutto
S 15.300,–

3. die Halbwaisenpension monatlich brutto S 10.200,–

4. die Vollwaisenpension monatlich brutto S 15.300,–

Im übrigen gelten die Bestimmungen der Leistungsordnung der Ver-
sorgungseinrichtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung vom 19. No-
vember 1997 auch für die Zeit ab dem 1. 1. 1999 vollinhaltlich
weiter.
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

98/266 Bundeskanzleramt
GZ AV 31.901/105-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz, mit der die Verordnung
über allgemeine Lebensmittelhygiene (Lebensmittelhygie-
neverordnung) geändert wird
Referent: Dr. Kucsko

98/269 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.101/47-VIII/D/14/98
Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin für Arbeit,
Gesundheit und Soziales über die für eine selbständige
Ausübung des ärztlichen oder zahnärztlichen Berufes
durch Staatsangehörige der Vertragsparteien des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die ihre
Ausbildung im Staatsgebiet einer der übrigen Vertrags-
parteien dieses Abkommens absolviert haben, gemäß
den Richtlinien 93/16/EWG und 78/686/EWG zum
Nachweis der fachlichen Qualifikation erforderlichen Di-
plome, Prüfungszeugnisse, Befähigungsnachweise oder
sonstigen Bescheinigungen (Erwärmte Qualifikations-
nachweisverordnung)
Referent: Dr. Zandl
Stellungnahme abgegeben am: 18. 11. 1998

98/270 Bundesministerium für Justiz
GZ 10.075/11-I 3/1998
Entwurf eines Bundesgesetzes über Änderungen des Han-
delsgesetzbuches, des Bankwesengesetzes, des Wert-
papieraufsichtsgesetzes und des Versicherungsaufsichts-
gesetzes betreffend die Anwendung international aner-
kannter Rechnungslegungsgrundsätze bei Konzernab-
schlüssen – Konzernabschlußgesetz (KonzaG)
Referent: Dr. Enzinger
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98/272 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 51.013/10-1/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Arbeitsver-
hältnis (AVHG) geschaffen wird und arbeitsrechtliche
Gesetze geändert werden
Referent: Dr. Grießer
Stellungnahme abgegeben am: 23. 12. 1998

98/273 Republik Österreich
Zl 18.133/01-IA8/98
Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirt-
schaft, mit der die Verordnung über den Tarif der Forst-
lichen Bundesversuchsanstalt geändert wird
Referent: Dr. Brandstetter

98/274 Bundesministerium für Unterricht und Kunst
GZ 16.601/35-IV/3/98
Novellierung des Denkmalschutzgesetzes unter Einbezie-
hung des Ausfuhrverbotsgesetzes für Kulturgut
Referent: Dr. Allmayer-Beck
Stellungnahme abgegeben am: 30. 11. 1998

98/275 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/112-VI/B/12/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz über natürliche Wässer
und Quellwässer (Mineralwasser- und Quellwasserver-
ordnung); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/276 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
1975-GR/98
„Grünbuch zur Bekämpfung von Nachahmungen und
Produkten- und Dienstleistungspiraterie im Binnenmarkt“,
Vorlage der EK
Referent: Dr. Kucsko

98/277 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 1482/54-IV/4/98
Abkommen zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern und Einkom-
men und vom Vermögen
Referent: Dr. Benn-Ibler

98/278 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
Zl 224735/27-II/2/98
Bundesgesetz, mit dem das Umweltinformationsgesetz
1993 geändert wird (UIG-Novelle 1998)
Referent: Dr. Brandstetter

98/279 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 170.701/1-II/B/7/98
Verordnung über die vorgezogene Lenkerberechtigung
für die Klasse B (FSG-VBV)
Referent: Dr. Mader

98/280 Bundeskanzleramt
GZ 671.823/59-V/A/98
Bundesgesetz über die Einholung von Vorabentscheidun-
gen
Referent: Dr. Fichtenbauer

98/283 Bundesministerium für Landesverteidigung
GZ 10.051/0004-1.7/98
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Aufgaben und
Befugnisse im Bereich der militärischen Landesverteidi-
gung (Militärbefugnisgesetz – MBG)
Referent: Dr. Ainedter

98/284 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.049/124-1.2/1998
Entwurf für eine Verordnung der Bundesregierung über
die Heranziehung von währungspolitischen Instrumenten
der Europäischen Zentralbank zur Feststellung von
Veränderungen des Basis- und des Referenzzinssatzes
(Basis- und Referenzzinssatzverordnung); vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

98/286 Bundesministerium für Justiz
GZ 16.501/99-I.6/1998
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Notariats-
ordnung, das Notariatsprüfungsgesetz und das Teilzeit-
nutzungsgesetz geändert werden (Notariats-Berufsrechts-
Änderungsgesetz 1998)
Referent: Dr. Fialka
Stellungnahme abgegeben am: 28. 12. 1998

98/288 Bundesministerium für Justiz
RL 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften idF der
RL 98/48/EG / Entwurf eines Vademecums der EK
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 8. 1. 1999
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ÖRAK
Bericht des Arbeitskreises für
Wirtschaftsfragen

Der Arbeitskreis für Wirtschaftsfragen ist im Laufe des Jahres 1998
zu acht Sitzungen zusammengetreten und hat dabei insbesondere
folgende Themen bearbeitet:

Zusatzpension-Veranlagung

Es wurden insgesamt 18 in- und ausländische Bankinstitute einge-
laden, Anbote vorzulegen. 15 Anbote wurden in die engere Wahl
gezogen. Diese Anbote wurden in mehreren Sitzungen mit den
betreffenden Bankinstituten ausführlich erörtert. Der Arbeitskreis,
der jeweils gleichzeitig als Beirat für die Zusatzpension tagte, hat
nach Prüfung aller Anbote die grundsätzliche Entscheidung getrof-
fen, die Veranlagung in den Jahren 1999 und 2000 nur in einem
Investmentfonds vorzunehmen, der über geeignete Instrumente zur
Kapitalabsicherung verfügt. Die Entwicklung des Jahres 1998 hat
gezeigt, daß Fonds mit derartigen Sicherungsinstrumenten die
höchste Rendite erzielen konnten.

Richtlinien

Der Arbeitskreis hat im Hinblick auf die in § 23 Abs 9 RATG ent-
haltene Neuregelung für das Honorar in Berufungsverfahren eine
Ergänzung der RL 37 empfohlen, welche in der Delegiertenver-
sammlung des ÖRAK am 25. 9. 1998 beschlossen wurde.

Weiters hat der Arbeitskreis in seiner Sitzung am 26. 6. 1998
eingehend alle im Zusammenhang mit der Fremdgeldverwahrung
stehenden Fragen erörtert und dem Präsidentenrat eine Änderung
der RL 43 und deren Anpassung an die EG-Standesregeln empfoh-
len. Herr Präsident Dr. Sepp Manhart hat sodann einen Entwurf für
eine Neufassung des § 43 RL-BA verfaßt. Auf Basis dieses Entwur-
fes wurde sodann in der Delegiertenversammlung am 25. 9. 1998
die Neufassung der RL 43 beschlossen.

Pauschalhonorar in Scheidungssachen

Der Arbeitskreis hat sich weiters eingehend mit der Frage eines
Pauschalhonorars für sogenannte „einfache Scheidungssachen“
befaßt und in seiner Sitzung am 21. 3. 1998 einen entsprechen-
den Vorschlag ausgearbeitet, der jedoch in den vorliegenden Ent-
wurf des BMJ für das Rechtsanwalts-Berufsrechts-Änderungsgesetz
1998 nicht übernommen wurde.

Kranken- und Pensionsversicherung

Bis 30. 6. 1999 kann gemäß § 5 Abs 2 GSVG von jeder einzel-
nen Rechtsanwaltskammer der Antrag auf Ausnahme von der
Pflichtversicherung gestellt werden (Opting-Out). Wird dieser An-
trag nicht gestellt, tritt ab 1. 1. 2000 sowohl im Bereich der Kran-

ken- als auch der Pensionsversicherung die Pflichtversicherung
nach dem GSVG in Kraft.

Da die Altersversorgung der Rechtsanwälte in der Rechtsanwalts-
ordnung, also bundesgesetzlich, geregelt ist, bedarf es keiner Prü-
fung der Gleichwertigkeit. Im Hinblick auf die bestehende Alters-
versorgung einschließlich der 1998 eingeführten Zusatzpension
wird nach Auffassung des Arbeitskreises von der gesetzlichen
Möglichkeit des Opting-Out Gebrauch zu machen sein, worüber
jedoch in den Vollversammlungen noch entsprechende Beschlüsse
zu fassen sein werden.

Hingegen ist ein Opting-Out im Bereich der Krankenversicherung
nur dann möglich, wenn von den Rechtsanwaltskammern Einrich-
tungen für die Krankenvorsorge geschaffen werden, die Leistungen
vorsehen, welche jenen nach dem GSVG zumindest annähernd
gleichwertig sind. Zu diesem Zweck wurde eine Ergänzung der
Bestimmungen der RAO über die Versorgungseinrichtung vorge-
schlagen, um die Möglichkeit zu schaffen, im Rahmen der Versor-
gungseinrichtung auch eine Krankenvorsorge einzurichten. Dieser
Vorschlag wurde in den vorliegenden Entwurf des Rechtsanwalts-
Berufsrechts-Änderungsgesetzes 1998 aufgenommen (siehe § 50
Abs 4 RAO idF des Ministerialentwurfes).

Die Gleichwertigkeit ist auch dann anzunehmen, wenn seitens der
Rechtsanwaltskammern Einrichtungen für die Krankenvorsorge in
Form eines obligatorischen Gruppenvertrages geschaffen werden.
Allerdings besteht in diesem Fall für jeden Rechtsanwalt die Mög-
lichkeit einer Befreiung, falls verpflichtend eine Selbstversicherung
nach § 14a GSVG oder § 16 ASVG abgeschlossen wird.

Es werden bereits seit längerem Verhandlungen einerseits mit
Versicherungsgesellschaften über den Inhalt eines abzuschließen-
den Gruppenvertrages geführt, andererseits mit dem Bundesmini-
sterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (BMAGS) über den
notwendigen Mindestinhalt dieses Gruppenvertrages, um die
Gleichwertigkeit sicherzustellen. Sobald diese Verhandlungen
positiv abgeschlossen sind, wird eine Ergänzung der jeweiligen
Satzung der Versorgungseinrichtung in den Vollversammlungen
aller Rechtsanwaltskammern zu beschließen sein. Dies ist sodann
die Grundlage für die Erklärung des Opting-Out.

Da alle Rechtsanwaltskammern im Bereich der Versorgungseinrich-
tung autonom sind, jedoch eine einheitliche Regelung für alle
Rechtsanwaltskammern anzustreben ist, wurde der Arbeitskreis
vom Präsidentenrat beauftragt, diese Verhandlungen mit den Ver-
sicherungsgesellschaften und dem BMAGS zu führen, um eine ge-
meinsame Lösung für alle Rechtsanwaltskammern zu ermöglichen.

Pflegegeld

Der Arbeitskreis wurde weiters damit beauftragt, alle Fragen im
Zusammenhang mit der Einbeziehung der Rechtsanwälte in den
anspruchsberechtigten Personenkreis gemäß § 3 Abs 2 BPGG zu
prüfen. Zu diesem Zweck wurden dem BMAGS Unterlagen über
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die Struktur aller Bezieher von Leistungen aus der Versorgungsein-
richtung vorgelegt. Diese Unterlagen wurden versicherungsmathe-
matisch ausgewertet. Aufgrund der Auswertung wird seitens des
BMAGS errechnet, welcher Beitrag von den Rechtsanwaltskam-
mern für den Fall der Einbeziehung zu leisten ist. Vorgesehen ist
ein Fixbetrag pro Monat und Pflegefall unabhängig davon, wie
die einzelnen Pflegefälle eingestuft werden. Sobald feststeht,
welcher Beitrag seitens der Rechtsanwaltskammern zu leisten ist, ist
eine Entscheidung darüber zu treffen, ob eine Einbeziehung in das
Bundespflegegeldgesetz beantragt oder eine Pflegegeldeinrich-
tung im Rahmen der Versorgungseinrichtung beschlossen werden
soll.

ÖRAK-Verwaltungs-GmbH

Der Präsidentenrat hat den Arbeitskreis weiters beauftragt, die
Möglichkeiten und Voraussetzungen für die Errichtung einer Ver-
waltungs-GmbH zu prüfen, an welche gewisse wirtschaftliche
Agenden des ÖRAK, wie zB die Herausgabe des Anwaltsblattes,
des Rechtsanwaltsverzeichnisses, die Durchführung diverser Ver-
anstaltungen, die gemeinsame Werbung etc übertragen werden
können. Weiters könnten dieser GmbH auch neue Aufgaben über-

tragen werden, wie zB die Führung des Elektronischen Treuhand-
buches, die gemeinsame Verwaltung der Versorgungseinrichtun-
gen, die Erbringung von Serviceleistungen für Rechtsanwälte, ins-
besondere im Bereich der EDV, in Fragen der elektronischen Kom-
munikation, neuer Medien und in betriebswirtschaftlichen Fragen;
weiters könnte diese Verwaltungs-GmbH laufend Publikationen zu
verschiedenen aktuellen Fragen herausgeben. Als erste Publikation
ist ein Leitfaden für die RA GmbH vorgesehen, der von Herrn
Prof. DDr. Hellwig Torggler und Herrn KR Werner Sedlacek über
Anregung des Arbeitskreises verfaßt wird. Durch diese Verwal-
tungs-GmbH könnten sohin verschiedene Agenden, welche derzeit
nicht oder nur in den einzelnen Rechtsanwaltskammern wahr-
genommen werden, konzentriert und kostengünstiger bearbeitet
werden.

Vereinheitlichung der Satzungen für die
Versorgungseinrichtungen

Aus Gründen einer vereinfachten und möglicherweise auch ge-
meinsamen Verwaltung der Versorgungseinrichtung wäre es ziel-
führend, die Satzungen der Versorgungseinrichtungen aller Rechts-
anwaltskammern zu vereinheitlichen, wobei für jede einzelne
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Rechtsanwaltskammer die Möglichkeit offen bleiben sollte, die
Umlagen und Leistungen aus der Versorgungseinrichtung autonom
festzusetzen.

Darüber hinaus ist damit zu rechnen, daß die EU-Richtlinie 1.408/
71, welche eine Befreiung vom Grundsatz, daß die Versorgungs-
einrichtungen kompatibel sein müssen, für Deutschland und Öster-
reich vorsieht, demnächst eine Änderung erfährt, da der EuGH auf-
grund Art 51 des Maastricht-Vertrages bereits jetzt davon ausgeht,
daß eine Anrechnung der in einem Mitgliedsstaat erbrachten Lei-
stungen für die Altersversorgung bei einem Wechsel in einen ande-
ren Mitgliedsstaat stattzufinden hat.

Aus diesen Gründen wird es daher auch notwendig sein, die
Versorgungseinrichtungen, insbesondere das derzeit bestehende
Umlagesystem, so zu erweitern, daß bei einem Wechsel von
einem EU-Land in ein anderes bzw von einem Beruf in einen ande-
ren die für eine Versorgungseinrichtung erbrachten Beiträge nicht
verloren gehen, sondern entweder angerechnet oder übertragen
werden.

Es handelt sich dabei lediglich um einen groben Überblick über
die Tätigkeit des Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen im Laufe des
Jahres 1998. Auch an dieser Stelle ist allen Mitgliedern des
Arbeitskreises für ihre intensive und kooperative Mitarbeit herz-
lichst zu danken.

Dr. Herbert Hochegger

Die Bedeutung der freien Rechtsberufe
im integrierten Europa

Das BMJ veranstaltete gemeinsam mit dem ÖRAK und der Österrei-
chischen Notariatskammer im Rahmen der österreichischen EU-Prä-
sidentschaft am 20. und 21. 11. 1998 in der Hofburg eine inter-
nationale Konferenz unter dem Titel „Die Bedeutung der freien
Rechtsberufe im integrierten Europa“. Im Vordergrund stand die
Bedeutung der freien Rechtsberufe für den demokratischen Rechts-
staat und für das Funktionieren des Binnenmarkts sowie in diesem
Zusammenhang auch das Erfordernis einer dieser Bedeutung ent-
sprechenden, qualifizierten Berufsausbildung.

Mehr als 150 Vertreter der Justizministerien, der Anwaltschaften
und der Notariate der EU-Mitgliedstaaten und der Beitrittswerber-
Staaten sowie Vertreter der Institutionen der Europäischen Union,
Parlamentarier und Wissenschafter waren der Einladung von BM
Dr. Nikolaus Michalek gefolgt. Als Referenten und Teilnehmer der
Podiumsdiskussion konnten namhafte Experten aus Frankreich,
Großbritannien, Italien, Deutschland, Luxemburg und Österreich
gewonnen werden, darunter der Präsident des Deutschen Juristen-
tages, Professor für Europarecht an der Universität Hamburg,
Dr. Hans-Jürgen Rabe, zum Thema „Die Bedeutung der freien
Rechtsberufe für den europäischen Binnenmarkt“, RA Dr. Max
J. Allmayer-Beck und Dr. André Schwachtgen, Ehrenpräsident der

Internationalen Union des lateinischen Notariats, über Fragen der
„Ausbildung der Rechtsanwälte und der Notare in der Europäi-
schen Union“ und David Edward, Richter des EuGH, zur „Bedeu-
tung der freien Rechtsberufe für den Rechtsstaat“. Die in den Ein-
zelreferaten aufgeworfenen Fragen und Thesen wurden in einer
von Giovanni E. Longo, Sen-Präs. und Gen-Sekr. des italienischen
Kassationsgerichtshofs, ausgewogen geleiteten Podiumsdiskussion,
an der neben den Referenten auch Michel Gout, Präsident des Ra-
tes der Anwaltschaften der Europäischen Gemeinschaften (CCBE),
sowie Notariatspräsident Dr. Georg Weißmann und ÖRAK-Präsi-
dent Dr. Klaus Hoffmann teilnahmen, behandelt.

Die Bedeutung der Freien Rechtsberufe in der EU wurde – in dieser
Form erstmalig – europaweit erörtert und dargestellt. Insgesamt
versuchte man deutlich zu machen, daß ein freier Markt ohne
kompetente Beratung, ohne Verteidigung begründeter Rechts-
positionen und ohne ein seriöses Vertrags- und Beurkundungswe-
sen undenkbar ist.

Im Rahmen der vom ÖRAK organisierten Europäischen Präsiden-
tenkonferenz werden die Ergebnisse dieser Konferenz am 12. 2.
1999 in Wien weiter behandelt werden.

Die Dokumentation sämtlicher Referate befindet sich in Aus-
arbeitung und kann voraussichtlich ab April 1999 über das BMJ,
Tel (01) 52 152-2712, bezogen werden.

Monika Peschke

Burgenland
In memoriam Dr. Rudolf Tobler

Völlig unerwartet ist Rechtsanwalt Dr. Rudolf Tobler am 5. 11.
1998 im 62. Lebensjahr verstorben. Durch den Tod des hochver-
ehrten Kollegen hat die burgenländische Rechtsanwaltschaft einen
ihrer herausragendsten Vertreter verloren. Seine Charaktereigen-
schaften wie Kollegialität und der freundschaftliche Umgang mit
seinen Berufskollegen, vor allem seine Ehrlichkeit, waren einige
der obersten Prinzipien, nach denen er handelte.

Dr. Tobler war einer der Gründungsväter einer eigenständigen
burgenländischen Rechtsanwaltskammer, die am 1. 1. 1988 durch
Trennung von der damals noch gemeinsam bestehenden Kammer
mit Wien und Niederösterreich gegründet wurde. Er war aber
nicht nur Mitbegründer, sondern von Beginn an Funktionär der
burgenländischen Rechtsanwaltskammer und arbeitete auch die
Satzungen aus. In den elf Jahren seiner Tätigkeit als Disziplinarrat
und sohin Richter bei Berufspflichtenverletzungen und Verstößen
gegen Ehren und Ansehen des Anwaltsstandes, war er ein Vorbild
an Korrektheit, aber auch Verständnis. Durch die ihn auszeichnen-
den Charaktereigenschaften war er der prädestinierte Vertreter für
die Ausübung des wirklich nicht leichten Amtes eines Präsidenten
des Disziplinarrates. Durch ein in der österreichischen Rechts-
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anwaltschaft wohl einmaliges Votum war Dr. Tobler bei der Plenar-
versammlung im Mai 1998 von der gesamten burgenländischen
Rechtsanwaltschaft zum Präsidenten ihres Disziplinarrates gewählt
worden. Trotz schwerer Krankheit hatte er im April zugesagt, für
dieses Amt zur Verfügung zu stehen.

Präsident Dr. Tobler, der 1968 seine Kanzlei in Neusiedl am See
eröffnet hatte, war nicht nur für seinen Berufsstand tätig; er war
Mitglied der Studentenverbindung Rudolfiner und widmete sich
besonders dem Lions-Club Neusiedl, dessen Gründungsmitglied er
war.

Sein Einsatz für die burgenländische Kollegenschaft bis zuletzt,
trotz seiner Krankheit, seine vielfältigen beruflichen und öffentli-
chen Tätigkeiten war letztlich nur mit der verständnisvollen Geduld
und Unterstützung seiner Familie möglich.

Für alle, die ihn kannten, wird Rudolf Tobler stets ein Vorbild –
unvergeßlich, unersetzbar – bleiben.

Dr. René Hirschenhauser

Salzburg
Bericht über die ordentliche Vollversamm-
lung der Salzburger Rechtsanwaltskammer
vom 23. 11. 1998

Anwesend waren 85 von 309 in die Liste der Salzburger Rechts-
anwaltskammer eingetragenen Kolleginnen und Kollegen.

Der Präsident referierte über Änderungen im Berufsbild des Rechts-
anwaltes in der jüngeren Vergangenheit wie Notfallsfonds, prämi-
engünstige Zwischenexszentenversicherung, Zusatzpension, Aus-
bildungs-GmbH und Endausbau des Treuhandbuches mit Dispositi-
onskontrolle und Versicherungsschutz bis S 100 Mio;

ferner über die derzeit von der Standesvertretung verfolgten Be-
lange wie Schaffung der Verwaltungs-GmbH, Umsetzung der EDV-
Richtlinie, Verhinderung einer EU-Inkassorichtlinie, Verhinderung
zu intensiver Deregulierungsmaßnahmen, Erlassung der neuen
Richtlinie 34, Mitarbeit an der Erstellung der Studienpläne und am
Berufsrechtsänderungsgesetz sowie schließlich über die Problem-
kreise und Fragen in der nächsten Zukunft wie Umsetzung der Nie-
derlassungsrichtlinie, Bündelung der Ressourcen in der Standesver-
tretung, elektronische Signatur, Vergesellschaftung in Form der
multidisziplinären Partnerschaft mit ihren Gefahren und Chancen
und der Entscheidung über das „opting out“ zum GSVG.

In all diesen Fragen müssen die Berufsgrundsätze der Unabhängig-
keit, Berufsverschwiegenheit und ausschließlichen Vertretung der
Interessen des Mandanten gewahrt und gefestigt werden, wäh-
rend Organisationform und Ausübung anwaltlicher Tätigkeit, Frei-
heit von Dienstleistung und Niederlassung sowie Marketing und
Werbung so liberal wie möglich gestaltet werden sollen.

Der Präsident beendete die Ausführungen mit dem Dank an alle
Funktionäre und an die Mitarbeiter in der Kammerkanzlei für ihr
großes Engagement und ihre effiziente Arbeit.
Der Präsident des Disziplinarrates, Herr Dr. Alois Bixner, berichtete
über die Tätigkeit des Disziplinarrates.
Darüber hinaus referierte er über die Schwerpunkte der mit den
anderen Disziplinarratspräsidenten anläßlich des letzten Delegier-
tentages in St. Pölten geführten Gespräche, ferner über die ab
1. 4. 1999 in Kraft tretende neu formulierte Richtlinie 43 (über den
Umgang mit Fremdgeld) und einige, durch das RBÄG 1998 veran-
laßte, Neuerungen im Disziplinarstatut.
Das Ansehen des Standes ist insgesamt positiv zu beurteilen. Es
kam zu keinen besonderen schwerwiegenden, auch in der breiten
Öffentlichkeit bekanntgewordenen disziplinären Verfehlungen.
Es wurden sodann die wesentlichen Ziffern des Jahresabschlusses
1997 vorgetragen. Die Rechnungsprüfer teilten mit, daß sie den
Abschluß 1997 geprüft hatten und beantragten, dem Kammeraus-
schuß die Entlastung zu erteilen. Die Entlastung für den Jahres-
abschluß 1997 wurde mit einer Gegenstimme bei 6 Enthaltungen
erteilt. Der Jahresabschluß 1997 wurde mit überwiegender Mehr-
heit genehmigt.
Genehmigt wurde der Voranschlag für die Kammergebarung
1999, Reduzierung des Zuschlages für den Notfallsfonds auf
S 6000,– sowie die Erhöhung der Eintragungsgebühr für die Ein-
tragung in die Liste der RA mit S 3000,– bzw für die Eintragung in
die Liste der Rechtsanwaltsgesellschaften (einschließlich GmbHs
nach deren Zulässigkeitserklärung) mit S 3000,– für 1999 entspre-
chend dem Antrag des Kammerausschusses mehrheitlich ange-
nommen mit einer Gegenstimme und einer Stimmenthaltung.
Der Antrag des Ausschusses der Salzburger Rechtsanwaltskammer
auf Erhöhung des Beitrages der „Zusatzpension – neu“ für 1999
auf S 41.600,– festzusetzen, wurde bei sechs Stimmenthaltungen
und einer Gegenstimme ebenfalls mit großer Mehrheit angenom-
men.
Die Leistungsordnung 1999 wurde wie folgt beschlossen:
Erhöhung der Alters- und Invaliditätsrente von monatlich brutto
S 22.500,– auf S 22.900,–, an die/den Hinterbliebene/n Witwe/
Witwer/Ehegatten von monatlich brutto S 15.785,– auf S 16.020,–,
an die Vollwaisen von monatlich brutto S 15.785,– auf S 16.020,–
(bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt eine anteilige
Kürzung, sodaß der Gesamtauszahlungsbetrag nie mehr als brutto
S 22.900,– beträgt). Sämtliche Zahlungen erfolgen 14mal jähr-
lich.
Die Vollversammlung hat mehrheitlich beschlossen, zur Unterstüt-
zung der Witwe und den Waisen nach Mag. Dr. Ernst Pichlmüller,
Frau Pichlmüller ab Januar 1999 den Betrag von S 5600,–, Daniel
Pichlmüller den Betrag von S 2650,– sowie Hannah Pichlmüller
einen Betrag von S 1750,– zu gewähren.
Die Unterstützung für Frau Stefanie Pressinger in Höhe von
S 2500,– wurde ebenfalls mehrheitlich beschlossen.
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Die durchgeführten Neuwahlen haben folgendes Ergebnis er-
bracht:
Präsident:
Dr. Karl Ludwig Vavrovsky
Mitglieder des Kammerausschusses:
Dr. Iris Harrer-Hörzinger, Dr. Wolfgang Hochsteger, Dr. Bertram
Maschke, Dr. Michael Pressl
Präsident des Disziplinarrates:
Dr. Alois Bixner
Präsident-Stellvertreter des Disziplinarrates:
Dr. Thomas Feichtinger, Dr. Rudolf Forstenlechner
Disziplinarräte:
Dr. Walter Aichinger, Dr. Andreas Braunbruck, Dr. Josef Dengg,
Dr. Norman Dick, Dr. Konrad Ferner, Mag. rer. soc.oec. Dr. Brigitte
Forster-Ascher, Dr. Robert Galler, Univ.-Prof. Dr. Friedrich Harrer,
Dr. Johannes Honsig-Erlenburg, Dr. Joachim Hörlsberger, Dr. Hel-
mut Hüttinger, Dr. Fritz Müller, Dr. Georg Peterlunger, Dr. Martin
Stock, Dr. Ingrid Stöger, Dr. Paul Vavrovsky, Dr. Lukas Wolff,
Dr. Rudolf Wöran
Rechnungsprüfer:
DDr. Ingrid Stoiber-Adler, Dr. Reinhard Ratschiller
Prüfungskommissär:
Aufgrund von Emeritierung per 31. 12. 1998 scheidet Herr
Dr. Georg Reiter aus. Vorgeschlagen und mehrheitlich gewählt
wurde Herr Univ.-Prof. Dr. Friedrich Harrer.

Salzburger Rechtsanwaltskammer
Der Präsident:

Dr. Karl Ludwig Vavrovsky

Steiermark
Bericht über die ordentliche Vollversamm-
lung der Steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer vom 24. 11. 1998

Die Herren Kollegen Dr. Ferdinand Thaler-Szulyovszky, Dr. Hans
Pirker und Dr. Willibald Rath wurden für ihr jahrzehntelanges vor-
bildliches Wirken im Anwaltsstand sowie gegenüber der Allge-
meinheit mit dem Ehrenzeichen der Steiermärkischen Rechtsan-
waltskammer ausgezeichnet.
Dr. Held trug den Geschäftsbericht des Ausschusses vor und
berichtete über die Arbeit im Ausschuß sowie über die Mindest-
haftpflicht-, Großschaden- und Vertrauensschadenversicherung.
In seinem Bericht über die Arbeit im Ausschuß äußerte sich
Dr. Held insbesondere zu den Themen diverser Presse-Aktivitäten,
Grubenunglück in Lassing, Verbrechensopferberatung, Privatbetei-
ligtenvertretung, Journaldienst etc.
Kammerkassier Dr. Reinhard Tögl erstattete den Bericht über die
Kammerrechnung 1998 und über die Gebarung der Versorgungs-
einrichtung.

Die auf Seite 34f wiedergegebenen Anträge des Ausschusses wur-
den beschlossen.
Darüber hinaus erfolgte die Genehmigung des Antrages des Aus-
schusses an den Sozialminister auf Einbeziehung der Kammermit-
glieder in das Bundespflegegesetz sowie die Genehmigung des
Antrages des Ausschusses der Steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer auf Ausnahme von der Pflichtversicherung in der Pensi-
onsversicherung.
Dr. Held informierte über den Beschluß des Ausschusses der Steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer über die Neufestsetzung einer
angemessenen Mindestentlohnung für Rechtsanwaltsanwärter ge-
mäß § 36 RL-BA in Höhe von S 20.000,– brutto monatlich 14mal
jährlich, beginnend ab 1. 1. 1999.
Diese Richtlinie hat auch für bestehende Dienstverhältnisse Gültig-
keit und wird die Ersteintragung von der Vorlage einer Vereinba-
rung zwischen RA und RAA über diesen Mindestbezug abhängig
gemacht werden.
Wahlen
Präsident des Disziplinarrates infolge Ablaufs der Funktionsperi-
ode des Kollegen Dr. Peter Primus,
Kammeranwalt-Stellvertreter infolge Ablaufs der Funktionsperiode
der Kollegin Dr. Helga Gaster,
von Disziplinarratsmitgliedern infolge Ablaufs der Funktionsperi-
ode der Kollegen Dr. Edwin Mächler und Dr. Paul Wuntschek,
zufolge Ablaufs der Funktionsperioden der Kollegen Dr. Richard
Benda, Dr. Egon Jaufer, Dr. Heribert Neumann, Dr. Ferdinand
Thaler-Szulyovszky, sind die Anwaltsrichter der OBDK für die
nächsten fünf Kalenderjahre (1. 1. 1999 bis 31. 12. 2003) zu
wählen.
Die Auszählung ergibt für
Dr. Peter Primus – 39 Pro-Stimmen (Wiederwahl)
Dr. Helga Gaster – 40 Pro-Stimmen (Wiederwahl)
Dr. Edwin Mächler – 41 Pro-Stimmen (Wiederwahl)
Dr. Kurt Konopatsch – 40 Pro-Stimmen (Neuwahl)
Dr. Richard Benda – 42 Pro-Stimmen (Wiederwahl)
Dr. Egon Jaufer – 42 Pro-Stimmen (Wiederwahl)
Dr. Heribert Neumann – 42 Pro-Stimmen (Wiederwahl)
Dr. Ferdinand Thaler-Szulyovszky – 42 Pro-Stimmen (Wiederwahl),
sodaß Dr. Peter Primus zum Präsidenten des Disziplinarrates,
Dr. Helga Gaster zum Kammeranwalt-Stellvertreter, Dr. Edwin
Mächler und Dr. Kurt Konopatsch zu Disziplinarratsmitgliedern
und Dr. Richard Benda, Dr. Egon Jaufer, Dr. Heribert Neumann so-
wie Dr. Ferdinand Thaler-Szulyovszky zu Anwaltsrichtern gewählt
erscheinen.
Alle Gewählten nahmen die Wahl an.
Präsident Dr. Held dankte den Kolleginnen und Kollegen für ihre
Anwesenheit und allen Funktionären für ihre Mitarbeit seit der letz-
ten Vollversammlung.

Der Präsident:
Dr. Guido Held
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Auszeichnungen
Anwaltschaft – Hohe Auszeichnungen
BM für Justiz, Dr. Nikolaus Michalek, verlieh am 19. 11. 1998
hohe Auszeichnungen an verdiente Standesvertreter aus dem Kreis
der österreichischen Anwaltschaft:

Dr. Klaus Hoffmann, seit 1993 amtierender Präsident des ÖRAK
und der Rechtsanwaltskammer Wien, erhielt das Große Goldene
Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich. Mit dem
Großen Silbernen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik
Österreich wurden seine beiden langjährigen Stellvertreter, ÖRAK-
Vizepräsident Dr. Gerhard Benn-Ibler, Rechtsanwalt in Wien, und
der nunmehrige Ehrenpräsident der Oberösterreichischen Rechts-
anwaltskammer, Dr. Oskar Welzl, Rechtsanwalt in Linz, ausge-
zeichnet.

Dr. Klaus Hoffmann steht in der 2. Amtsperiode an der Spitze der
österreichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Bereits in
seinen Funktionen als Mitglied des Ausschusses der Rechtsanwalts-
kammer Wien, als Vizepräsident und Präsident dieser Kammer
und als 1. Vize-Präs. des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages wirkte er insbesondere als Vorsitzender der Arbeitskreise
Berufsrecht sowie Abgabenrecht an der Gesetzesbegutachtung,
aber auch durch die Teilnahme an den Arbeitsgruppen des BMJ
und als Experte in parlamentarischen Unterausschüssen maßgeb-
lich an wichtigen Gesetzeswerken mit.

Durch seine persönlichen Kontakte und seine Präsenz bei inter-
nationalen Veranstaltungen sicherte Präsident Hoffmann das hohe
Ansehen der österreichischen Anwaltschaft im Rahmen der Euro-
päischen Advokatur und im Rat der Anwaltschaften der Europäi-
schen Union (CCBE).

Dr. Gerhard Benn-Ibler ist seit 1983 in der Standesvertretung tätig,
zunächst als Mitglied des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer
Wien, seit 1990 als Vize-Präs. dieser Kammer und seit 1993 als
Vize-Präs. des ÖRAK. Er machte sich besonders verdient um die
Vorbereitung des EWR-Rechtsanwaltsgesetzes und die Einführung
des Elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) in der Anwaltschaft. Als
Mitglied der Arbeitsgruppen Mahnverfahren (ADVM) und Firmen-
buch leistete Dr. Benn-Ibler wertvolle Beiträge zu der in Europa ein-
maligen Einführung des ERV. – Seit 1992 ist Dr. Benn-Ibler darüber
hinaus Präs. des Österreichischen Juristentages.

Dr. Oskar Welzl gehört seit 1961 der Standesvertretung an, seit
1981 als Vize-Präs. und seit 1985 als Präs. der Oberösterreichi-
schen Rechtsanwaltskammer, seit 1993 als ÖRAK-Vize-Präs. Als
Delegierter und Referent für die Festsetzung der Pauschalvergütung
sowie als Vorsitzender des Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen
wirkte er an allen wesentlichen Initiativen des ÖRAK mit und enga-
gierte sich besonders für das kollegiale Zusammenwirken aller
österreichischer Rechtsanwaltskammern im Rahmen des Präsiden-
tenrates.

In Oberösterreich konnte er eine Zusammenarbeit mit den anderen
Freien Berufen im Rahmen der Landeskonferenz herbeiführen und
sicherte durch seine regen Kontakte mit dem Oberlandesgericht
Linz und den Landesbehörden der Anwaltschaft Ansehen und Ein-
fluß. Für dieses Wirken wurde Dr. Welzl 1991 mit der Verleihung
des Goldenen Ehrenzeichens des Landes Oberösterreich gewür-
digt. Seit 1997 ist Dr. Oskar Welzl Ehrenpräsident der Oberöster-
reichischen Rechtsanwaltskammer.

Monika Peschke

Liechtensteiner Auszeichnung für
SC Oberhammer
Dr. Otto Oberhammer, SC im BMJ, hat eine hohe Auszeichnung
des Fürstentums Liechtenstein erhalten. Für besondere Verdienste
um das Land Liechtenstein wurde ihm das Komturkreuz mit Stern
des Fürstlich Liechtensteinischen Verdienstordens verliehen. Fürst
Hans-Adam II. von und zu Liechtenstein empfing SC Oberhammer
am 13. 11. 1998 auf Schloß Vaduz zur Ordensverleihung.

MP
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Dachverband der österreichischen Konzipienten

Die Vertreter der österreichischen Rechtsanwaltsanwärter aus den
Bundesländern trafen am 17. 10. 1998 in Wien zusammen und
beschlossen, hinkünftig auch gemeinsam in Form des Dachverban-
des der österreichischen Konzipienten aufzutreten.

Der Dachverband der österreichischen Konzipienten wird seine
Schwerpunkte zunächst auf folgende Themen konzentrieren, wobei
zur weitergehenden Vertiefung dieser Themen jeweils ein Arbeits-
kreis eingesetzt wurde:

Ausbildung und Prüfung (Leitung: Mag. Birgit Streif, Wien)

Teilnahme am Standesgeschehen (Leitung: Mag. Wolfgang Lent-
schig, NÖ; Dr. Arno Lerchbaumer, Stmk)

Sozialrechtliche Stellung der Rechtsanwaltsanwärter (Leitung:
Mag. Ralf Mössler, Wien; Mag. Florian Kreibich, Sbg)

Einkommen, Arbeitszeit und sonstige arbeitsrechtliche Fragen
(Leitung: Mag. Simone Demmel, Wien)

Zum Vorsitzenden des Dachverbandes der österreichischen Konzi-
pienten wurde Dr. Ernst Schillhammer (Wien), zu Stellvertretern
Dr. Arno Lerchbaumer (Stmk), Mag. Felix Fuchs (Ktn) sowie
Mag. Florian Kreibich (Sbg) gewählt. Die Delegierten der Bundes-
länder beschlossen weiters die Verabschiedung der angeschlos-
senen Resolution, welche dem Präsidenten des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages, Dr. Klaus Hoffmann, am 27. 10.
1998 übergeben wurde.

Als Geschäftsstelle des Dachverbandes fungiert bis auf weiteres
das Sekretariat des Juristenverbandes in Wien (01) 521 52-3882.
Alle Interessenten sind herzlich zur Kontaktaufnahme und Teil-
nahme eingeladen.

Ernst Schillhammer

Resolution

Die Konzipientenvertreter der Bundesländer haben am 17. 10.
1998 in Wien eine konstituierende Versammlung abgehalten und
eine österreichweite Konzipientenvertretung in Form des Dachver-
bandes der österreichischen Konzipienten gegründet.

In Erwägung des Umstandes, daß

– die allgemein angespannte Situation am Arbeitsmarkt für Juri-
sten sich auch deutlich auf die Lage der Rechtsanwaltsanwärter
auswirkt;

– die österreichischen Rechtsanwaltsanwärter der Disziplinarge-
walt der Rechtsanwaltskammern unterliegen, ohne daß ihnen die
Teilnahme am Kammergeschehen gewährt wird;

– eine effiziente, qualitativ hochwertige und nach wie vor umfas-
sende Ausbildung im Interesse der Rechtsanwaltsanwärter liegt,

erachtet der Dachverband der österreichischen Konzipienten fol-
gende Maßnahmen für nötig:

1. Ausbildung und Prüfung

a) Die Aus- und Fortbildung der Rechtsanwaltsanwärter im Rah-
men der Anwaltsakademie hat sich bestens bewährt. Der Besuch
der Seminare soll in der von den Kammern verpflichtend vorge-
schriebenen Anzahl für Rechtsanwaltsanwärter beitragsfrei sein.
Für den Besuch dieser Pflichtveranstaltungen soll der Rechtsanwalts-
anwärter dienstfrei zu stellen sein.

b) Im Zusammenhang mit der Rechtsanwaltsprüfung ist eine bun-
desweite Vereinheitlichung dahingehend herzustellen, daß bei der
Bekanntgabe des Zeitpunktes der Prüfung sowie der Zusammen-
setzung der Prüfungskommission die gesetzlichen Mindestfristen
einzuhalten sind. Weiters ist eine Objektivierung der Auswahl der
Prüfungskommissäre anzustreben.

c) Den Rechtsanwaltsanwärtern soll analog den Richteramtsan-
wärtern im Sinne der umfassenden Ausbildung eine angemessene
Prüfungsvorbereitungszeit eingeräumt werden.

2. Teilnahme am Standesgeschehen

Die Rechtsanwaltsanwärter sind Teil der Anwaltschaft und unterlie-
gen als solche der Disziplinargerichtsbarkeit, ohne über entspre-
chende Teilnahme- sowie Mitspracherechte am Standes- und Kam-
mergeschehen zu verfügen. In diesem Sinne streben die Rechts-
anwaltsanwärter ihre Einbindung in das Standesgeschehen unter
anderem durch Vertretung in den Exekutivorganen der Rechts-
anwaltskammern an.

Mit Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsanwärter sollte dieser
auch Mitglied der jeweiligen Rechtsanwaltskammer werden. Inner-
halb derselben bilden die Rechtsanwaltsanwärter eine Kurie,
die Vertreter in Kammergremien entsendet, sofern Interessen der
Rechtsanwaltsanwärter berührt werden. In jenen Disziplinarverfah-
ren, welche gegen einen Rechtsanwaltsanwärter als Disziplinar-
beschuldigten durchgeführt werden, soll dem Disziplinarrat ein
Vertreter der Rechtsanwaltsanwärter angehören.

3. Sozialrechtliche Stellung der Rechtsanwaltsanwärter

In Verbindung mit der Forderung nach Mitgliedschaft zu den Rechts-
anwaltskammern wird festgehalten, daß die soziale Mindestabsi-
cherung der Rechtsanwaltsanwärter gewährleistet sein muß, wobei
diesbezügliche Regelungen österreichweit zu vereinheitlichen wä-
ren. Die bislang unversicherten Risken (Berufsunfähigkeit, Hinterblie-
benenversorgung, Rehabilitation nach Krankheit) sind abzudecken.

4. Einkommen

a) Um die in § 36 der Richtlinie für Berufsausübung bestimmte
angemessene Entlohnung des Rechtsanwaltsanwärters sicherzustel-
len, soll von den Rechtsanwaltskammern eine Empfehlung zur Min-
destentlohnung im Betrag von S 21.000,– brutto monatlich 14mal
pro Jahr abgegeben werden, wobei festzuhalten ist, daß diese
Gehaltsuntergrenze auf die derzeit geltende Normalarbeitszeit
bezogen ist. Auch in diesem Punkt ist die österreichweite Verein-
heitlichung anzustreben. Hinzuweisen ist darauf, daß dieser Betrag
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unter dem derzeitigen Anfangseinkommen von Richteramtsanwär-
tern liegt, wobei diese überdies pensionsversichert sind. Diese Ent-
lohnung ist der Ausbildungszeit sowie dem Ausbildungsstand ent-
sprechend zu erhöhen. Weiters sind die gesetzlich vorgeschriebe-
nen Fahrtkosten sowie Diäten zu bezahlen.

b) Darüber hinaus soll im Interesse der Rechtsanwälte und der
Rechtsanwaltsanwärter die Möglichkeit autonomer Gewinnbeteili-
gungsvereinbarungen an den vom Rechtsanwaltsanwärter einge-
brachten Causen eingeräumt werden.

Wien, am 17. 10. 1998

Kongreß der World Jurist Association

Vom 7.–10. 10. 1999 findet in Wien aus Anlaß der 10jährigen
Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen Vorhanges der Kongreß
der World Jurist Association statt. Ein Vorkongreß dazu findet in Bu-
dapest (3.–6. 10. 1999) statt. Informationen zu diesen Veranstal-
tungen können bei RA Dr. Ivo Greiter in Innsbruck bezogen werden.

Finanzstrafrechtliche Tagung

Am 25. 2. 1999 (9.00–18.00 Uhr) findet nunmehr zum vierten
Mal die Finanzstrafrechtliche Tagung an der Universität Linz unter

der fachlichen Leitung von Univ.-Prof. Dr. Gerhard Dannecker,
Dr. Roman Leitner und MR Dr. Otto Plückhahn statt. Mit dieser Ver-
anstaltung soll die Möglichkeit geschaffen werden, aktuelle wissen-
schaftliche Forschungsergebnisse und praktische Erfahrungen aus-
zutauschen und durchaus auch kontroversell zu diskutieren.
Kompetente Vertreter aus Wissenschaft und Praxis werden die
Tagung mit anspruchsvollen und aktuellen Themen gestalten.
Programm, Anmeldeformulare und nähere Informationen:
Leitner & Leitner
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Unternehmensberater
A-4040 Linz, Ottensheimer Str. 30, 32 u. 36
Tel.: 0732/7093-283, Fax: 0732/7093-402, Susanne Haslinger
e-mail: susanne.haslinger@linz.leitner-leitner.com

Eignungsprüfung als Rechtsanwalt in Deutschland

Der 7. Intensivlehrgang der DeutschenAnwaltAkademie zur Vor-
bereitung der Eignungsprüfung als Rechtsanwalt in Deutschland
beginnt am 31. 5. 1999 in Baden-Baden.
Weitere Information erhalten Sie beim Fachinstitut für Wirtschafts-
recht, Dr. Grannemann & von Fürstenberg,
Marienstraße 8, D-79098 Freiburg
Tel. 0049-761-207 33-0, Fax: 0049-761-30625.
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vom 13. November 1998

Fürst Metternich läßt grüßen

Sicherheitspolizeigesetz, Schwarzarbeits-
gesetz, Militärbefugnisgesetz: „Wir sind
auf dem besten Weg, den Polizeistaat
wieder einzuführen“, warnen die Anwälte
und üben scharfe Kritik am Innenressort.

Wien (SN-ib) Vergebens gewarnt und
gehofft. Klaus Hoffmann, Präsident der
Rechtsanwaltskammer, war Donnerstag
vormittag noch mitten in seinem dringen-
den Appell, das Sicherheitspolizeigesetz
nicht zu verabschieden, da hatte es die
Regierung auch schon beschlossen. Hoff-
manns gerade ausgesprochener Befund
wurde dadurch noch konkreter: „Wir sind
auf dem besten Weg, den Polizeistaat wie-
der einzuführen.“ Nachsatz: Eine seltsame
Laune der Geschichte, daß das ausge-
rechnet 150 Jahre nach 1848 der Fall
sei,als Fürst Metternichs Polizeistaat besei-
tigt wurde.

Handys abhören auf Verdacht, elektronisch
gesammelte Daten jederzeit abrufen, oder
(dank Schwarzarbeitsgesetz) ohne richter-
liche Genehmigung in Wohnungen ein-
dringen – der Umgang mit den Grund- und
Freiheitsrechten der Bürger werde laufend
leichtfertiger. Die Taktik der Sicherheits-
behörden sei so durchsichtig wie unerträg-
lich: Erst würden permanent vermeintliche
Bedrohungsbilder skizziert, bis sich die
Leute zu fürchten begännen, dann hole
man sich unter dem Deckmäntelchen,
„bloß auf die Sicherheit der Menschen“
bedacht zu sein, mehr und mehr Befugnis-
se. Effekt: Die Polizei könne beliebig und
ohne jede Kontrolle schnüffeln, das Hegen
eines Verdachtes reiche. Ob dieser Ver-
dacht zu Recht besteht, werde nicht über-
prüft – „die Polizei entscheidet alles“. Und,
so Hoffmann: „Wir werden tatsächlich zu
gläsernen Menschen.“ Daß sich das Innen-
ministerium immer mehr Rechte sichere
und zugleich die dringend notwendige

Strafprozeßreform, mit der das Vorverfah-
ren auf eine gesetzliche Basis gestellt wer-
den soll, hartnäckig blockiere, füge sich
da trefflich ins Bild.

Harsche Kritik gab es nicht nur an den Me-
thoden der Polizei, sondern auch an den
internen Machtkämpfen zwischen den Si-
cherheitsbehörden. Sicherheitsbüro, Wirt-
schaftspolizei und EDOK behinderten ein-
ander gegenseitig, die Rivalität sei nach-
gerade „unerträglich“, sagte Rechtsanwalt
Manfred Ainedter, der unter anderem
Wolfgang Rieger vertritt. Außerdem gäbe
es undichte Stellen, immer wieder gelang-
ten „reservate“ Dinge an die Öffentlich-
keit, was notgedrungenerweise zu einer
Vorverurteilung von Verdächtigen führe.

Ähnlich sind die Befürchtungen der An-
wälte vor dem nun in Kurzbegutachtung
geschickten Militärbefugnisgesetz. Zwar
sei es grundsätzlich zu begrüßen, daß die
Arbeit der Heeresnachrichtendienste end-
lich gesetzlich geregelt wird, der Ver-
dacht, daß sich das Heer bei dieser Gele-
genheit ähnlich weitreichende Befugnisse
wie die Polizei holt, läßt aber alle Alarm-
glocken schrillen.

„Gefährlich lange“ Dauer der Verfahren

Eigentlicher Anlaß der Kritiken war die
Präsentation des Wahrnehmungsberichts
1997. Einmal mehr rügt die Rechts-
anwaltskammer Anlaßgesetzgebung und
Gesetzesflut samt damit einhergehenden
„Unübersichtlichkeit undUndurchschaubar-
keit“ (Anwalt Georg Fialka) und die „ge-
fährlich lange“ Verfahrensdauer (Anwalt
Harald Bisanz). In 1737 Zivilsachen mit
einem Streitwert jenseits der 100.000-S-
Grenze warteten die Betroffenen seit drei
Jahren auf eine Entscheidung.

Jahr für Jahr dramatischer werde die
Überlastung des Verwaltungsgerichtshofs.
Sachentscheidungen dauerten im Schnitt
14 Monate, bis zur Entscheidung über
Säumnisbeschwerden vergingen durch-
schnittlich 17 Monate. Beim derzeitigen

Personalstand und unter der Annahme,
daß kein einziger neuer Beschwerdeakt
hinzukomme, wäre das Höchstgericht al-
lein zwei Jahre lang mit der Aufarbeitung
unerledigter Beschwerdefälle beschäftigt.

vom 13. November 1998

Anwälte präsentieren„Wahrnehmungsbericht“

Wien – „Ah ja, grüß Sie. Auch wieder
da?“ Die Begrüßungsformeln sind immer
die gleichen, der Veranstaltungsort und
der Anlaß auch: Jedes Jahr muß der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag
(ÖRAK) per Gesetz zum Stand der Rechts-
pflege und Verwaltung in Österreich Stel-
lung nehmen. Am Dienstag präsentierte
Kammerpräsident Klaus Hoffmann den
„Wahrnehmungsbericht 1997“ in Wien.

Aufgefallen sind den Rechtspflegern 1997
vor allem die Verzögerungen bei der Straf-
rechtsreform. „Die scheitert vor allem am
Widerstand der Exekutive im Innenministe-
rium“, glaubt der zuständige Referent der
Kammer, Manfred Ainedter. Zudem: Eifer-
süchteleien und Rivalitäten zwischen Exe-
kutivbehörden und Justiz seien mitunter
kaum zu übersehen.

Im Bereich des Zivilrechtes kritisieren die
Anwälte insbesondere die zunehmende
Normenflut, die Überlastung der Gerichte
und deswegen lange dauernde Verfahren.
Der Verwaltungsgerichtshof etwa braucht
durchschnittlich bis zu 17 Monate, um ein
Verfahren zu erledigen.

Besonderer Anstoß ist den Anwälten
schließlich die Finanzprokuratur des Staa-
tes. Es sei gesetzeswidrig, daß die „größte
österreichische Anwaltskanzlei“ per Ge-
setz private Klienten „zugeführt“ bekomme,
ärgert sich Präsident Hoffmann. Es gehe
nicht an, daß etwa die nunmehr privati-
sierte Post verpflichtet sei, sich von der Pro-
kuratur vertreten zu lassen. (chr)
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vom 13. November 1998

Koalition segnet Polizei-Gesetz ab

Anwälte protestieren heftig

Trotz massiver Kritik der Opposition und
der Anwälte hat der Ministerrat das
Sicherheitspolizei-Gesetz verabschiedet.
In speziellen Fällen müssen der Polizei
die Daten von Telephonkunden bekannt-
gegeben werden.

WIEN (red/stög). Die ÖVP hat gestern,
Donnerstag, ihr Veto gegen das Sicher-
heitspolizei-Gesetz von Innenminister Karl
Schlögl (SP) zurückgezogen. Der Minister-
rat konnte den Entwurf daher absegnen.
Im Nationalrat soll es noch ausführliche
Ausschußberatungen geben. Gleichzeitig
besteht die ÖVP auf dem Militärbefugnis-
Gesetz von Verteidigungsminister Werner
Fasslabend (VP).

Schlögl versuchte am Donnerstag zuletzt
vorgebrachte Einwände zu entkräften. Mit
dem Sicherheitspolizei-Gesetz seien keine
Eingriffe in das Fernmeldegeheimnis ge-
plant. Es gehe weder um ein Aufspüren
von Handy-Besitzern noch um ein „Belau-
schen“ von Gesprächen. Das Gesetz
schreibe lediglich nach Privatisierung der
Post fest, was es bisher im Zuge der Amts-
hilfe schon gegeben habe: Stammdaten
(Teilnehmernummer, Name, Adresse) müs-
sen den Sicherheitsbehörden in bestimm-
ten Fällen bekanntgegeben werden. Indes
gab am Donnerstag der Kärntner SP-Abge-
ordnete Franz Großmann seinen Austritt
aus der Partei aus Protest gegen das
Polizei-Gesetz bekannt. Er wolle nicht
einer SPÖ angehören, die früher für
die Ausweitung der Grundrechte einge-
treten sei und diese nun „systematisch“ ein-
enge.

Eine „unglaubliche und atemberaubende
Vorgangsweise des Innenministeriums“ in

Sachen Sicherheitspolizeigesetz„„undichte
Stellen“ innerhalb der Polizei und „Macht-
kämpfe“ zwischen den einzelnen Abtei-
lungen sieht der „Wahrnehmungsbericht
1997“ des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages in diesem Zusammen-
hang. Er wurde am Donnerstag präsen-
tiert. „1848 wurde der Metternichsche
Polizeistaat beseitigt, 1998 sind wir auf
dem besten Weg, ihn wieder einzufüh-
ren“, erklärte Kammerpräsident Klaus
Hoffmann. Dabei übte er heftige Kritik
an den Entwürfen zum Schwarzarbeiter-
und Sicherheitspolizeigesetz. „Für ständig
mehr Rechte ohne Sicherheitskontrolle
wird immer mit einem steigenden Bedro-
hungsbild argumentiert. Der letzte Sicher-
heitsbericht weist aber rückläufige Zahlen
auf“, argumentiert Strafrechtsexperte Man-
fred Ainedter.

Er ortet Rivalitäten innerhalb der Wiener
Sicherheitsbehörden. „Wirtschaftspolizei,
Sicherheitsbüro und die Einsatzgruppe zur
Bekämpfung der organisierten Kriminalität
behindern sich gegenseitig.“ Durch den
„extrem undichten Sicherheitsapparat“
würden Strafakten „vorzeitig öffentlich be-
kannt“.

Wiener Zeitung

vom 13. November 1998

Rechtsanwälte kritisieren lange

Verfahrensdauern

Die teilweise „fast gefährlich lange Dauer“
von Zivilverfahren und die „enorme Geset-
zesflut“ kritisierten die Rechtsanwälte Don-
nerstag bei der Präsentation des Wahr-
nehmungsberichtes 1997. Hier habe sich
leider wenig verbessert, hieß es. Heuer
wurde speziell auf die „heillose Über-
forderung“ des Verwaltungsgerichtshofes
(VwGH) verwiesen, dessen Forderung
nach Landesverwaltungsgerichten die
Rechtsanwälte unterstützen.

Die durch Arbeitsüberlastung bedingten
Verzögerungen beim VwGH seien für den
Rechtssuchenden kaum klärbar: Die durch-
schnittliche Erledigungsdauer in Sachfra-
gen beträgt 14 Monate, bei Säumnis-
beschwerden 17 Monate. Selbst wenn der
VwGH keine neue Akte bekommt, bräuch-
te er zwei Jahre zum Abbau der vorliegen-
den. Eine leichte Verbesserung gab es bei
den Zivilgerichtsverfahren. Die Zahl der
seit drei und mehr Jahren anhängigen
Verfahren habe sich per Ende 1997 etwas
reduziert.

Vorarlberger Nachrichten

vom 14./15. November 1998

„Grundrechte bleiben auf der Strecke“

Anwaltskammerpräsident sieht totalen

Überwachungsstaat heraufziehen

Bregenz (VN-hgp). „Zuerst der Lausch-
angriff und die Rasterfahndung, nun die
Novelle zum Sicherheitspolizeigesetz.
Und was kommt dann?“ Für den Präsiden-
ten der Vorarlberger Rechtsanwaltskam-
mer, Dr. Sepp Manhart, steht die sensible
Balance zwischen Grundrechten und effek-
tiver Verbrechensaufklärung auf dem Spiel.

Der Rechtsanwaltskammerpräsident fürch-
tet um die Rechtskultur, die durch die
immer weiter gehenden Ermittlungsmetho-
den und Befugnisse von Gendarmerie und
Polizei verlorengeht, und sieht den totalen
Überwachungsstaat heraufziehen: „Die
Behörden bewegen sich wie in einem
Selbstbedienungsladen, und der Gesetz-
geber kommt den Begehren immer häufi-
ger nach.“
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Privatsphäre gefährdet

Die Exekutive werde mit diesen Maßnah-
men das Recht eingeräumt, alle Türen zu
öffnen – wobei es sich um von vornherein
zu weitgehender Wirkungslosigkeit verur-
teilte, aber mit hohem Aufwand verbun-
dene Eingriffsmöglichkeiten in die Grund-
rechte handele. „Die Privatsphäre bleibt
auf der Strecke“, kritisiert Dr. Sepp Man-
hart. „Die Latte für die Ermittlungsmetho-
den und Kontrollbefugnisse wird immer
niedriger gelegt.“

Nach Ansicht von Manhart müssen die
Bürger für ein geringes Mehr an Sicherheit
einen viel zu hohen Preis bezahlen.
Seinem Kollegen Klaus Hoffmann, dem
Präsidenten des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages, der davon spricht,
„daß unter dem Deckmantel vermeintlicher
Bedrohungsbilder wie etwa der organisier-
ten Kriminalität unerträgliche Exekutivbe-
fugnisse gefordert werden“, kann Manhart
nur beipflichten. Der letzte Sicherheitsbe-
richt zeige sinkende Kriminalitätsraten.

Leichtfertig

Mit der Unverletzlichkeit des Hausrechtes
und der Achtung des Privatlebens werde
zu leichtfertig umgegangen, kritisiert Man-
hart. Die richterliche Kontrolle und die
Rechtsschutzeinrichtungen seien ungenü-
gend. „Aus meiner bisher gemachten Er-
fahrung heraus kann ich auch nicht glau-
ben, daß vertrauliche Daten auch immer
vertraulich bleiben.“

Die Presse

vom 4. Dezember 1998

Anleger in Österreich genügend geschützt

Die Konkurse von Rieger und Diskont Bank
sind für Österreichs Rechtsanwälte kein
Anlaß, den gesetzlichen Schutz für
Anleger zu verschärfen.

WIEN (SN-wie). Die österreichischen
Rechtsanwälte halten die bestehenden
Kontrollmechanismen für den Anleger-
schutz für ausreichend, sie müßten aber
besser ausgeschöpft werden. Die aktuellen
Dinge seien „Betriebsunfälle, die es leider,
oder Gott sei Dank, in einer Marktwirt-
schaft gebe“, sagte der Rechtsanwalt Max
Eiselsberg am Mittwoch abend.

Der Anleger habe genug Möglichkei-
ten, die Seriosität einer Beratung zu beur-
teilen. Und selbst wenn Geschäfte am
Wirtshaustisch gemacht werden, wofür es
bei der Rieger-Anleihe Hinweise gebe,
sehe das Konsumentenschutzgesetz ein
Rücktrittsrecht innerhalb von einer Woche
vor.

Sein Kollege Wolfgang Leitner, der re-
gelmäßig Anlegerschutzverbände vertritt,
kann dem Ruf nach dem Gesetz zwar
auch wenig abgewinnen. Er ortet aber bei
allen beteiligten Prüfinstanzen schwere
Versäumnisse. Wenn eine Anleihe zu
7,5% begeben werde, obwohl man sich
bei der Bank um die Ecke zu sechs Prozent
Geld besorgen könne, und wenn trotz des
hohen Zinsversprechens dafür auch noch
Werbung gemacht werden müsse, müßten
die Alarmglocken läuten.

Leitner tritt zudem für ein Rotationsprinzip
bei den Abschlußprüfern ein. Dadurch
gäbe es mehr Wettbewerb, das Gegen-
argument, daß eingearbeitete Prüfer weni-
ger Fehler machen, bezeichnete er als
„Unsinn“.

Änderungen mahnen die Anwälte auch
bei der Bankenaufsicht ein. Kammerpräsi-
dent Klaus Hoffmann ist zwar dafür, sie im
hoheitlichen Bereich zu belassen, „aber
man muß von der österreichischen Nach-
lässigkeit wegkommen“. Sein Anforde-
rungsprofil für einen Bankenaufseher: Es
muß ein Fachmann mit praktischer Erfah-
rung im Banken- und Unternehmensbereich
sein, der weitestgehend unabhängig zu
stellen sei.

Die Presse

vom 4. Dezember 1998

„Kontrollor“ für Anleger

Anwaltskammer-Chef Klaus Hoffmann
schlägt einen „kontrollierendenFachmann“
vor, der sich um die Anleger kümmern soll.

WIEN (m.s.) Zum „Anlegerschutz“ mel-
dete sich Mittwoch abend die Wiener
Rechtsanwaltskammer zu Wort. Für Präsi-
dent Klaus Hoffmann sind die gesetzlichen
Kontrollmechanismen für Banken grund-
sätzlich ausreichend. Dennoch stellte er
die Position eines „überverantwortlichen
Fachmanns“ zur Debatte. „Ich will jeman-
den, der die Aufsichtsfunktion wahrnimmt,
auf Zeit gewählt ist, unabhängig ist und
auch Rechenschaft ablegen muß.“

Die Installierung eines solchen „Kontrol-
lors“ sei Aufgabe des Staates. Hoffmann:
„Ich gehe sonst immer für Privatisierung
auf die Barrikaden“, aber in diesem Fall
bestünde die Gefahr, daß „Private korrum-
pierbar“ seien. – „Die suchen das Ge-
schäft und nehmen ihre objektive Aufsicht
nicht wahr.“

Zur Rolle des Aufsichtsrates der Rieger
Bank sagte Hoffmann: „Der Aufsichtsrat
hat nicht dem entsprochen, was sich der
Gesetzgeber erwartet.“

Anwalt Maximilian Eiselsberg verwies dar-
auf, daß die österreichischen Banken „das
sogenannte Privatkundengeschäft bis vor
wenigen Jahren teils nicht beherrscht und
teils nicht betrieben haben.“ Und er erin-
nerte daran, daß bei mangelhafter Bera-
tung durch einen Anlageberater Schaden-
ersatz eingeklagt werden könne. Der Ad-
vokat Wolfgang Leitner machte darauf auf-
merksam, daß in Sachen Kapital- und
Wertpapierrecht „ein deutliches Bildungs-
defizit des Publikums“ bestehe.

Ähnlich berichteten Standard, Kurier und
Wirtschaftsblatt.
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Disziplinarrecht

7553

§ 9 Abs 1 RAO; § 2 RL-BA –
Verteidigungsmittel, Gewissen und Druckmittel

Wenn Kriminalbeamte in einem Mordfall, wenn
auch abgeschwächt, im wesentlichen zugeste-
hen, daß sie – entgegen § 202 StPO und damit
unter Verletzung des Art 6 MRK – versucht hat-
ten, den Mandanten des Besch durch Verspre-
chungen, Vorspiegelungen oder Drohungen zu
einem Geständnis zu bewegen, war der Besch
jedenfalls berechtigt, zur Hintanhaltung ähnli-
chen Verhaltens bei der Hausdurchsuchung eine
DisAnzeige anzudrohen.

Anders sind Äußerungen des Besch zu beurtei-
len, wenn dieser sinngemäß bereits das Ergebnis
eines allfälligen DisVerfahrens mit den Worten,
er werde dafür sorgen, daß die beiden Beamten
nicht mehr arbeiten (dh ihren Beruf ausüben)
können, vorweg genommen hätte.

OBDK 25. 5. 1998, 13 Bkd 1/98

Aus den Gründen:

Nach § 9 Abs 1 RAO ist der RA befugt (und aufgrund des zivil-
rechtlichen Mandates verpflichtet – 1 Ob 250/97i) alles, was er
nach dem Gesetz zur Vertretung seiner Partei für dienlich erachtet,
unumwunden vorzubringen und Angriffs- und Verteidigungsmittel
in jeder Weise zu gebrauchen, welche seinem Auftrag, seinem
Gewissen und dem Gesetz nicht widersprechen. Damit überein-
stimmend normiert § 2 RL-BA, daß der RA nur solche Mittel anwen-
den darf, die mit Gesetz, Anstand und Sitte vereinbar sind; er darf
weder Ansprüche mit unangemessener Härte verfolgen, noch sach-
lich nicht gerechtfertigte Druckmittel ankündigen oder anwenden.
Schon daraus folgt, daß der RA nicht jede Drohung mit einer Straf-
oder DisAnzeige disziplinär zu verantworten hat (AnwBl 1978,
314; vgl für das Verfassen solcher Anzeigen Lohsing/Braun,
Österr Anwaltsrecht2, 114 mwN in FN 476).

In diesem Zusammenhang rügt der DB zutreffend, daß die Feststel-
lungen mit dem im Spruch erhobenen Schuldvorwurf nicht überein-
stimmen. Nach den Feststellungen erklärte der DB am Telefon, er
werden dafür sorgen, daß die KrB nicht mehr arbeiten können
bzw Probleme haben werden. Nach dem Wortlaut des Schuld-
spruches wird ihm aber vorgeworfen, er habe die Äußerung abge-
geben, er werde dafür sorgen, daß die beiden ihren Beruf nicht

mehr ausüben werden können. Wenn auch dem DB nicht gefolgt
werden kann, daß die Feststellung „er werde dafür sorgen, daß
die KrB nicht mehr arbeiten können“ nicht den gleichen Sinn- und
Wesensgehalt hat wie der Schuldvorwurf „er werde dafür sorgen,
daß die beiden ihren Beruf nicht mehr ausüben werden können“,
übersah der DR, daß der DB gem den Feststellungen nach dieser
Ankündigung mit den Worten fortsetzte „bzw Probleme haben
(werden)“. Wenn auch dem Wort „beziehungsweise“ ein mehrfa-
cher Bedeutungsinhalt zukommt („oder vielmehr besser gesagt“,
sinnverwandt mit „oder“ sowie „und im anderen Fall“ – siehe dazu
Duden, Bedeutungswörterbuch2, 144; Duden, Das große Wörter-
buch der Deutschen Sprache2, 524; Brockhaus/Wahrig, Deut-
sches Wörterbuch, 675) kommen hier nach dem Sinnzusammen-
hang nur die beiden zuerst angeführten Bedeutungen in Betracht.
Entweder wollte sich der DB nicht festlegen, was er damals telefo-
nisch wirklich sagte, oder die Wortfolge „bzw Probleme haben
werden“ stellte sich dem Sinne nach als „oder vielmehr besser ge-
sagt“ als Einschränkung (nähere Präzisierung) der Aussage „er
werde dafür sorgen, daß die beiden nicht mehr arbeiten können“
dar.

Diese Nichtübereinstimmung zwischen Schuldspruch und Feststel-
lungen ist aber auch wesentlich. Betrachtet man die Vorgeschichte
des Telefonates, so konnte und mußte der DB davon ausgehen,
daß die beiden von ihm beschuldigten KrB entgegen § 202 StPO
und damit unter Verletzung des Art 6 MRK durch Versprechungen,
Vorspiegelungen oder Drohungen versucht hatten, seinen Man-
danten zu einem Geständnis zu bewegen. Da dieses von den bei-
den KrB, wenn auch abgeschwächt, im wesentlichen zugestande-
ne Verhalten am Tag der Hausdurchsuchung und damit des inkri-
minierten Telefonates erfolgte, war der DB jedenfalls berechtigt,
zur Hintanhaltung ähnlichen Verhaltens bei der Hausdurchsuchung
eine DisAnzeige anzudrohen. Aufgrund des vorhergehenden Ver-
haltens der KrB verstieße eine solche Ankündigung dann aber
noch nicht gegen § 9 Abs 1 RAO oder § 2 RL-BA. Anders wäre
aber das Verhalten des DB zu beurteilen, wenn dieser über die
sinngemäße Ankündigung einer DisAnzeige hinaus bereits das
Ergebnis eines solchen DisVerfahrens mit den Worten, er werde
dafür sorgen, daß die beiden nicht mehr arbeiten (dh ihren Beruf
ausüben) können, vorweggenommen hätte. Darin würde im Zusam-
menhang mit der rechtmäßig vorgenommenen Hausdurchsuchung
die Drohung liegen, er – der DB – würde wegen des vorhergehen-
den Verhaltens (nicht wegen des während der Hausdurchsuchung
allenfalls zu befürchtenden) alles daran setzen, die Außerdienst-
stellung der beiden KrB zu betreiben. Eine solche Ankündigung
kann aber nur dahin verstanden werden, die KrB bei Durchführung
der Hausdurchsuchung zugunsten des Mandanten des DB zu
beeinflussen, ein Verhalten, das sowohl gegen § 9 Abs 1 RAO als
auch gegen § 2 RL-BA verstieße.

Zur Klarstellung, welche Äußerungen der DB beim inkriminierten
Telefonat nun tatsächlich gemacht hat, bedarf es jedenfalls auch
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der Verlesung des gegen ihn geführten Strafaktes und der Einver-
nahme der KrB, die das Telefonat entgegengenommen haben.

Anmerkung:

Der Fall ist ungemein interessant: Zunächst hat die OBDK nach
Erörterung der mehrfachen Bedeutung eines Wortes („beziehungs-
weise“) unter Einengung der Bedeutung im Sinnzusammenhang
die Interpretation der Äußerung in eine einzige Richtung festge-
legt. Da aber Schuldspruch und Feststellungen des DR diesbezüg-
lich nicht übereinstimmen und auch nicht klar genug feststeht, ob
die telefonische Drohung bloß die Einbringung einer DisAnzeige
oder die Androhung der bezweckten Einstellung der Berufsaus-
übung betraf, hat die OBDK das erstinstanzliche Erk aufgehoben
und dem DR nach Verfahrensergänzung die neuerliche Entschei-
dung aufgetragen.

Bei nochmaligem Lesen der E fällt auf: Die – zulässige – Andro-
hung der DisAnzeige betraf nicht nur die behauptete (und von den
KrB im wesentlichen, wenngleich abgeschwächt zugestandene)
Gesetzwidrigkeit (§ 202 StPO), sondern auch die „Hintanhaltung“
eines ähnlichen Verhaltens bei der HD; damit wird die DisAnzeige
nicht nur wegen begründeten Verdachtes eines ungesetzlichen frü-
heren Verhaltens, sondern auch als Mittel zur Verhinderung ähnli-
chen künftigen Verhaltens gerechtfertigt.

Die „Sorge“ des Anzeigers, daß den beiden allenfalls Angezeig-
ten als Ergebnis des DisVerfahrens die Berufsausübung unmöglich
gemacht werde, ist – auch wenn der Anzeiger „alles daran setz-
te“, dieses Ziel zu erreichen – eine verhältnismäßig geringe, weil
ein DisVerfahren aufgrund einer DisAnzeige zwar beginnen kann,
aber dem Anzeiger in der Regel, so auch im Beamtendienst- und/
oder DisRecht keine weiteren Verfahrensrechte zustehen und eine
allfällige Zeugenaussage des Anzeigers ohnehin unter Wahrheits-
pflicht steht. Unter der – hier nur sinngemäßen – Ankündigung, der
Anzeiger würde alles daransetzen, die „Außerdienststellung“ der
KrB zu betreiben, kann nur deren herbeigewünschte Suspendie-
rung schon während eines DisVerfahrens gemeint sein; aber auch
eine solche vorläufige Dienstfreistellung als einstw Maßnahme un-
terliegt nicht dem Einfluß oder gar der Entscheidung des Anzei-
gers.

Während die bloße Androhung der DisAnzeige zugelassenerwei-
se auch die Verhinderung einer Wiederholung des inkriminierten
Verhaltens in der Zukunft betrifft, wird vom erkennenden Senat
die – noch nicht klar festgestellte – Äußerung, der Besch als DisAn-
zeiger würde dafür „sorgen“, daß die beiden (KrB) nicht mehr ar-
beiten können, als Beeinflussung der KrB zugunsten des Mandan-
ten (bei der HD) gedeutet. Das scheint aber eine Überschätzung zu
sein, wenngleich freilich eine dadurch verursachte Beeinflussung
der KrB hypothetisch nicht ausgeschlossen werden kann. Diesfalls
käme es allenfalls darauf an, ob der DisAnzeiger seine verfahrens-
rechtliche Stellung und seinen Einfluß in dem durch seine Anzeige
eingeleiteten DisVerfahren nicht maßlos überschätzt hat.

Wenn hier aber nicht eine bloß zu selbstbewußte und überzo-
gene Meinung über die, recht besehen, eher geringen eigenen
Möglichkeiten des Anzeigers, den Anzuzeigenden durch eine
DisAnzeige die Beendigung der Berufsausübung (Dienstentlas-
sung?, strafweise Versetzung in den Ruhestand?) zu bescheren,
vorliegt, ist dann die dennoch ernst genommene Ankündigung
schwerer beruflicher Nachteile durch das Ergebnis eines vom
Besch initiierten DisVerfahrens gegen die Beamten auch schon
eine „Beeinflussung“ der Beamten bei „Durchführung der HD
zugunsten des Mandanten“ des Besch? Ist nicht hier davon auszu-
gehen, daß je nach der Schwere der behaupteten und abge-
schwächt zugegebenen Beschuldigungen die Beamten nicht über-
haupt suspendiert, sondern nur von der Bearbeitung des konkreten
Falles abgezogen werden, was auch als Konsequenz einer Befan-
genheit eintreten könnte?

MaW: Ist die Drohung mit einem objektiv kaum tauglichen Mittel
schon dann unzulässig, wenn sie bei den Bedrohten dennoch
Furcht (und Beeinflussung bei der Amtsausübung) bewirkt?

Da die abschließenden Feststellungen über den Wortlaut der An-
drohung noch nicht getroffen sind, läßt sich als Zwischenergebnis
formulieren, daß die Begründung des OBDK-Senates nicht ganz
befriedigt – die dagegen aufgeworfenen Fragen aber auch nicht.
Daher war es wirklich am besten, daß die OBDK eine noch einge-
hendere Klärung des Sachverhaltes angeordnet hat.

Strigl

7554

Art 10 Abs 2 EMRK; § 9 RAO –
beleidigende Äußerung

In erkennbar beleidigender Absicht vorgetrage-
ne Äußerungen genießen nicht den Schutz der
freien Meinungs-Äußerung des Art 10 Abs 2
EMRK.

OBDK 22. 6. 1998, 16 Bdk 5/98 in D 6/97

Aus den Gründen:

Vorliegend wurde festgestellt (und geahndet), daß der Besch in ei-
ner mündlichen Streitverhandlung geäußert hat, die Richterin wäre
als Zivilrichterin völlig ungeeignet, habe kein Gefühl, sie habe sich
bei sämtlichen Verhandlungen, in denen der Besch als Vertreter in-
terveniert habe, unqualifiziert verhalten.

Art 10 MRK statuiert das verfassungsgesetzlich gewährleistete
Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht erfordert beson-
dere Zurückhaltung bei der Beurteilung einer Äußerung eines Pro-
zeßvertreters als strafbares Disziplinarvergehen. Voraussetzung
dafür, daß eine – auch pointiert vorgetragene – Äußerung in die-
sem Sinne gerechtfertigt ist, sei jedoch, daß sie sich konkret auf ein
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Tatsachensubstrat bezieht. Demgegenüber waren die festgestellten
Äußerungen, die in ihrer Gesamtheit betrachtet werden müssen,
nicht fallbezogen, sondern sie stellten eine pauschalierende Verun-
glimpfung dar, die in dieser Form sachlich nicht gedeckt und also
auch nicht vom Recht der freien Meinungsäußerung umfaßt sind.
Unsachliche und – bei einer Gesamtbetrachtung – in erkennbar
beleidigender Absicht vorgetragene Äußerungen genießen nicht
den Schutz der Meinungsäußerung, da – wie aus Art 10 Abs 2
EMRK (vgl zu diesem etwa VfSlg 12.868/91) hervorgeht – in
einer demokratischen Gesellschaft ein dringendes soziales Bedürf-
nis besteht, das Ansehen der Rechtsprechung zu wahren (VfGH
AnwBl 1996, 99). Das Abgleiten von der sachlichen Argumenta-
tion in pauschalierende Polemik trägt nicht zur Rechts- und Wahr-
heitsfindung bei (vgl OGH ecolex 1997, 156: Beleidigung des
Gerichts I und II).

Art 10 Abs 2 MRK gestattet Ausnahmen vom Recht auf freie Mei-
nungsäußerung, wenn sie – wie hier – vom Gesetz vorgeschrieben
sind und in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse (ua) des
Schutzes des guten Rufs anderer oder des Ansehens und der Un-
parteilichkeit der Rechtsprechung unentbehrlich sind. Das trifft hier
zu, weil es (auch) in einer demokratischen Gesellschaft notwendig
ist, die Gerichte vor beleidigenden Anwürfen zu schützen.

Die konkrete Äußerung betrifft nicht die Kritik an einer bestimmten
Prozeßhandlung oder eine -führung, sondern ist unsubstantiell und
schlicht beleidigend. Ein zielgerichtetes prozessuales Angriffs- bzw
Abwehrvorbringen ist darin nicht enthalten (AnwBl 1992, 479).
Die uneingeschränkte (persönliche, geistige und fachliche) Eig-
nung ist (Grund-)Erfordernis für den Richterberuf (s §§ 2ff RDG,
s auch 236 BlgNR XVII. GP 1597 BlgNR 18. GP, S 37). Der Beru-
fungshinweis, daß die verfahrensgegenständliche Äußerung zu ei-
ner Änderung des Verhaltens der angegriffenen Richterin geführt
hätte, ist einerseits unüberprüfbar und belegt andererseits damit
keineswegs die Berechtigung der Äußerung, weil auch falsche und
völlig verfehlte Angriffe den davon Betroffenen (aus welchen Grün-
den immer) zu einer Verhaltensänderung zwingen können.

Sollte der DB meinen, er habe nicht beabsichtigt, eine Person zu
beleidigen, kommt dem keine Bedeutung zu (SZ 35, 122, 5 Ob
129/92 uva). Die vorliegende Äußerung war daher nicht hinzu-
nehmen (ÖJZ 1993, 566/15 = AnwBl 1993, 31 mit Anm v Strigl).

Anmerkung:

Diese sehr gründliche und lesenswerte Begründung der OBDK im
Zusammenhang mit dem schönen OGH-Satz (als Zitat ecolex
1997, 156), wonach das Abgleiten von der sachlichen Argumen-
tation in pauschalierende Polemik nicht zur Rechts- und Wahrheits-
findung beiträgt, bedürfen keiner weiteren Erläuterung. Es ist, kurz
gesagt, auch ständige Judikatur des VfGH, daß Beleidigungen
grundsätzlich nicht unter die Meinungsfreiheit fallen.

Strigl

Standesrecht
7555

§ 28 RAO – mittlerweiliger Stellvertreter, Enthebung
Art 6 EMRK – „Kernbereich“ civil rights

1. Die Bestellung und – mangels Existenz einer
anderslautenden gesetzlichen Anordnung – auch
die Enthebung eines mittlerwStv fällt in den Wir-
kungskreis des RAK-Ausschusses.

2. Nach dem vom VfGH in der jüngeren Judika-
tur wiederholt vertretenen (im Vergleich zum
EGMR restriktiven) Standpunkt genügt die nach-
prüfende Kontrolle des VfGH und VwGH (nur)
bei jenen Ansprüchen und Verpflichtungen, die
nicht dem „Kernbereich“ der civil rights oder nur
deren Auswirkungen zuzuzählen sind: hingegen
muß über den Kernbereich der civil rights ein
dem Art 6 EMRK entsprechendes Tribunal in der
Sache selbst zu entscheiden haben.

Die Bestellung und Enthebung eines mStv läßt
sich nicht als dem „Kernbereich“ des Zivilrechtes
zugehörend qualifizieren.

Wenn die OBDK mangels ausdrücklicher Anord-
nung im Gesetz nicht Berufungsbehörde ist und
in einer solchen Angelegenheit die bei ihr erho-
bene „Beschwerde“ zu Recht zurückwies, ist der
Bf nicht in seinem verfassungsgerichtlich ge-
währleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem
gesetzlichen Richter verletzt.

VfGH 9. 6. 1998, B 227/97, OBDK 4. 11. 1996, Bkv 7/96

Aus den Gründen:

ad 1.

Gem § 28 Abs 1 lit h RAO gehört die Bestellung eines mStv in den
von der RAO oder dem DSt angeordneten Fällen zum Wirkungs-
kreis des Ausschusses der zuständigen RAK. Abs 2 des § 28 RAO
ordnet an, daß dem Ausschuß (der zuständigen RAK) außerdem
alle Aufgaben obliegen, die nicht durch Gesetz einem anderen
Organ zugewiesen sind. Da eine anderslautende gesetzliche
Anordnung nicht existiert, fällt die Zuständigkeit zur Enthebung
eines mStv somit in den Wirkungskreis des Ausschusses. Gem § 18
Abs 3 der GeO für die X-RAK und deren Ausschuß vom 19. 6.
1986 idF des Beschlusses der Vollversammlung der X-RAK vom
5. 5. 1993 (im folgenden: GeO X-RAK) ist der Ausschuß der
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X-RAK berechtigt, vor der Bestellung und nach derselben Erhebun-
gen zu pflegen, den mStV zu entheben und einen anderen zu
bestellen.
ad 2.
Soweit das – nicht sehr deutlich formulierte – Beschwerdevorbrin-
gen dahingehend zu verstehen ist, daß aufgrund der Verfassungs-
bestimmung des Art 6 EMRK ein Rechtszug gegen die Entschei-
dung des Ausschusses einer RAK betreffend die Enthebung eines
mStv an ein Tribunal iS dieser Konventionsbestimmung von Verfas-
sungs wegen geboten wäre, so vermag der VfGH diesem Vorbrin-
gen nicht zu folgen: Der VfGH hat in seiner jüngeren Judikatur –
beginnend mit VfSlg 11.500/1987 – wiederholt den (im Ver-
gleich zum EGMR restriktiveren) Standpunkt vertreten, daß (nur)
über jene Ansprüche und Verpflichtungen, die zum „Kernbereich“
der civil rights zu zählen seien, ein den Anforderungen der Art 6
EMRK entsprechendes Tribunal in der Sache selbst zu entscheiden
habe, und daß in solchen traditionell der Ziviljustiz zuzuzählenden
Angelegenheiten die (bloß) nachprüfende Kontrolle des VwGH
und des VfGH nicht hinreiche. Dies gelte für Entscheidungen über
zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen selbst, wie etwa die

Entscheidung über den Ersatz von Jagd- und Wildschäden (vgl
dazu zB VfSlg 11.591/1987), die Schlichtung von Streitigkeiten
über eine Vertragsauslegung durch eine Schiedskommission nach
dem ASVG (vgl VfSlg 11.729/1988 und 12.083/1989) bzw
dem Krankenanstaltenrecht (vgl dazu VfSlg 13.001/1992), die
Entscheidung über den Ersatz von Pflege- und Sondergebühren
(vgl VfSlg 12.470/1990), die Entscheidung von Streitigkeiten
über die Angemessenheit des Pachtzinses (VfSlg 12.003/1989
zum Kleingartengesetz) oder den Zuspruch einer Enteignungsent-
schädigung (vgl VfSlg 11.760/1988 und 11.762/1988). Hinge-
gen genüge für Entscheidungen über Streitigkeiten, die über zivil-
rechtliche Ansprüche und Verpflichtungen nur in ihren Auswirkun-
gen, also nicht über „civil rights“ selbst, entstanden seien, wie zB
die Erteilung bzw Versagung einer Bewilligung zum Bau eines
Hauses (vgl zB VfSlg 11.500/1987) oder einer Straße (VfSlg
11.645/1988), einer Bewilligung nach § 13 des Viehwirtschafts-
gesetzes (VfSlg 12.082/1989), den Entzug einer Apothekenkon-
zession (VfSlg 11.937/1988), die Festsetzung eines Entgeltes für
einen nach § 80 Abs 8 BDG 1979 zugewiesenen Parkplatz (VfSlg
12.929/1991), die Untersagung der Bewilligung der Beschäfti-
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gung von Ausländern (VfSlg 13.505/1993) oder die Zuerken-
nung von Pensionen (VfSlg 14.210/1995) die nachprüfende Kon-
trolle des VfGH und des VwGH.

Vor dem Hintergrund dieser gefestigten Rsp läßt sich die Entschei-
dung hinsichtlich der Bestellung und der Enthebung eines mStv
nicht als zum „Kernbereich“ des Zivilrechts gehörend qualifizieren.
Der VfGH sieht sich daher auch aufgrund des Beschwerdevor-
bringens nicht veranlaßt, ein Verfahren zur Prüfung der Verfas-
sungsmäßigkeit der im vorliegenden Beschwerdefall präjudiziellen
Bestimmungen des § 28 RAO einzuleiten.

Der VfGH hegt aus der Sicht des vorliegenden Beschwerdefalles
auch keine Bedenken ob der Gesetzmäßigkeit des § 18 Abs 3
GeO X-RAK. Der Gerichtshof hat keinen Zweifel, daß diese Vor-
schrift in § 28 Abs 2 RAO ihre gesetzliche Deckung findet. Er sieht
sich daher nicht veranlaßt, von Amts wegen ein Verfahren zur Prü-
fung der Gesetzmäßigkeit dieser Bestimmung einzuleiten.

Aus dem Gesagten folgt, daß der Bf in seinen Rechten wegen An-
wendung rechtswidriger genereller Normen nicht verletzt wurde.

Eine Verletzung des Bf in verfassungsgesetzlich gewährleisteten
Rechten liegt ebenfalls nicht vor. Die OBDK ist – wie sich schon ar-
gumentum e contrario aus § 5a RAO ergibt – hinsichtlich der Ent-
scheidungen von Ausschüssen der RAK nur dann Berufungsbehör-
de, wenn eine gesetzliche Vorschrift dies ausdrücklich anordnet.
Solches ist jedoch hinsichtlich der in Rede stehenden Angelegen-
heit nicht geschehen, weshalb die Zurückweisung der bei der
OBDK erhobenen „Beschwerde“ zu Recht erfolgte.

Der Bf wurde daher durch den bekämpften Zurückweisungsbe-
schluß nicht in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht
auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtslage vermag der VfGH nicht zu
erkennen, daß der Bf durch den Gesetzesvollzug in durch Art 6
EMRK verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten verletzt
wurde.

Anmerkung:

1. Dieses VfGH-Erk ist schon deswegen merk-würdig, weil es eine
übersichtliche Aufzählung einerseits von „Kernbereich“-Fällen von
civil rights enthält, in denen schon in der Sache selbst ein „Tribu-
nal“ (Art 6 EMRK) entscheiden muß, und andererseits Fälle jener
anderen Gruppe aufzählt, in denen in der Sache selbst kein Tribu-
nal erforderlich ist, weil die nachprüfende Kontrolle durch ein
Höchstgericht genügt.

2. Da der RAK-Ausschuß zwar Verwaltungsbehörde ist, aber das
AVG (mit grundsätzlich vorgesehener Berufung oder Beschwerde)
ebenso grundsätzlich auf das Verfahren vor dem Ausschuß der
RAK, einer Körperschaft öffentlichen Rechtes, nicht anzuwenden ist
(vgl Art II 31 EG-AVG) und demnach eine Berufung nur in den aus-
drücklichen Ausnahmsfällen der RAO zulässig ist, kann die Zurück-
weisung eines in anderen Fällen unzulässigen RM begrifflich das
Recht auf den gesetzlichen Richter nicht verletzen. Von der Ausnah-

me gibt es bereits Ausnahmen: in den Fällen von – nach der Judi-
katur des VfGH zulässigen Feststellungsbescheiden über Anrech-
nung von Praxisarten und Praxiszeiten nach § 2 RAO – ist eine Be-
rufung an die OBDK – auch dort, wo es sich nicht um die Verwei-
gerung der Bestätigung der „RA-Praxis“ im engeren Sinn (s § 3
Abs 4 letzter Satz RAO) handelt – zulässig, so daß nach deren Be-
rufungsentscheidung der Instanzenzug ausgeschöpft und der Be-
schwerdeweg an den VfGH offen ist. Weiters hat die OBDK aus-
gesprochen, daß gegen einen auf § 34 Abs 1 gestützten Bescheid
des Ausschusses betreffend die Löschung eines RA aus der Liste –
obwohl hier, anders als bei RA-Ges (§ 1a Abs 4 RAO) und bei
ReAA (§ 30 Abs 4 RAO) ein Berufungsrecht gegen die Löschung
aus der RA-Liste im Gesetz nicht vorkommt – bei verfassungskonfor-
mer Interpretation des § 34 Abs 1 RAO die Berufung zulässig ist
und § 5a RAO auch in diesen Fällen sinngemäß anzuwenden ist
(Bkv 1/97, AnwBl 97, 835).

Strigl

7556

§ 2 RAO – Ersatz- oder Alternativpraxis
Die Tätigkeit bei einer Rechtsschutzversicherung
(AG) ist für die zur Ausübung der RA-schaft
erforderliche praktische Verwendung nicht an-
rechenbar.

OBDK 12. 12. 1997, Bkv 8/97

Aus den Gründen:

Es mag durchaus zutreffen, daß die Verwendung eines jungen Ju-
risten bei einer Rechtsschutzversicherung, auch wenn die Ausbil-
dung dabei nur auf ein Spezialgebiet beschränkt ist, eine für die
Ausübung der RA-schaft dienliche Tätigkeit ist und damit das ge-
setzliche Erfordernis der „Dienlichkeit“ iSd § 2 Abs 1 erster Satz
zweiter Halbsatz RAO erfüllen kann. Die zitierte Gesetzesstelle
zählt jedoch jene Verwendungen, die als Alternativ- oder Ersatz-
praxis in Betracht kommen, taxativ auf; in Betracht kommt darnach
nur die Tätigkeit bei einer Verwaltungsbehörde, an einer Hoch-
schule oder bei einem beeideten Wirtschaftsprüfer und Steuerbera-
ter.
Die beiden letztgenannten Alternativen (Hochschule; beeideter
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater) scheiden vorliegend von
vornherein aus.
In bezug auf die erstgenannte Alternative trifft es zwar zu, daß die
OBDK in jüngerer Zeit, der Judikatur des VfGH folgend, den Be-
griff der Verwaltungsbehörde nicht formell-administrativ, sondern
funktionell dahin auslegt, daß sowohl die Verwendung bei einem
Landesvolksanwalt als auch die Tätigkeit bei einer Kammer oder
einem Sozialversicherungsträger hievon erfaßt werden, weil diese
Institutionen entweder im Grenzbereich zwischen Legislative und
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Verwaltung angesiedelt oder Körperschaften öffentlichen Rechts
sind, deren Zweck und Funktion denen einer Verwaltungsbehörde
zwar nicht gleichkommen, aber doch ähnlich sind. Diese Erwägun-
gen können jedoch in bezug auf eine private Versicherungsgesell-
schaft, wie vorliegend die Y-Vers. AG, nicht zum Tragen kommen,
ist doch eine derartige Einrichtung – auch bei weitester Aus-
legung – in keiner Weise funktionell mit einer Verwaltungsbehörde
vergleichbar oder auch nur einer solchen ähnlich. Unbeschadet
der Dienlichkeit der Tätigkeit für die spätere Ausübung der
RA-schaft kommt demnach eine Anrechnung der praktischen Ver-
wendung bei einer derartigen Einrichtung (vgl hiezu bereits Bkv
3/86 [private Versicherungsgesellschaft]) – ebenso wie etwa bei
einer Bank (vgl Bkv 5/95) oder als Leiter der Personal- und Rechts-
abteilung eines Großunternehmens (vgl Bkv 5/93; Bkv 4/94;
VfGH B 2425/95) – auch bei verfassungskonformer Auslegung
des § 2 Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz RAO – kraft Gesetzes
nicht in Betracht.

Gegen die Anordnung des § 2 Abs 1 iVm § 2 Abs 2 und 3 RAO,
wonach angehende RAe Rechtskenntnisse und sonst für den Beruf
des RA erforderliche Kenntnisse und Fähigkeiten vornehmlich bei
einem inländischen RA und bei Gericht zu erwerben haben und
nur in eingeschränktem Maße eine Ausbildung in anderen Beru-
fen – bei denen eine fachspezifische Aus- und Weiterbildung ge-
sichert ist – zulässig ist, bestehen, wie der VfGH in seinem Erk
B 2425/95 ausgesprochen hat, keine verfassungsrechtlichen Be-
denken.

Anmerkung:

Die nach Abzug von mindestens 3 Jahren Praxis bei einem RA und
9 Monaten Gerichtspraxis auf die Gesamtpraxis von 5 Jahren feh-
lenden restlichen 15 Monate können – außer natürlich bei RA oder
Gericht – auch bei einer Verwaltungsbehörde, an einer Hochschu-
le oder bei einem Wirtschaftsprüfer „geschöpft“ werden. Nach
ständiger Judikatur läßt sich eine private Versicherungsgesell-
schaft, eine Bank, ein großes Wirtschaftsunternehmen – kurz
gesagt: Ausbildungsstellen, die zB durch deren Rechtsabteilung
durchaus als fachlich qualifizierte Ausbildungsstellen in Frage kom-
men – nicht unter die drei Varianten der sog Ersatz- oder Alter-
nativpraxis subsumieren, weil das Kriterium der „Dienlichkeit“ für
die spätere Ausübung der RA-schaft keine entsprechende Rolle
spielt.

Die Aufzählung des § 2 Abs 1 RAO ist eine taxative, dh andere als
dort genannte Tätigkeiten dürfen nicht auf die praktische Verwen-
dung angerechnet werden (zB Bkv 6/90, AnwBl 91, 563). Damit
nicht im Widerspruch steht die der Rechtsansicht des VfGH ent-
sprechende OBDK-Judikatur über die Anrechnung einer rechtsbe-
ruflichen Tätigkeit in Kammern (zB Wirtschaftskammer, Arbeiter-
kammer etc), Sozialversicherungsträgern, Volksanwaltschaften
oder dgl.

Strigl

Gebührenrecht
7557

§ 48 BAO
Der VwGH teilt die Auffassung, daß sich aus § 48
BAO nicht die Verpflichtung Österreichs ergibt,
unter den von der bel Beh genannten Vorausset-
zungen „automatisch“ eine Steuerfreistellungs-
maßnahme vorzunehmen. Dies folgt schon aus
dem Tatbestandsmerkmal der „Erforderlichkeit“,
die anhand der im erwähnten Zusammenhang
von Lehre und Rsp entwickelten Kriterien zu be-
urteilen ist. Diese Überlegung bildet aber keine
Grundlage für die Auffassung der bel Beh, eine
Entlastungsmaßnahme unter dem Gesichtspunkt
der „Erforderlichkeit zur Erzielung einer den
Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden
Behandlung“ setze einen Notenaustausch oder
ein entsprechendes Verhandlungsprotokoll vor-
aus. Das Gesetz knüpft an dieses formelle Erfor-
dernis nicht an.

VwGH 29. 1. 1998, 95/15/0043

Gem § 48 BAO kann das BMF bei Abgabepflichtigen, die der
Abgabenhoheit mehrerer Staaten unterliegen, soweit dies zur Aus-
gleichung der in- und ausländischen Besteuerung oder zur Erzie-
lung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden
Behandlung erforderlich ist, anordnen, bestimmte Gegenstände
der Abgabenerhebung ganz oder teilweise aus der Abgabepflicht
auszuscheiden oder ausländische, auf solche Gegenstände entfal-
lende Abgaben ganz oder teilweise auf die inländischen Abgaben
anzurechnen.
Die zit Vorschrift gestattet – unter der Voraussetzung, daß der
Abgabepflichtige der Abgabenhoheit mehrerer Staaten unterliegt –
die Anordnung bestimmter steuerlicher Entlastungsmaßnahmen,
soweit dies
– zur Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung
oder
– zur Erzielung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit
entsprechenden Behandlung erforderlich ist.
Diese Kriterien stellen die Rechtsvoraussetzungen der Entsteuerung
nach § 48 BAO dar; daneben vermitteln sie durch die Formulie-
rung der mit der Regelung verfolgten Ziele die Leitlinien für die Aus-
übung des durch die Vorschrift eingeräumten Ermessens (vgl zB Erk
14. 3. 1990, 89/13/0115; Stoll, BAO-Kommentar 509 mwN).
Das Tatbestandsmerkmal „Abgabenhoheit mehrerer Staaten“ ist
im Beschwerdefall nicht strittig.
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Die Zulässigkeit einer Entlastungsmaßnahme unter dem Gesichts-
punkt des „Erfordernisses der Ausgleichung der in- und ausländi-
schen Besteuerung“ wird von Lehre und Rsp bejaht, wenn „echte
internationale Doppelbesteuerung“ vorliegt; darunter wird die Er-
hebung gleicher oder gleichartiger Steuern von demselben Zeit-
raum verstanden (vgl zB Loukota, Vermeidung internationaler Dop-
pelbesteuerungen gem § 48 BAO, FS Stoll 407, 410; Jirousek,
Unilaterale Maßnahmen zur Steuerentlastung gem § 48 BAO,
ÖStZ 1985, 44f; Urtz, § 48 BAO und die Methoden zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung in Gassner/Lang/Lechner, Die
Methoden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 359, jeweils
mwN).

Die bel Beh hat in der Begründung des angefochtenen Bescheides
keine Feststellungen über die im vorliegenden Zusammenhang
relevanten Regelungen des niederländischen Umsatzsteuerrechtes
getroffen. Ihrem Bescheid ist aber auch nicht zu entnehmen, daß
sie das Vorliegen der Rechtsvoraussetzung „Erfordernis der Aus-
gleichung der in- und ausländischen Besteuerung“ verneint hätte.
Nach der Aktenlage, insbesondere den von der Bf vorgelegten
Auskünften der niederländischen Finanzverwaltung über das nie-
derländische USt-Recht, werden von niederländischen Reiseveran-
staltern besorgte Leistungen, auch wenn diese im Ausland erbracht
werden, am Sitz des Reiseveranstalters (in den Niederlanden) be-
steuert; hingegen erfolgt im Hinblick auf die Regelungen betreffend
den Leistungsort keine Besteuerung der Leistungen ausländischer
Reiseveranstalter, die in den Niederlanden keine Betriebsstätte
haben, auch wenn die besorgte Reiseleistung in den Niederlanden
erbracht wird.

Nach § 3 Abs 13 UStG 1972 gelten die Besorgung von Beförde-
rungs-, Umschlags- und Lagerleistungen sowie die im eigenen
Namen und für fremde Rechnung erbrachten Leistungen der Reise-
büros und Werbungsmittler insoweit als im Inland ausgeführt, als
die besorgten Leistungen im Inland bewirkt werden. Nach dieser –
bis zum Inkrafttreten des UStG 1994 und somit im gesamten Streit-
zeitraum geltenden – Regelung unterliegen somit Leistungen, die
von einem in den Niederlanden ansässigen Reiseveranstalter be-
sorgt und in Österreich erbracht werden, der USt-Pflicht in Öster-
reich, auch wenn der Reiseveranstalter keine Betriebsstätte in
Österreich unterhält. Ebenso unterliegen diese Leistungen der nie-
derländischen Umsatzbesteuerung.

Von den oben dargelegten Annahmen über die Rechtslage in den
Niederlanden ausgehend wird somit ein und dieselbe Leistung des
niederländischen Reiseveranstalters in Österreich und in den Nie-
derlanden der USt unterzogen; es liegt „echte internationale Dop-
pelbesteuerung“ und somit die Rechtsvoraussetzung „Erfordernis
der Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung“ iSd § 48
BAO vor. Davon dürfte auch die bel Beh ausgehen, die sich in der
Begründung des angefochtenen Bescheides mit Fragen der Ermes-
sensübung, die dem Ziel der Ausgleichung der in- und ausländi-

schen Besteuerung zuzuordnen sind, auseinandersetzt. Sie vertritt –
unter Berufung auf das Erk 14. 3. 1990, 89/13/0115 – die Auf-
fassung, es sei die Aufgabe des Wohnsitzstaates, für eine Vermei-
dung der Doppelbesteuerung bei den gebietsansässigen AbgPfl zu
sorgen. Eine positive Ermessensentscheidung zugunsten eines in
den Niederlanden ansässigen AbgPfl wäre daher nicht sachge-
recht.

Im vorzit Erk hat der VwGH – im Zusammenhang mit dem Antrag
einer in Südafrika ansässigen Luftlinie, die in Wien eine Repräsen-
tanz unterhielt, ihre in Österreich erzielten Einkünfte und ihr in
Österreich gelegenes Vermögen aus der österreichischen Abgabe-
pflicht auszuscheiden – die Auffassung der bel Beh gebilligt,
einer positiven Ermessensentscheidung stehe der Umstand ent-
gegen, daß es Aufgabe Südafrikas sei, für eine Vermeidung der
Doppelbesteuerung bei seinem eigenen Luftfahrtunternehmen zu
sorgen.

Diese (auch im Schrifttum; vgl Jirousek, aaO 46; Loukota, aaO
415, Philipp/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht Z 00
Rz 20) auf eine Doppelbesteuerung von Einkommen und Ver-
mögen bezogene Aussage kann auf den vorliegenden, eine Dop-
pelbesteuerung bei der USt betreffenden Fall nicht ohne weiteres
übertragen werden. Im Zusammenhang mit einer Doppelbesteue-
rung von Einkommen und Vermögen erscheint es sachgerecht, die
Ermessensübung bei Vornahme einer unilateralen Entlastungsmaß-
nahme an der Überlegung zu orientieren, daß nach der üblichen
Staatenpraxis beim Abschluß von Doppelbesteuerungsabkommen
im allgemeinen der Wohnsitzstaat Steuerfreistellung (gegebenen-
falls unter Progressionsvorbehalt) bzw Steueranrechnungen zu
gewähren hat, wenn eine Zuteilungsregel dem anderen Vertrags-
staat die Besteuerungsmöglichkeit einräumt (vgl Art 23A, 23B
OECD-MA 1977 bzw Art 23 OECD-MA 1992).

Diese Überlegung kann in der Frage der Vermeidung einer Dop-
pelbesteuerung bei der die Steuerpflicht grundsätzlich an den Ort
der Lieferung oder Leistung anknüpfenden USt nicht in gleicher
Weise die Ermessensübung tragen. Auch sonst wird in der Begrün-
dung des angefochtenen Bescheides nichts dargelegt, was die
Ermessensübung bei der Verweigerung einer Entsteuerungsmaß-
nahme unter dem Gesichtspunkt des Zieles der Ausgleichung der
in- und ausländischen Besteuerung tragen könnte.

Im Zusammenhang mit dem Tatbestandsmerkmal „zur Erzielung
einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden Be-
handlung erforderlich“ hat die bel Beh nach der Begründung des
angefochtenen Bescheides schon die erwähnte Anwendungsvor-
aussetzung als nicht gegeben angesehen. Sie vertritt die Auf-
fassung, diese dürfe nicht so verstanden werden, daß Öster-
reich „automatisch“ einen Steuerverzicht zugunsten ausländischer
AbgPfl zu leisten habe, wenn in deren Ansässigkeitsstaat aufgrund
innerstaatlicher Vorschriften keine Steuer von österr AbgPfl erho-
ben werde. Ein Reziprozitätsverhältnis werde vielmehr durch einen
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Notenaustausch oder ein entsprechendes Verhandlungsprotokoll
hergestellt.

Der VwGH teilt die Auffassung, daß sich aus § 48 BAO nicht die
Verpflichtung Österreichs ergibt, unter den von der bel Beh genann-
ten Voraussetzungen „automatisch“ eine Steuerfreistellungsmaß-
nahme vorzunehmen. Dies folgt schon aus dem Tatbestandsmerk-
mal der „Erforderlichkeit“, die anhand der im erwähnten Zusam-
menhang von Lehre und Rsp entwickelten Kriterien zu beurteilen ist
(vgl zB Stoll, aaO 511, mwN). Diese Überlegung bildet aber keine
Grundlage für die Auffassung der bel Beh, eine Entlastungsmaß-
nahme unter dem Gesichtspunkt der „Erforderlichkeit zur Erzie-
lung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden
Behandlung“ setze einen Notenaustausch oder ein entsprechendes
Verhandlungsprotokoll voraus. Das Gesetz knüpft an dieses for-
melle Erfordernis nicht an. Der soeben erwähnten Anwendungsvor-
aussetzung ist die Herstellung der allgemeinen Gegenseitigkeit
durch formelles Verfahren nicht immanent. Das Gesetz bietet somit
keinen Anhaltspunkt dafür, Gegenseitigkeit in dem in § 48 BAO
gebrauchten Sinn nicht schon dann zu bejahen, wenn nach der
Steuergesetzgebung des betreffenden Staates – wie in dem hier
anzunehmenden Fall mangels einer dem österr Steuertatbestand
entsprechenden Regelung – und der Praxis der dortigen Finanz-
verwaltung sichergestellt ist, daß im „umgekehrten“ Fall keine
Besteuerung erfolgt.

Die Bf hat behauptet und Bescheinigungsmittel dafür vorgelegt,
daß im Streitzeitraum nach dem niederländischen Recht eine
Besteuerung österr Reiseveranstalter für in Österreich besorgte, in
den Niederlanden erbrachte Reiseleistungen nicht erfolgte. Träfe
dies zu, wäre eine entsprechende Erklärung der Niederlande bloß
deklarativ; an ein bloßes Formerfordernis knüpft § 48 BAO nicht
an. Ebensowenig setzt eine (Einzel-)Entlastungsmaßnahme iSd
§ 48 BAO die vorangehende Herstellung der allgemeinen Gegen-
seitigkeit durch die Erklärung der österr Finanzverwaltung (und
deren Annahme) voraus, ihrerseits die vom gegenbeteiligten Staat
bei der Besteuerung in Österreich ansässiger Steuerpflichtiger
geübte Vorgangsweise einzuhalten. Die zitierte Vorschrift erlaubt,
eine „den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechende Be-
handlung“ durch Einzelentscheidung herbeizuführen; weder am
Wortlaut noch am erkennbaren Zweck der Vorschrift orientierte
Überlegungen lassen annehmen, daß die steuerliche Entlastung
ein allgemeines durch Notenwechsel oder Verhandlungsprotokoll
verbrieftes Gegenseitigkeitsverhältnis voraussetze.

Auf der Grundlage ihrer nicht begründbaren Auffassung, daß die
Rechtsvoraussetzung der „Erforderlichkeit zur Erzielung einer den
Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung“
einen Notenwechsel oder ein Verhandlungsprotokoll voraussetze,
hat die bel Beh keine Feststellungen über die im Streitzeitraum gel-
tende Rechtslage in den Niederlanden und die dort geübte Verwal-
tungspraxis bei der Umsatzbesteuerung von Leistungen der Reise-

veranstalter getroffen; ihre Entscheidung beruht somit nicht auf voll-
ständig ermittelter Sachverhaltsgrundlage. Treffen die dargelegten
Annahmen über die Rechtslage und Verwaltungspraxis in den
Niederlanden zu, wäre die bel Beh verpflichtet, eine an der Ziel-
setzung der Erforderlichkeit zur Erzielung einer den Grundsätzen
der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung orientierte Ermes-
sensentscheidung zu treffen und die Ermessensübung entsprechend
zu begründen.

Ergänzend wird bemerkt, daß der auf die Gesetzgebung und Ver-
waltungspraxis des betreffenden Staates gegründeten Annahme
der vom gegenbeteiligten Staat beachteten Gegenseitigkeit iSd
zuletzt erwähnten Anwendungsvoraussetzung der (von der bel Beh
in der Bescheidbegründung hervorgehobene) Umstand nicht ent-
gegensteht, daß im Zuge eines Notenwechsels die österr Finanz-
verwaltung eine zeitliche Einschränkung der von ihr zugesagten
Entlastungsmaßnahme erklärte.

Anmerkung:

Gem § 48 BAO kann das BMF bei Abgabepflichtigen, die der
Abgabenhoheit mehrerer Staaten unterliegen, soweit dies zur Aus-
gleichung der in- und ausländischen Besteuerung oder zur Erzie-
lung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden
Behandlung erforderlich ist, anordnen, bestimmte Gegenstände
der Abgabenerhebung ganz oder teilweise aus der Abgabepflicht
auszuscheiden (womit im Ergebnis eine dem Art 23A OECD-MA
entsprechende Befreiungsmethode angeordnet werden kann) oder
ausländische, auf solche Gegenstände entfallende Abgaben ganz
oder teilweise auf die inländischen Abgaben anzurechnen (vgl die
Anrechnungsmethode nach Art 23B OECD-MA). Dem § 48 BAO
kommt bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer dann besondere
Bedeutung zu, wenn kein Doppelbesteuerungsabkommen (DBA)
besteht oder trotz Bestehens eines DBA die Doppelbesteuerung
nicht vollständig vermieden wird. Daneben hat diese Bestimmung
zB auch – neben § 6 Abs 3 ErbStG (zum Verhältnis dieser Bestim-
mungen siehe Urtz, SWI 1996, 539ff) – bei der Erbschafts- und
Schenkungssteuer oder – wie im vorliegenden Erk – bei der
Umsatzsteuer Bedeutung. Im Erk ging es im wesentlichen darum,
ob die Tatbestandsmerkmale des § 48 BAO erfüllt sind. Das Merk-
mal der „Abgabenhoheit mehrerer Staaten“ war, wie der VwGH
anmerkte, unstrittig. Dies liegt darin begründet, daß die Abgaben-
hoheit im völkerrechtlichen Sinn zu verstehen ist (so die ständige
Rsp, vgl jüngst VwGH 21. 7. 1993, 91/13/0119) und dieses
Merkmal daher idR erfüllt sein wird. Die tatsächliche Erhebung von
Steuern ist hier noch nicht Voraussetzung (zB VwGH 8. 6. 1988,
87/13/0170). Eine tatsächliche Doppelbesteuerung wird dem-
gegenüber nach hM und Rsp von der „Ausgleichung der in-
und ausländischen Besteuerung“ vorausgesetzt. Dabei fordert der
VwGH das Vorliegen gleichartiger Steuern von demselben Steuer-
pflichtigen für denselben Besteuerungszeitraum. Das Vorliegen die-
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ser Voraussetzungen war bereits in der älteren Judikatur angespro-
chen (VwGH 14. 10. 1987, 85/13/0014), ging aber aus späte-
ren Erk nicht mit der gleichen Deutlichkeit hervor (VwGH 12. 7.
1990, 89/16/0069; VwGH 9. 10. 1991, 90/13/0007; VwGH
21. 7. 1993, 91/13/0119) und wurde nunmehr bekräftigt. Im
konkreten Fall waren diese Voraussetzungen erfüllt, weil aufgrund
der Regelung des § 3 Abs 13 UStG 1972 Doppelbesteuerung mit
österreichischer und niederländischer USt eintrat. Bedeutsame Aus-
sagen hat der Gerichtshof auch zum alternativen Tatbestandsmerk-
mal der „Erzielung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit ent-
sprechenden Behandlung“ getroffen. Bei diesem Tatbestandsmerk-
mal wird nach hM und Rsp eine tatsächliche Doppelbesteuerung
nicht verlangt, was im vorliegenden Erk aber nicht relevant war.
Strittig war hier vielmehr die Frage des Vorliegens von „Gegen-
seitigkeit“. Die Finanzverwaltung verlangt eine Verbürgung der
Gegenseitigkeit durch Notenwechsel oder Verhandlungsprotokoll
(Loukota, Vermeidung internationaler Doppelbesteuerung gem
§ 48 BAO, in Doralt ua, Hrsg, Steuern im Rechtsstaat. FS Stoll,
1990, 413). Dies zeigt auch ein zum vorliegenden Erk vergleich-
barer Fall Schweizer Reisebüros, wo eine Doppelbesteuerung mit
Schweizer und österreichischischer USt aufgrund des § 3 Abs 13
UStG 1972 durch eine Maßnahme gem § 48 BAO vermieden
wurde (BMF 25. 9. 1992, SWI 1992, 321). Eine solche Verbür-
gung ist nach Ansicht des VwGH zu Recht nicht erforderlich, weil
sich dafür keine Anhaltspunkte im Gesetz finden lassen (kritisch
bereits Urtz, § 48 BAO und die Methoden zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung, in Gassner/M. Lang/Lechner, Hrsg, Die
Methoden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung, 1995, 372).
Dem Erk kommt für die Auslegung der erwähnten Tatbestandsmerk-
male daher grundlegende Bedeutung zu. Es finden sich allerdings
kaum Aussagen darüber, ob die Gewährung eines Bescheides für
den niederländischen Reiseveranstalter im Rahmen des Ermessens-
spielraumes der Behörde geboten gewesen wäre. § 48 BAO wird
nämlich gemeinhin als Ermessensnorm gesehen (zB Stoll, BAO I
512ff). Der Spielraum des BMF ergibt sich insbesondere aus dem
Merkmal der „Erforderlichkeit“, wie auch der VwGH im vorliegen-
den Erk betont. Die beiden Tatbestandsmerkmale der „Ausglei-
chung“ und „Gegenseitigkeit“ sind dabei Leitlinien für die Aus-
legung der „Erforderlichkeit“. Im USt-Bereich lassen sich allerdings
kaum entsprechende Kriterien für die „Erforderlichkeit“ finden. Der
von der bel Beh in der Begründung des ablehnenden Bescheides
angesprochene Grundsatz, daß eine Vermeidung der Doppel-
besteuerung primär durch den Ansässigkeitsstaat zu erfolgen hat
(so für die Ertragsteuern zB VwGH 14. 3. 1990, 89/13/0115
und zB Jirousek, ÖStZ 1985, 46; Loukota in FS Stoll 415), läßt
sich, wie auch der VwGH zu Recht bemerkt, nämlich auf die
Umsatzsteuer nicht übertragen. Zieht man in weiterer Folge bei
der Auslegung des Tatbestandsmerkmales „zur Ausgleichung der
in- und ausländischen Besteuerung erforderlich“ für die Umsatz-
steuer maßgebende Prinzipien wie beispielsweise das Bestim-

mungslandprinzip heran, so zeigt sich, daß dieses Prinzip in der
österreichischen Rechtsordnung unterschiedlich ausgestaltet ist und
eine einheitliche Wertung nicht zu finden ist (ausführlich Urtz,
Unilaterale Maßnahmen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
nach § 48 BAO, DiplArb WU Wien, 1996, 86ff). Ähnliche Pro-
bleme zeigen sich bei der Auslegung, wann eine Maßnahme zur
„Erzielung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entspre-
chenden Behandlung erforderlich“ ist. Daß diesem Tatbestands-
merkmal eigenständige Bedeutung zukommt, hat der VwGH im
vorliegenden Erk besonders betont. Nach bisheriger Verwaltungs-
praxis wurde eine „Erforderlichkeit“ dann angenommen, wenn ein
wirtschaftliches Interesse Österreichs an einer Gegenseitigkeits-
maßnahme besteht (vgl VwGH 28. 1. 1980, 1430/78), steuer-
liche Erleichterungen im internationalen Wirtschaftsverkehr „inter-
national üblich“ geworden sind oder gemessen an heutigen inter-
nationalen Maßstäben eine „unübliche Reichweite“ aufweisen
(Loukota in FS Stoll, 412f; Stoll, BAO I 511). Diese Maßstäbe sind
allerdings denkbar weit gefaßt. Unter Berufung auf die „internatio-
nale Unüblichkeit“ könnte man wie bei der Bestimmung des § 3
Abs 13 UStG 1972 nämlich auch bei allen anderen durch die
europarechtliche Harmonisierung des Mehrwertsteuerrechts weg-
gefallenen USt-Bestimmungen argumentieren, daß diese nach heu-
tigen Maßstäben „international unüblich“ geworden sind. In wei-
terer Folge könnte dann die Harmonisierung des Mehrwertsteuer-
rechts gleichsam auf die Jahre vor dem EU-Beitritt „vorgezogen“
werden, wobei eine tatsächliche Doppelbesteuerung – worauf
nochmals hingewiesen werden soll – aufgrund des Tatbestands-
merkmales der „Gegenseitigkeit“ nicht einmal erforderlich wäre.
Ob dies vom Gesetzgeber gewollt war, ist äußerst fraglich. Im
Ergebnis läßt sich nur feststellen, daß die Tatbestände des § 48
BAO für die Entscheidung des BMF nach dem Stand der bis-
herigen Lehre, Judikatur und Verwaltungspraxis lediglich sehr
vage Kriterien aufstellen und die im Schrifttum geäußerten ver-
fassungsrechtlichen Bedenken daher begründet sind (vgl Briem,
Unilaterale Maßnahmen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung,
Diss Universität Salzburg, 1989, 134ff). Die Gefahr einer Un-
gleichbehandlung verschiedener Steuerpflichtiger ist damit offen-
sichtlich.

Christoph Urtz

7558

§ 4 Abs 2, § 35 Abs 1 FinStrG
Die Günstigkeitsregel des § 4 Abs 2 FinStrG be-
trifft immer nur die Frage geänderter strafge-
setzlicher Vorschriften, greift jedoch nicht Platz,
wenn sich die der Tat zugrundeliegenden abga-
benrechtlichen Normen ändern. Die Frage der
Steuerpflicht ist ungeachtet späterer Rechtsände-
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rungen immer nach Maßgabe der zur Tatzeit
geltenden Vorschriften zu beurteilen, und es
vermag eine nachträgliche außerstrafrechtliche
Gesetzesänderung einer bereits eingetretenen
Strafbarkeit keinen Abbruch zu tun.

VwGH 29. 4. 1998, 98/16/0106

Gemäß § 4 Abs 2 FinStrG richtet sich die Strafe nach dem zur Zeit
der Tat geltenden Recht, es sei denn, daß das zur Zeit der Entschei-
dung erster Instanz geltende Recht in seiner Gesamtauswirkung für
den Täter günstiger wäre.

Der Bf wurde des Schmuggels nach § 35 Abs 1 FinStrG schuldig
erkannt.

§ 35 Abs 1 FinStrG hatte ursprünglich folgenden Wortlaut:

„(1) Des Schmuggels macht sich schuldig, wer eingangs- oder aus-
gangsabgabenpflichtige Waren vorsätzlich unter Verletzung einer
zollrechtlichen Stellungs- oder Erklärungspflicht dem Zollverfahren
entzieht.“

Mit Art X Z 7 des Abgabenänderungsgesetzes 1994, BGBl 681,
wurden zum Zwecke der Anpassung an das Zollrecht der Europäi-
schen Union in § 35 Abs 1 FinStrG Anpassungen an das Zoll-
schuldrecht des ZK vorgenommen (vgl dazu den Bericht des Fi-
nanzausschusses, 1816 BlgNR 18. GP) und der Text der zitierten
Gesetzesstelle neu gefaßt wie folgt:

„(1) Des Schmuggels macht sich schuldig, wer eingangs- oder aus-
gangsabgabenpflichtige Waren vorsätzlich dem Zollverfahren
oder sonst der zollamtlichen Überwachung entzieht.“

In dieser – mittlerweile durch das BG BGBl 1996/421 neuerlich
geänderten – Fassung galt die Bestimmung im Zeitpunkt der Ent-
scheidung der Finanzstrafbehörde erster Instanz.

Der Bf behauptet nicht, und es ergibt sich auch nicht aus dem im
angefochtenen Bescheid wiedergegebenen Sachverhalt, daß die
Anwendung der Neufassung des § 35 Abs 1 FinStrG für den Bf
günstiger war; die Strafbestimmung erfaßt primär auch den Fall,
daß Waren dem Zollverfahren überhaupt entzogen werden, wo-
bei es seit der Novelle BGBl 1994/681 nicht mehr darauf an-
kommt, auf welche Art und Weise die Entziehung bewirkt wird (Erk
vom 30. 3. 1998, Zl 97/16/0425).

Vielmehr macht der Bf geltend, daß sein Verhalten, wäre es nach
dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union gesetzt worden,
nicht mehr strafbar iS des § 35 Abs 1 FinStrG gewesen wäre, wes-
halb aufgrund des § 4 Abs 2 FinStrG keine Bestrafung erfolgen
dürfe.

Der VwGH hat sich mit den Auswirkungen des Beitritts Österreichs
zur EU auf Finanzstrafverfahren hinsichtlich von Taten, die vor dem
Beitritt gesetzt worden sind, schon in zwei Erkenntnissen auseinan-
dergesetzt. Eine Änderung außerstrafrechtlicher Normen bringt
den einmal entstandenen Strafanspruch, wie sich auch aus einem

Urteil des OGH vom 19. 3. 1991, 11 Os 130/90 ergibt, nicht
zum Erlöschen (Erk vom 19. 3. 1997, Zl 96/16/0125). Die Gün-
stigkeitsregel des § 4 Abs 2 FinStrG betrifft immer nur die Frage
geänderter strafgesetzlicher Vorschriften, greift jedoch nicht Platz,
wenn sich die der Tat zugrundeliegenden abgabenrechtlichen
Normen ändern. Die Frage der Steuerpflicht ist ungeachtet späte-
rer Rechtsänderungen immer nach Maßgabe der zur Tatzeit gel-
tenden Vorschriften zu beurteilen und vermag eine nachträgliche
außerstrafrechtliche Gesetzesänderung einer bereits eingetretenen
Strafbarkeit keinen Abbruch zu tun (Erk vom 25. 9. 1997, Zl 96/
16/0108 mwN). Ohne daß es hier einer Würdigung der im ange-
fochtenen Bescheid ausgesprochenen Rechtsansicht bedarf, wo-
nach es seit dem Beitritt der Republik Österreich zur EU rechtlich
gesehen unmöglich wäre, den Tatbestand des § 35 Abs 1 FinStrG
zu begehen (siehe Art 1 Abs 1 UStG 1994), kommt es hier allein
darauf an, daß die Strafbestimmung keine begünstigende Ände-
rung erfahren hat.

Anmerkung:

Der Bf, der Fahrräder von Deutschland nach Österreich geschmug-
gelt hatte, brachte im gegenständlichen Fall vor, daß seine Tat
durch die Änderung zollrechtlicher Vorschriften im Zuge des EU-
Beitritts ab dem 1. 1. 1995 gem § 35 Abs 1 FinStrG straffrei ge-
wesen wäre. Der VwGH wollte das „Günstigkeitsprinzip“ gem § 4
Abs 2 FinStrG hingegen nur bei Änderung von finanzstrafrechtli-
chen, nicht aber von diesen zugrundeliegenden abgabenrechtli-
chen Tatbeständen zur Anwendung kommen lassen. § 35 Abs 1
FinStrG wurde im Zuge des EU-Beitritts zwar verändert, stellt den
Schmuggel aber weiterhin unter Strafe (vgl Plückhahn, SWK 3/
1995 A 53). Der VwGH setzt mit dem vorliegenden Erk seine bis-
herige Rsp fort (vgl die vom VwGH zitierten Erk vom 19. 3. 1997,
96/16/0125 und 25. 9. 1997, 96/16/0108 sowie Plückhahn,
SWK 3/1995 A 51ff zur Änderung von Abgabenvorschriften
durch den EU-Beitritt und den finanzstrafrechtlichen Auswirkun-
gen). Der OGH teilt die Auffassung des VwGH (vgl zB OGH 4. 5.
1995, 12 Os 166/94, 58/95, AnwBl 1996/4/Nr 6155 mit
Nachbemerkung von Arnold). Nach dieser Ansicht käme die Rege-
lung des § 4 Abs 2 FinStrG erst dann zur Anwendung, wenn § 35
Abs 1 FinStrG völlig gestrichen würde. Dies führte die bel Beh im
vorliegenden Fall auch ausdrücklich aus. Da es sich bei den Bestim-
mungen des FinStrG um Blankettstrafnormen handelt, bilden die
abgabenrechtlichen und finanzstrafrechtlichen Tatbestände zwar
eine Einheit; hinter dieser Ansicht dürfte aber die Überlegung
stehen, daß eine Änderung der Abgabengesetze nicht das gleiche
Werturteil enthält wie die Aufhebung der Strafnorm selbst (siehe –
zur vergleichbaren Bestimmung des § 61 StGB – OGH 19. 3.
1991, 11 Os 130/90, EvBl 1991/150. Zu § 4 Abs 2 FinStrG
siehe weiters Fellner, FinStrG5 I § 4 Rz 9ff; Dorazil/Harbich,
FinStrG § 4 Rz 5).

Christoph Urtz
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und steuerrechtliche Beurteilung

Steuer- und Wirtschaftskartei
30, S 666. Arnold, Wolf-Dieter: Ist Entrich-

tung der Abgabe bei Fälligkeit ein
Fehler? Untersuchung dieser Frage
anhand von drei auf die BAO abstel-
lenden Beispielen

32, S 714. Elsner, Bernt: Keine Abgaben-
hinterziehung bei gleichzeitigem Gut-
haben auf dem Abgabenverrech-
nungskonto

Wirtschaftsrechtliche Blätter
Oktober, 421. Berka, Walter: Die gewer-

berechtliche Standortplanung für groß-
flächige Handelsbetriebe. Nahversor-
gungspolitik auf dem Prüfstand des
Verfassungsrechts

434. Viehböck, Günther: Struktur-
vertrieb und Ausgleichsanspruch des
Handelsvertreters. Anmerkung zur
OGHE vom 1. 4. 1998, 9 Ob A 44/
98f

Wohnrechtliche Blätter
November, 321. Lienbacher, Georg: Frei-

zügigkeit der Arbeitnehmer und Zu-
gang zu Wohnmöglichkeiten

Zeitschrift für Verkehrsrecht
10, 326. Bydlinski, Franz: Verkehrssiche-

rungspflichten des Wegehalters im
Bergland
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Für Sie gelesen
■ Verfassungsrecht. 14. Aufl (Stand 1. 4.

1998). Bearbeitet von Christoph Lieb-
scher. Kodex des österreichischen
Rechts. Verlag Orac, Wien 1998.
720 Seiten, br, S 295,– (S 236,– im
Abonnement).

Erfreulicherweise liegt der Band „Ver-
fassungsrecht“ des – äußerst erfolgreich
gewordenen – Kodex mit dem Stand 1. 4.
1998 vor.
Wer – wie der Rezensent – sowohl in der
Praxis steht als auch (ua) aus Verfassungs-
recht habilitiert ist, der weiß, in welchem
schlechthin unvertretbaren Zustand unser
Verfassungsrecht ist. Nicht einmal jemand,
der sich nahezu ausschließlich mit Verfas-
sungsrecht befaßt, kann einen hundertpro-
zentigen Überblick haben; geschweige
denn jemand, der nicht mehr oder minder
tagtäglich Verfassungsrecht zu „betreuen“
hat. Umso dankenswerter ist es, mit Hilfe
des Kodex Verfassungsrecht in der 14. Auf-
lage – und vor allem sozusagen „mit einem
Griff“ – das österreichische Bundesverfas-
sungsrecht einigermaßen (und sogar im
wesentlichen) zur Hand zu haben. Schon
ein Blick auf das Deckblatt oder gar auf
das Vorwort zeigt, was sich alles allein seit
der Vorauflage (Stand 1. 9. 1996) geän-
dert hat bzw was alles seither neu dazu-
gekommen ist.
Der eilige Praktiker (wie etwa jeder Rechts-
anwalt) und – wie ich behaupte – auch
jeder Theoretiker braucht die vorliegende,
sehr übersichtlich und genau gearbeitete
14. Auflage. Dem Bearbeiter ist sehr herz-
lich zu danken.

Walter Barfuß

■ Kommentar zum EU/EG-Vertrag
A-FEUV, Artikel: A 1–84 EGV, 5. Aufl.
Von Hans von der Groeben/Jochen
Thiesing/Claus-Dieter Ehlermann(Hrsg).
Nomos Verlag, Baden/Baden 1997.
1776 Seiten (Bd 1), geb, S 4371,– (Ge-
samtpreis für 3 Bände).

Nach der 1991 erschienenen 4. Auflage
liegen nunmehr die Bände 1, 4 und 5 der

5. Auflage dieses Kommentars vor. Beein-
druckend ist wiederum die Ausführlichkeit
der Kommentierung, die eine erfreuliche
und oftmals erforderliche Vertiefung ein-
zelner Problemfelder erlaubt. Somit konn-
ten zB allein den Art 30 bis 37 EGV (Frei-
heit des Warenverkehrs) über 300 Seiten
gewidmet werden. Der einschlägig tätige
Praktiker gewinnt somit nicht nur einen
Überblick, sondern kann sich auch für
schwierige Probleme Lösungen und Argu-
mente beschaffen. Immer wieder auftau-
chende bzw verwendete Schlagwörter wie
„Dassonville-Formel“, „Cassis-Rechtspre-
chung“ oder „Keck-Urteil“ bleiben somit
nicht länger verschwommene Begriffe, son-
dern werden zu übersichtlichen Kategorien.
Von besonderer praktischer Relevanz ist
etwa auch die Kommentierung des Art 177
EGV über das Vorabentscheidungsverfah-
ren. Gerade die in den vergangenen Mo-

naten fast explosionsartig gestiegene Zahl
an Fällen, in denen österreichische Ent-
scheidungsorgane vorlagefähige Fragen
an den EuGH herangetragen haben, zeigt
die Wichtigkeit, in bezug auf Inhalt und
Reichweite des Vorabentscheidungsverfah-
rens kundig zu sein.
Die nunmehr vorliegenden Bände 1 (Kom-
mentierung der Artikel A bis G des Vertra-
ges über die Europäische Union sowie der
Art 1 bis 84 EGV), 4 (Art 137 bis 209a
EGV) und 5 (Art 210 bis 248 EGV, EEA
sowie Art H bis S EUV) erwecken dem-
nach gerade sehnsüchtige Erwartung auf
die noch ausstehenden Bände 2 und 3
(Art 85 bis 136a EGV), da die Kommen-
tierung der wettbewerbsrechtlichen Rege-
lungen (Art 85 ff EGV), Verbraucherschutz
(Art 129a EGV) und Umwelt (Art 130r bis
130 t EGV) von mindestens ebenso großer
praktischer Relevanz sind.

Indexzahlen Oktober 1998

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,3

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,7

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 133,8

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,0

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 364,9

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 465,0

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 466,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4085,5

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3470,0

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3521,1

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 102,9

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 137,0

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 228,1

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2225,6
Zahlenangaben ohne Gewähr
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Zusammenfassend kann die Neuauflage
dieses Standardwerkes jedem europarecht-
lichen Praktiker nur wärmstens empfohlen
werden.

Bernhard Hüttler

■ Formnichtige Rechtsgeschäfte und ihre
Erfüllung: Rückforderungsausschluß und
Heilung nach § 1432 ABGB. Von Wilma
Dehn. Verlag Orac, Wien 1998.
320 Seiten, br, S 640,–.

§ 1432 ABGB ordnet ua an, daß Zahlun-
gen „einer solchen Schuld, welche nur aus
Mangel der Förmlichkeiten ungültig ist“,
nicht zurückgefordert werden kann. Wel-
che Probleme – insbesondere dogmati-
scher Natur – hinter dieser scheinbar kla-
ren Gesetzesbestimmung stehen und wel-
che zahlreichen Fragen formnichtige Rechts-
geschäfte im Zusammenhang mit ihrer Er-
füllung aufwerfen können, wird durch die
vorliegende Arbeit deutlich aufgezeigt.
Die Autorin – Richteramtsanwärterin in
Wien und zuvor einige Jahre als Assisten-
tin am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht,
Handels- und Gesellschaftsrecht sowie Juri-
stische Methodenlehre an der Universität
Rostock tätig – gliedert ihre Arbeit, wie
auch dem Titel zu entnehmen ist, in zwei
Teile. Im ersten Abschnitt wird die Frage
untersucht, wann überhaupt ein Formman-
gel vorliegt, der zur Nichtigkeit eines Teiles
oder des gesamten Rechtsgeschäftes führt.
Im Vordergrund steht dabei die Unter-
suchung der Zwecke der Formgebote und
darauf aufbauend der Zwecke der Form-
nichtigkeit. Der zweite Teil beschäftigt sich
dann mit der Erfüllung formnichtiger Rechts-
geschäfte iSd § 1432 ABGB, wobei auf-
bauend auf einer dogmatischen Untersu-
chung der Heilung formnichtiger Verpflich-
tungsgeschäfte und der Definition des
Begriffs der Erfüllung im Hinblick auf die
Anwendbarkeit des § 1432 ABGB zum
Kernpunkt der Arbeit übergeleitet wird,
nämlich der Reichweite und den Folgen
des in der zit Gesetzesbestimmung nor-
mierten Rückforderungsausschlusses. Da-
bei wird insbesondere auch darauf einge-
gangen, ob und inwieweit über den Kon-

diktionsausschluß hinausgehende Folgen
der Leistung bzw Erfüllung eintreten und so-
mit von einem vollständigen nachträglichen
Wirksamwerden des formnichtigen Ver-
pflichtungsgeschäftes – die Arbeit konzen-
triert sich hauptsächlich auf Verpflichtungs-
geschäfte – gesprochen werden kann.
Obwohl die Autorin dies grundsätzlich ver-
neint, kann mit der Anerkennung gewisser
über den Rückforderungsausschluß des
§ 1432 ABGB hinausgehender Folgen im
Ergebnis einer solchen vollständigen Kon-
valeszenz nahegekommen werden.
Das vorliegende Werk ist – einer veröffent-
lichten Dissertation entsprechend – sowohl
klar und übersichtlich gegliedert und struk-
turiert als auch wissenschaftlich untermau-
ert. Für den Rechtsanwender wird dieses
Buch bei Auftreten eines konkreten Pro-
blems zweifellos eine wertvolle Hilfestel-
lung und dogmatische Rückendeckung bie-
ten können.

Karl Ludwig Vavrovsky

■ Irreführende Werbung, die Rechtspre-
chung des EuGH. Von Erik R. Kroker.
Verlag Orac, Wien 1998. 174 Seiten,
S 390,–.

Mit Spannung wie einen Krimi – obwohl
häufige Rezensentin für das Anwaltsblatt –
habe ich dieses Buch durchackert.
Alle – zumindest mir – bekannte EuGH-
Judikatur zum Art 30 EGV fand ich nach
den Kapiteln über das Verbot irreführen-
der Werbung in Österreich und die Irrefüh-
rungsrichtlinie 84/450/EWG. Auch das
Problem der Inländerdiskriminierungwurde
behandelt, wenn auch – für mich leider –
ohne Anführung des § 9 LMG.
Die zitierte und ausführlich behandelte
EuGH-Judikatur führt einen von der Cassis-
formel über das Keck-Urteil bis zum ver-
ständigen Verbraucher der Mars-Entschei-
dung, bei welcher allerdings die vom
EuGH ausgearbeitete Unzumutbarkeit der
Umverpackung nicht erörtert wurde.
Abschließend wird das Verbraucherleit-
bild in der Rechtsprechung des EuGH und
die Notwendigkeit der Neuorientierung
der österreichischen Rsp in erfreulicher

Weise dargestellt. Ein wirklich gelungenes
Buch.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Wertpapieraufsichtsgesetz. Von Christi-
an P. Winternitz. Verlag Orac, Wien
1998. 296 Seiten, geb, S 790,–.

Der im Verlag Orac erschienene Kommen-
tar von Kollegen Winternitz ist für den
Praktiker äußerst nützlich. Der erste Teil
umfaßt den Gesetzestext sowie die allge-
meine Einleitung. Hierauf ist auf über
140 Seiten eine ausführliche Kommentie-
rung der 35 Paragraphen des WAG zu
finden. Den Abschluß bildet der Ab-
druck der Wertpapierdienstleistungsrichtli-
nie, Auszüge des BWG als auch des
Börsegesetzes sowie der Meldeverord-
nung gemäß § 10 WAG. Abgeschlossen
wird das Werk durch ein mehrseitiges
Sachregister.
Die Bedeutung des WAG liegt darin, daß
mit diesem Gesetz der komplette rechtliche
Bereich der Vermögensverwaltung und
-beratung neu geregelt wurde. Die Bedeu-
tung wird von vielen – auch von den Insti-
tutionen – unterschätzt.
Zum Abschluß verweist der Rezensent auf
einen kleinen Wermutstropfen. Die Proble-
matik des Rechtsanwaltes als Vermögens-
verwalter und -berater im Verhältnis zum
WAG ist nicht behandelt worden. Feil/
Wennig (Feil/Wennig, Anwaltsrecht, 30f)
vertreten ohne Berücksichtigung des WAG
die Auffassung, daß der RA auch weiter-
hin als Vermögensverwalter ohne zusätzli-
che Genehmigungen tätig sein kann. Diese
Frage ist für jeden in der Beratung tätigen
Kollegen äußerst interessant und hätte eine
entsprechende Kommentierung verdient.

Wolf-Georg Schärf

■ Eigenkapitalersetzende Leistungen. Eine
fallorientierte Darstellung für die Praxis.
Von Martin Karollus/Peter Schulyok.
Verlag Linde, Wien 1998. 140 Seiten,
kart, S 258,–.

O.Univ.-Prof. Dr. Martin Karollus und RA
Dr. Peter Schulyok haben in dieser Mono-
graphie den derzeitigen Stand des Eigen-
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kapitalersatzrechtes sowohl aus wissen-
schaftlicher als auch aus praxisbezogener
Sicht behandelt. Sowohl die österreichi-
sche Judikatur als auch eine Auswahl der
deutschen Judikatur zu dieser Fachfrage
werden angeführt. Weiterführende Litera-
tur zum Kapitalersatzrecht wurde zusam-
mengetragen. Nach einer kurzen Darstel-
lung der Grundgedanken und Zwecke des
Eigenkapitalersatzrechtes werdenzunächst
die gesetzlichen Grundlagen und die Ent-
wicklung in Deutschland und sodann die
relevanten gesetzlichen Bestimmungen und
die Entwicklung in Österreich dargestellt.
Sodann wird der Problemkreis anhand
von Grundfällen aufgearbeitet, indem ein
Sachverhalt vorgegeben wird und Lösun-
gen erarbeitet werden. Reformüberlegun-
gen schließen den Band. Insgesamt liegt
damit eine umfassende Darstellung des
Kapitalersatzrechtes vor, deren Lektüre nur
empfohlen werden kann.

Gerhard Benn-Ibler

■ Die Vergabe von Dienstleistungsaufträ-
gen durch öffentliche Auftraggeber und
Sektorenauftraggeber. Von Stephan
Heid/Dieter Hauck/Karl Preslmayr.
Verlag Orac, Wien 1998, br, S 590,–.

Die Autoren legen einen überzeugenden
Praxisratgeber vor, der nur scheinbar
lediglich den Bereich der „Dienstleistun-
gen: Öffentliche Aufträge der dritten Art“
(Thomas Westphal in VergabeRecht 6/97)
behandelt. Aufgrund der weitgehenden
Übereinstimmung vergaberechtlicher Rege-
lungen für alle Auftragsarten wird der
Anwender auch bei Bau- und bei Lieferauf-
trägen gerne zum vorgelegten Werk grei-
fen. Dies nicht nur wegen seiner übersicht-
lichen und praxisnahen Behandlung der
Materie, sondern auch wegen seiner vier
Anhänge, die neben der Schwellenwert-
verordnung und der Dienstleistungsricht-
linie auch das „Standard-Rüstzeug“ des
Vergabejuristen, nämlich das Bundesver-
gabegesetz und die ÖNORM A 2050,
wiedergeben. Das Werk wird somit als
handlicher Begleiter auch bei auswärtigen
Besprechungen geschätzt sein. Besondere

Hervorhebung verdient zweifellos auch
die Einarbeitung aktueller Judikatur, insbe-
sondere der Vergabekontrollbehörden,
aber auch des EuGH sowie des OGH.
Die Anordnung der Fußnoten in einem
„Fußnotenfriedhof“ am Ende des Textes,
anstatt der – von den meisten Lesern wohl
bevorzugten – Einfügung am Ende der
jeweiligen Seite, vermag der dem Werk
aufgrund seiner übersichtlichen Gliede-
rung und seiner sorgfältigen Bearbeitung
wichtiger Themenbereiche zu attestieren-
den Anwenderfreundlichkeit nicht ernstlich
Abbruch zu tun.

Stefan Wurst

■ Glücksspielgesetz. Von Wal-
ter Schwartz/Franz Wohlfahrt. Verlag
Manz, Wien 1998. 209 Seiten, br,
S 640,–.

Mit diesem Werk liegt erstmals ein wissen-
schaftlicher Kommentar zum österreichi-
schen Glücksspielgesetz vor. Auch wenn
die Kommentarliteratur mit dem Gesetz-
geber kaum Schritt halten kann (seit Verab-
schiedung des Glücksspielgesetzes 1989
ist dieses insgesamt zehnmal novelliert
worden, eine Novelle – BGBl I 1998/90
betreffend die Sportförderung – erging
nach Erscheinen des Kommentars von
Schwartz/Wohlfahrt), bietet dieses Werk
erstmals eine umfassende und ernsthafte
Beschäftigung mit einem Rechtsgebiet, das
bisher von rechtswissenschaftlichen Kom-
mentatoren nicht bearbeitet worden war.
Die Autoren fassen die gesamte vorlie-
gende Judikatur und Literatur zum Thema

Glücksspiel zusammen und beschränken
sich nicht auf die bloße Wiedergabe der
Gesetzesmaterialien. Bemerkenswert ist
die ausführliche Auseinandersetzung mit
dem Begriff des Glücksspiels nach dem
Glücksspielgesetz. Ob die Autoren mit
ihrer Auffassung zur Vereinbarkeit des
österreichischen Glücksspielmonopols mit
dem Gemeinschaftsrecht richtig liegen,
wird möglicherweise in naher Zukunft vom
EuGH geklärt werden (Rs C-124/97), die
Kommentatoren unternehmen immerhin als
erste eine ernsthafte Auseinandersetzung
mit dieser Thematik unter Verwertung der
österreichischen und europäischen Litera-
tur und Judikatur.
Auf die von den Autoren angedeutete
Frage einer eventuellen Verfassungswid-
rigkeit der verwaltungsgerichtlichen Straf-
barkeit der Veranstaltung von Glücks-
spielen aufgrund des Doppelbestrafungs-
verbots gem Art 4 Abs 1 7. ZPMRK hat ein
nach Erscheinen des Kommentars ergan-
genes Erkenntnis des VfGH (G 275/96
vom 19. 6. 1998) nur hinsichtlich eines
der Straftatbestände Klarheit gebracht
(und, da verfassungskonformer Interpreta-
tion zugänglich, als unbedenklich erklärt).
Die von den Autoren aufgeworfenen ver-
fassungs- und europarechtlichen Bedenken
gegen verschiedene Bestimmungen des
Glücksspielgesetzes sind aber nach wie
vor aktuell.
Insgesamt ist das Werk sehr hilfreich, um
eine fundierte und seriöse rechtliche Aus-
einandersetzung mit dem Thema Glücks-
spiel zu gewährleisten.
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Stefan Joachimsthaler, 1070 Wien, Kandlgasse 32/10,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien.
Telefon (01) 523 54 10, Telefax (01) 523 54 10-10.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt auch kurzfristig RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0664) 337 94 16, durchgehend
erreichbar.

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil-
telefon 0664/420 12 80.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie 0676/326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesinger-
straße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.
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Substitutionen aller Art vor den Gerichten in Wr. Neustadt, Neun-
kirchen, Gloggnitz, Aspang, Mürzzuschlag, Pottenstein, Ebreichs-
dorf, Baden übernimmt RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neu-
stadt, Pöckgasse 18.
Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Tel (01) 548 50 40, Fax (01) 548 50 40-3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechtssachen im Raum
Wien und Umgebung.

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Tel (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Rechtsmittel.

■
Substitutionen in Kärnten in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Mag. Petra Herbst-Pacher, L.L.M., 9500 Villach, Lederergasse 12.
Telefon (04242) 26 40 48, Telefax (04242) 26 40 48, e-mail:
HP@net4you.co.at

■
Substitutionen vor dem BG Aspang übernehmen infolge Eröff-
nung eines Büros in Aspang/Wechsel die Rechtsanwälte
Mag. Gernot Faber, Mag. Christian Kühteubl, Neunkirchner
Straße 34, 2700 Wiener Neustadt, Tel (02622) 821 18, Telefax
(02622) 82 11 86.

■
RA Mag. Dieter Kocher, Murtalstraße 499, 5582 St. Michael/Lg,
übernimmt Substitutionen vor den Bezirksgerichten Tamsweg und
St. Johann/Pg, Telefon (06477) 78 20, 78 21, Telefax (06477)
78 21-4.

■
London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kolli-
sionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht:
The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings,
Temple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Tele-
fax (0044171) 353 57 78.

■
Frankreich: Österreicherin, französische Wirtschafts-Rechtsanwäl-
tin, steht für alle Causen in Frankreich zur Verfügung. Maître
Renate Grötschnig-Audit, Avocat à la Cour, 169, rue de l’Uni-
versité, F-75007 Paris, Tel (0033-1) 45 51 54 15 oder (0033-6)
07 61 26 75, Fax (0033-1) 45 55 69 38.

■
Rechtsanwaltskanzlei Dr. H.R. Jahn, Wipplingerstraße 5,1010 Wien,
nimmt einsatzfreudige(n) Konzipientin(en) mit großer LU sowie erst-
klassigen Privat- und Handelsrechtskenntnissen auf; weitere Vor-
aussetzung: einwandfreies Englisch.
Geboten werden: wirklich gute Arbeitsbedingungen und Beschäfti-
gung auf hohem Niveau. Interessierte Kolleg(inn)en melden sich
unter (01) 533 97 07.

■
Rechtsanwälte Griss & Partner, Graz, suchen Rechtsanwaltsanwär-
ter/in mit fundierter Ausbildung, überdurchschnittlichen juristischen
Kenntnissen, Einsatzfreude und gutem Auftreten. (Ausländische)
Zusatzausbildung(en), Fremdsprachen- und EDV-Kenntnisse sind
zusätzliche Qualifikationen. Bewerbungen mit Zeugnissen und
handgeschriebenem Lebenslauf z. H. RA Dr. Gunter Griss, Glacis-
straße 67, 8010 Graz.
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Kollege/in mit erfolgreich abgelegter Anwaltsprüfung und her-
vorragenden juristischen Kenntnissen auf Substitutionsbasis bzw
als Angestellter gesucht. Möglicher Beginn März 1999. Schrift-
liche Bewerbungen mit Foto sind an Rechtsanwalt Dr. Alexander
Milavec, 1010 Wien, Kärntner Straße 11, zu richten.

■
Die Österreichische Volksbanken-AG bietet einer ambitionierten
Sekretariatskraft die Gelegenheit, ihre Kenntnisse in der Rechtsab-
teilung optimal einzusetzen. Voraussetzungen: sehr gute PC-Kennt-
nisse (Word/Excel), Erfahrung im Sekretariat, Serviceorientierung,
Einsatzfreude, Belastbarkeit, Organisationstalent.
Bewerbungsunterlagen bitte an: Österreichische Volksbanken-AG,
Abt Personalmanagement, zH Herrn Mag. Hans Garstenauer,
Peregringasse 3, 1090 Wien.

■
Bestens eingeführte Innenstadtkanzlei bietet nettem Kollegen
Anschluß in Regiegemeinschaft. Effizientes Team und Infrastruktur
erwarten Sie.
Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich an: Telefon
(01) 512 17 14.

■
Rechtsanwalt im Großraum Linz bietet Kollegin/Kollegen Regie-
gemeinschaft an.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100496.

■
Salzburg – Sind Sie eintragungsfähig oder schon selbständig? Zivil-
kanzlei bietet Kollegen/in vorerst kostengünstige Regiegemein-
schaft, weitere Entwicklungsmöglichkeiten.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100497.

■
Rechtsanwalt in Wien bietet Kollegin/Kollegen Regiegemeinschaft
bzw die Anmietung von Kanzleiräumlichkeiten an. Dr. Hickl, Tele-
fon (01) 587 85 86.

■
Kollegen(in) wird in gut ausgestatteter Innsbrucker Rechtsanwalts-
kanzlei in bester Lage Regiegemeinschaft angeboten.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100499.

■
Einstieg als Regiepartner/in in bestens ausgestattete Rechtsan-
waltskanzlei möglich; zentrale Top-Lage, Altbauqualität, Telefon
(01) 513 13 28.

■
Das Österreichische Recht/Loseblattsammlung zu verkaufen. Er-
gänzungslieferung bis 20. 10. 1997. Preis nach Vereinbarung.
Interessenten melden sich bei RA Dr. Voithofer, 1010 Wien,
Eßlinggasse 7, Tel (01) 536 50-0.
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Komplette Ausgabe des Österreichischen Rechtes (Loseblattsamm-
lung), komplett eingeordnet bis Dezember 1998, zu verkaufen.
Interessenten wenden sich bitte unter Tel (01) 513 39 35-10 an
Mag. Bernhard Brehm.

■

ecolex 90–97, RdW 89–97, komplette Jahrgänge, ungebunden,
abzugeben. Tel (01) 515 10-269, Frau Osarumwense.

■

Kanzleiräumlichkeiten am Stephansplatz, ca 120 m2, geeignet für
zwei Rechtsanwälte, repräsentative Lage und sehr guter Zustand,
wegen beabsichtigter Sozietätsbildung in größeren Räumlichkei-
ten in Ausübung eines vertraglichen Weitergaberechtes abzuge-
ben. Parkmöglichkeit vorhanden.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100498.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Büro für juridische Fachübersetzungen: gerichtlich beeidete Dol-
metscher und Übersetzer für die englische Sprache; ausgebildet im
österreichischen und anglo-amerikanischen Recht; Muttersprachen
Deutsch und Englisch; Verträge, Gutachten, Gesetze, allgemeine
Texte; rasche und zuverlässige Erledigung.

Telefon (01) 585 40 80-0, Telefax (01) 585 40 80-20; e-mail:
mfg-law@aon.at

■

Für Ihr Archiv: Schieberegale aus Stahl, 7-teilig und 1 Fixteil, Breite
ca 5 m, Höhe ca 2,5 m. 5 Jahre alt, Top-Zustand. Telefon (02741)
80 81.

■

Telefonanlage günstigst, mtl S 715,–: 3 Amtsleitungen (ISDN-
fähig), 4 analoge Teilnehmer, individuelle Gebührenerfassung,
Alcatel 4210. Alcatel Fax 50, NP S 13.500,–, VB S 9.000,–.

Büromöbel (Mascagni, Blaha), zwei Arbeitsplätze, Bürostühle,
Besuchersessel, Regale, Aktenschränke, hellgrau, neuwertig, Preis-
vereinbarung.

Tel (01) 277 33-5464 Bürozeiten, (01) 408 68 74 abends.
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